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II. Beschlüsse und Verträge 

Nr. 1 Zur Vereinbarung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, der Evangelischen Kirche 
lutherischen Bekenntnisses in Brasilien, der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands, der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern und der Gesellschaft für 
Innere und .Äußere Mission im Sinne der 
lutherischen Kirche e. V., betreffend die im 
Missions- und Diasporaseminar Neuen­
dettelsau ausgebildeten Brasilienpfarrer. Vom 
14. Januar 1971 - hier: Verpflichtung der 
Missionsanstalt Neuendettelsau. 

Auf Grund der irrt Rahmen der Gründung des Baye­
rischen Missionswerkes getroffenen Vereinbarung zwi­
schen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
und der Gesellschaft für Innere und Äußere Mission 
im Sinne der lutherischen Kirche e. V. Neuendettelsau 
vom 15. Oktober 1971 gehen die Verpflichtungen der 
Missionsanstalt Neuendettelsau aus der Vereinbarung 
vom 14. Januar 1971 mit Wirkung vom 1. April 1972 an 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern über. 

III. Mitteilungen 

Tagung der Generalsynode 1972 in Hamburg. 

Band IV Stück 1 

Die 4. Generalsynode der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands ist zu ihrer 7. Tagung 
in der Zeit vom 22. bis 27. Oktober 1972 in Hamburg 
einberufen worden. 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Schleswig-Holsteins zu dem .Vertrage 
über die Bildung der Nordelbischen evangelisch­
lutherischen Kirche. Vom 29. Mai 1970. 

- Dieser Druckfehler ist nicht in der gesamten Aus­
gabe aufgetreten. -

Gastgebende Gliedkirche ist die Evangelisch-luthe­
rische Kirche im Hamburgischen Staate. 

Nr. 3 Geschäftsstelle des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichts. 

Im Einvernehmen mit dem Präsidenten des Luthe­
rischen Kirchenamtes hat der Präsident des Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichts <:[er Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands den Kirchen­
amtmann Podschies mit der Wahrnehmung der Auf­
gaben der Geschäftsstelle des Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichts mit Wirkung vom 1. Januar 1972 
beauftragt. Er ist Urkundsbeamter der Geschäftsstelle. 
Dienstvorgesetzter ist der Präsident des Verfassungs­
und Verwaltungsgerichts. 

Kirchenamtmann Podschies wird vertreten durch 
Kirchenamtsrat Turban oder bei dessen Abwesenheit 
durch Oberkirchenrat Lindow. 

Nr. 4 Druckfehlerberichtigung. 

Folgende Druckfehler sind zu berichtigen: 

a) Amtsblatt Band III Stück 10 vom 2. November 1970. 
Im Inhaltsverzeichnis muß die letzte Angabe in Ab­
schnitt V. a) heißen: 

b) Amtsblatt Band III Stück 12 vom 1. Juli 1971. 
Hier ändern sich alle Seitenangaben im Inhaltsver­
zeichnis jeweils um eine Seite; Nr. 45 Verein­
barung ... beginnt somit auf Seite 475. 

- Die Druckfehler bitten wir handschriftlich zu be­
richtigen. -

Nr. 5 Befreiung der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche Deutschlands von der Zahlung 
der Gerichtsgebühren. 

Erl. d. MK v. 12. Januar 1972 - 501 - 5017/72 

Der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands (VELKD) wird gemäß§ 8 Abs. 1 Nr. 4 des 
Preußischen Gerichtskostengesetzes vom 28. Oktober 
1922 (Nds. GVBI. Sb. III S. 215) - bezüglich der ehemals 
braunschweigischen und oldenburgischen Landesteile in 
Verbindung mit der AV des Ministers der Justiz vom 
27. Juli 1964 (Nds. Rpfl. S. 167) - bis auf weiteres be­
scheinigt, daß ihre Einnahmen die etatmäßigen Aus­
gaben einschließlich der Besoldung oder des statt dieser 
überlassenen Nießbrauchs nicht übersteigen. 

Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands ist fortab berechtigt, in den ehemals preu­
ßischen und schaumburg-lippischen Landesteilen Be­
freiung von Gerichtsgebühren in Angelegenheiten der 
freiwilligen und streitigen Gerichtsbarkeit gemäß § 8 
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Abs. 1 Nr. 4 des Preußischen Gerichtskostengesetzes in 
Verbindung mit § 11 Abs. 2 Satz 2 der Kostenordnung, 
§ 115 Abs. 1 des Preußischen Gerichtskostengesetzes in 
Verbindung mit § 2 Abs. 2 Satz 2 des Gerichtskosten­
gesetzes unter Hinweis auf diesen Erlaß in Anspruch 
zu nehmen. 

In den ehemals braunschweigischen und oldenburgi­
schen Landesteilen ist die Vereinigte Evangelisch­
Lutherische Kirche Deutschlands berechtigt, den Erlaß 
'der Gerichtsgebühren in Angelegenheiten der freiwilli­
gen und streitigen Gerichtsbarkeit gemäß Verordnung 
vom 20. März 1935 (Nds. GVBl. Sb. II S. 445) in Ver­
bindung mit dem Erlaß des Ministers der Justiz vom 
27. Juli 1964 (Nds. Rpfl. S. 167) zu beantragen. 

In den ehemals oldenburgischen Landesteilen ver­
·bleibt es in streitigen Rechtssachen bei der weiter­
gehenden Regelung nach § 114 des oldenburgischen Ge­
setzes betreffend die Gerichtskosten vom 30. Dezember 
1899 (Nds. GVBl. Sb. III S. 216). 

- Nds. MBl. Nr. 8/1972 S. 277 

Nr. 6 Rechtsprechungsbeilage. 

Eine Rechtsprechungsbeilage mit Urteilen und Be­
schlüssen des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands, des Senats für Amtszucht der Vereinig­
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands so­
wie gliedkirchlicher Gerichte der Vereinigten Kirche 
ist in Vorbereitung und wird als Sonderdruck dem­
nächst übersandt. 

Nr. 7 Inhaltsverzeichnis. 

Das Inhaltsverzeichnis für Band III wird dem näch­
sten Amtsblatt beiliegen oder gesondert übersandt wer­
den. 

IV. Personalnachrichten 

Generalsynode 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Schleswig-Holsteins hat für den ausgeschie­
denen Propst Berthold Kraft, Kiel, zum Mitglied 
der Generalsynode Pastor Hans-Geerd Fr ö h 1 i c h, 
2 Hamburg 67, Rockenhof 5, gewählt. Als 1. Stellver­
treter für Pastor F r ö h 1 i c h wurden Propst Helmut 
S t e e n b o c k, 239 Flensburg, Mühlenstraße 19, und 
als 2. Stellvertreter Pastor Wilhelm Sc h r ö der, 
·2 Hamburg 61, Sachsenweg 2, gewählt. 

Für den verstorbenen Religionslehrer Paul Rein k e, 
Lübeck, hat die Landessynode der Evangelisch-luthe­
rische Kirche in Lübeck Dipl.-Ing. Paul D ö r i n g , 
24 Lübeck, Katharinenstraße 33 a, gewählt. Als 1. Stell­
vertreter für Dipl.-Ing. Döring wurden Landgerichts­
direktor Dr. Horst Gehr man n, 24 Lübeck, Zeppe­
linstraße 1, und als 2. Stellvertreter Frau Else 
Witze 1, 24 Lübeck, Telemannweg 9, gewählt. -
Außerdem wurde Pastor Detlef B e n d r a t h , 24 Lü­
beck, Elswigstraße 68, als 2. Stellvertreter für Pastor 
H e s e k i e 1 , Lübeck, gewählt. 

Lutherisches Kirchenamt 

Kirchenoberinspektor Dieter Po d s chi es wurde 
mit Wirkung vom 1. Januar 1972 zum Kirchenamtmann 
ernannt. 

Auf Beschluß der Kirchenleitung führen Pastor Hans­
Volker Herntrich und Pfarrer Jürgen Jezio­
r o W s k i ab 21. April 1972 für die Dauer ihrer Tätig­
keit im Lutherischen Kirchenamt die Dienstbezeich­
nung „Kirchenrat". 

Oberkirchenrat Horst B e c k e r, Missionsreferent im 
Lutherischen Kirchenamt, ist zum Leiter des bayeri­
schen Missionswerkes gewählt worden und scheidet 
auf seinen Antrag mit Ablauf des 31. Mai 1972 aus dem 
Dienst der Vereinigten Kirche aus. Zu seinem Nachfol­
ger hat die Kirchenleitung Pfarrer Christian Krause, 
z. Z. Tansania, zum 1. Juli 1972 berufen. Er führt von 
diesem Zeitpunkt ab die Dienstbezeichnung „Kirchen­
rat". 

Die Kirchenleitung hat am 26. Mai 1972 den Assessor 
Hartmut I g n e y unter Berufung in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Probe mit Wirkung vom 1. Juni 
1972 zum Kirchenassessor ernannt. 

V. Aus den Gliedkirchen 
a) Verfassungs- und Organisationsrecht 

Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern. 

Vom 20. Nov_ember 1971 
(Nachdruck aus KABl. 1971, S. 287) 

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird, nachdem festgestellt 
ist, daß die Erfordernisse verfassungsändernder Gesetz­
gebung erfüllt sind .. 

"Obersicht 

Grundartikel 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen . 

zweiter Abschnitt 

..•.. Art. 1- 8 

Die Kirchengliedschaft . . . . . . . . Art. 9-10 
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Dritter Abschnitt 
Das Amt der Kirche 

Vierter Abschnitt 
Die Kirchengemeinde . 

Fünfter Abschnitt 
Der Dekanatsbezirk und der Dekan 

· Sechster Abschnitt 
Besondere Arbeitsbereiche und Arbeits­
formen 

Siebenter Abschnitt 
Die Leitung der Evangelisch-Lutherischen 

Art.11-18 

Art.19-25 

Art.26-35 

Art.36-39 

Kirche in Bayern . . . . . . Art. 40-70 
1. Die Landessynode . . . . . • . . Art. 41-53 
2. Der Landessynodalausschuß . . . . Art. 54-58 
3. Der Landesbischof und die Kreisdekane Art. 59-64 
4. Der Landeskirchenrat. . . . . . . Art. 65-70 

Achter Abschnitt 
Die kirchliche Rechtsetzung 

Neunter Abschnitt 
Der kirchliche Rechtsschutz 

Zehnter Abschnitt 
Die Vermögens- und Finanzverwaltung. 

Elfter Abschnitt 

Art. 71-76 

Art. 77-78 

Art.79-83 

Schlußbestimmung . . . . . . . . . . Art. 84 

Grundartikel 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern lebt in 
der Gemeinschaft der einen, heiligen,· allgemeinen und 
apostolischen Kirche· aus dem Worte Gottes, das in 
Jesus Christus Mensch geworden ist und in der Heiligen 
Schrift Alten und Neuen Testaments bezeugt wird. 

Mit' den christlichen Kirchen in der Welt, bekennt sie 
ihren Glauben an den Dreieinigen Gott in den altkirch­
lichen Glaubensbekenntnissen. Sie hält sich in Lehre 
und Leben an das evangelisch-lutherische Bekenntnis, 
wie es insbesondere in der Augsburgischen Konfession 
von 1530 und im Kleinen Katechismus n. Martin 
Luthers ausgesprochen ist, und das die Rechtfertigung 
des Sünders durch den Glauben um Christi willen als 
die Mitte des Evangeliums bezeugt. 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern steht 
mit der ganzen Christenheit unter dem Auftrag, Gottes 
Heil in Jesus Christus in der Welt zu bezeugen. Diesem 
Auftrag haben auch ihr Recht und ihre Ordnungen zu 
dienen. 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern hat 
die Aufgabe, Sorge zu tragen für den Dienst am Evan­
gelium von Jesus Christus in Wort und Sakrament, fi,ir 
die brüderliche Gemeinschaft im Gebet und in der 
Nachfolge Jesu Christi, für die Ausrichtung des Mis­
sionsauftrages, für das Zeugnis in der Öffentlichkeit, 
für den Dienst der helfenden Liebe und der christlichen 
Erziehung und Unterweisung. 

(2) Alle Kirchenglieder und die kirchlichen Rechts­
träger tragen die Verantwortung für die rechte Lehre 
und für die. zeit- und sachgemäße Erfüllung des Auf­
trages der Kirche. 

Artikel 2 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, ihre 
Kirchengemeinden, ihre Gesamtkirchengemeinden, ihre 
Dekanatsbezirke und ihre sonstigen Körperschaften, 
ihre Anstalten und Stiftungen sowie ihre Ämter, Werke 
und Dienste bilden eine innere und äußere Einheit. In 
dieser Einheit haben sie die zur Erfüllung ihrer beson­
deren Aufgaben notwendige Eigenverantwortung und 
Freiheit, die durch die kirchlichen Ordnungen gesichert 
und begrenzt werden. 

Artikel 3 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in rBayern ordnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig. 

Artikel 4 

(1) In der Evangelisch-Lutherischen .Kirche in Bayern 
sind unter dem Auftrag zur öffentlichen Wortverkündi­
gung urid zur Sakramentsverwaltung ,Gemeinde und 
Amt einander zugeordnet und aneinander gewiesen. 

(2) Die Gemeinde ist die Gemeinschaft der Menschen, 
die durch Wort und Sakrament zur Einheit des Glau­
bens, der Liebe und der Hoffnung gesammelt werden 
und dazu berufen sind, Jesus Christus als den Herrn 
und Heiland vor der Welt zu bezeugen. 

(3) Die öffentliche Wortverkündigung und die Sakra­
mentsverwaltung obliegen den dazu ordnungsgemäß 
berufenen Kirchengliedern. 

Artikel 5 

In der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
ist Leitung der Kirche zugleich geistlicher und recht­
licher Dienst. 

Artikel 6 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern tritt 
dafür ein, daß die Einmütigkeit in der Einen Kirche 
Jesu Christi in aller Welt wächst. 

(2) Als Kirche evangelisch-lutherischen Bekenntnisses 
ist sie mit den evangelisch-lutherischen Kirchen und 
Christen in aller Welt verbunden. Sie ist Gliedkirche der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands. Sie gehört dem Lutherischen Weltbund an. 

(3) Sie bekennt sich zur Gemeinschaft der evangeli­
schen Christenheit in Deutschland. Sie ist unter Wah­
rung ihres Bekenntnisstandes Gliedkirche der Evange­
lischen ,Kirche in Deutschland. 

(4) Sie nimmt an der Zusammenarbeit christlicher 
Kirchen in der Welt teil. Sie gehört dem ökumenischen 
Rat der ,Kirchen an. 

.Artikel 7 

Das Verhältnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern zum Staat und zu anderen Körperschaften 
kann durch vertragliche Vereinbarungen geregelt wer­
den. Solche Vereinbarungen dürfen die Erfüllung des 
kirchlichen Auftrages nicht beschränken. 

Artikel 8 

(1) Rechtspersönlichkeit nach kirchlichem Recht be­
sitzen: 

L die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, ihre 
Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden und 
Dekanatsbezirke sowie sonstige auf Grund eines 
Kirchenge_setzes errichtete kirchliche Körperschaften, 

2. rechtlich selbständige kirchliche Anstalten und kirch­
liche Stiftungen. 
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(2) Nach den geltenden staatlichen Bestimmungen sind 
die bestehenden kirchlichen Körperschaften zugleich 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die bestehen­
den kirchlichen Stiftungen sind zugleich Stiftungen des 
öffentlichen oder privaten Rechts. Neu errichtete kirch­
liche Rechtspersönlichkeiten sollen die Rechtsfähigkeit 
nach staatlichem Recht erwerben. 

(3) Rechtspersönlichkeit nach kirchlichem Recht kann 
verliehen werden an Vereine und Körperschaften des 
öffentlichen oder privaten Rechts, die kirchliche Auf­
gaben erfüllen und nach Satzung und Arbeit an das 
evangelisch-lutherische Bekenntnis gebunden sind, der 
Aufsicht der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
unterstehen und ihren Leitungsorganen verantwortlich 
sind. Damit stehen sie zugleich unter deren Schutz und 
Fürsorge. Das Nähere wird durch Kirchengesetz ge­
regelt. 

Zweiter Abschnitt 

Die Kirchengliedschaft 

Artikel 9 

(1) Die Gliedschaft in der Kirche Jesu Christi gründet 
sich auf die Heilige Taufe. 

(2) Mitglied der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern ist jeder getaufte evangelische Christ, der im 
Kirchengebiet seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt hat und weder seine Kirchenmitgliedschaft nach 
dem geltenden Recht aufgegeben hat noch Mitglied 
einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft ist. 
Damit ist er zugleich Mitglied einer ihrer Kirchenge­
meinden. 

(3) Nähere Bestimmungen über die Kirchenmitglied­
schaft, insbesondere über die sich aus ihr ergebenden 
Rechte und Pflichten, werden durch Kirchengesetz ge­
troffen. 

Artikel 10 

(1) Die Kirchenglieder stehen als Glieder der Ge­
meinde Jesu Christi in der Verantwortung vor Gott. Sie 
sollen dies im privaten und öffentlichen Leben bewäh­
ren. 

(2) Sie ha~en das Recht und die Pflicht, durch Über­
nahme von Ämtern und -Diensten und durch Gaben und 
Beiträge den Dienst der Kirche mitzutragen. 

(3) Zu solchem Handeln gibt die „Ordnung des kirch­
lichen Lebens" Anleitung und Hilfe. 

Dritter Abschnitt 

Das Amt der Kirche 

Artikel 11 

Das der Kirche von Jesus Christus anvertraute Amt 
gliedert sich in verschiedene Dienste. Die in diese Dien­
ste Berufenen arbeiten in der Erfüllung des kirchlichen 
Auftrages zusammen. 

Artikel 12 

(1) Der Auftrag zur öffentlichen Wortverkündigung 
und zur Sakramentsverwaltung wird durch die Ordina­
tion erteilt. 

(2) Auf Grund einer besonderen Berufung und Lehr­
verpflichtung kann kirchlichen Mitarbeitern der Auf­

. trag zum Predigtdienst und zur Sakramentsverwaltung 
für einen bestimmten Dienstbereich erteilt werden. Das 
Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt. 

(3) In Notfällen, vor allem in Gefahr des Todes kann 
jedes Kirchenglied diese Aufgaben wahrnehmen'.. 

Artikel 13 

Weitere kirchliche Mitarbeiter haben im Gottesdienst, 
in Diakonie und Mission, bei der christlichen Unterwei­
sung, in der sonstigen Gemeindearbeit und in der kirch­
lichen Verwaltung teil an den Aufgaben des Amtes der 
Kirche. 

Artikel 14 

(1) Kirchliche Mitarbeiter sind hauptamtlich, neben­
amtlich oder ehrenamtlich tätig. Sie sollen nach ihrer 
Haltung und Befähigung für die Aufgaben, die ihnen 
übertragen werden, geeignet sein und für ihren Dienst 
ausgebildet und fortgebildet werden. 

(2) Art und Umfang des Dienstes richten sich nach den 
kirchlichen Ordnungen. 

Artikel 15 

Der Pfarrer trägt im besonderen die Verantwortung 
für die Einheit der Gemeinde und der Kirche in Lehre 
und Leben und fördert den Zusammenhalt und die Zu­
sammenarbeit der Kirchenglieder und kirchlichen Dien­
ste. 

Artikel 16 

(1) Der Pfarrer steht in einem Dienst- und Treuever­
hältnis auf Lebenszeit zur Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern. 

(2) In das Dienstverhältnis als Pfarrer kann berufen 
werden, wer die Anstellungsfähigkeit erworben hat und 
ordiniert ist. 

(3) Der Pfarrer ist in seiner Amtsführung an das 
Ordinationsgelübde gebunden. Er untersteht der Dienst­
und Lehraufsicht. 

Artikel 17 

In Ordnungen, die das Dienstverhältnis der Kirchen­
beamten und derjenigen kirchlichen Mitarbeiter regeln, 
welche nach der Agende eingesegnet oder eingeführt 
werden, ist eine Verpflichtung auf das evangelisch­
lutherische Bekenntnis vorzusehen. 

Artikel 18 

Kirchenglieder im Dienst der Lehre, der christlichen 
Unterweisung und der besonderen Seelsorge erfüllen 
Aufgaben im Sinne des Artikels 1 auch dann, wenn sie 
nicht in einem kirchlichen Dienstverhältnis stehen. Ihr 
Dienst wird von der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern gefördert und geschützt. Für die christliche 
Unterweisung in der Schule ist die kirchliche Bevoll­
mächtigung erforderlich. 

Vierter Abschnitt 

Die Kirchengemeinde 

Artikel 19 

(1) In der Kirchengemeinde verwirklicht sich Ge­
meinde Jesu Christi im örtlichen. Bereich. 

(2) Die Kirchengemeinde ist eine örtlich bestimmte 
Gemeinschaft von Kirchengliedern, die sich regelmäßig 
um Wort und Sakrament versammelt, und in der das 
Amt der Kirche ausgeübt wird. 

(3) Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, das Ge­
meindeleben in ihrem Bereich zu gestalten. Sie hat für 
die Verkündigung des Evangeliums in Wort und Sakra­
ment zu sorgen, den Dienst der christlichen Liebe zu 
üben und die kirchliche Unterweisung zu fördern; sie 
hat den missionarischen Auftrag in der Welt mitzuer­
füllen. 
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Artikel 20 

{1) Jede Kirchengemeinde hat einen Kirchenvorstand; 
in ihm wirken Pfarrer und Kirchenvorsteher bei der 
Leitung der Kirchengemeinde zusammen. 

{2) Der Kirchenvorstand ist im Rahmen der kirch­
lichen Ordnungen dafür verantwortlich, daß die Kir­
chengemeinde ihre Aufgabe erfüllt. Er sorgt dafür, daß 
die Kirchengeme_inde ihren Verpflichtungen nachkommt 
und ihre Rechte wahrt. 

{3) Er vertritt die Kirchengemeinde gerichtlich und 
außergerichtlich. 

Artikel 21 

{1) Dem Kirchenvorstand gehören an 

- a) die zum -Dienst in der Kirchengemeinde berufenen 
Pfarrer, Pfarrverwalter, Vikare und {Pfarr-) Vika­
rinnen, 

b) die gewählten und berufenen Kirchenvorsteher. 

{2) Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, wel­
che weiteren Mitglieder dem \Kirchenvorstand ange­
hören. 

{3) Der Kirchenvorstand wählt für die Dauer seiner 
Amtszeit aus der Mitte der Kirchenvorsteher einen Ver­
trauensmann und dessen Stellvertreter. 

Artikel 2.2 

{1) Vorsitzender des Kirchenvorstandes ist der mit 
der pfarramtlichen Geschäftsführung Beauftragte. Für 
Pfarreien mit mehreren Kirchengemeinden können 
durch Kirchengesetz abweichende Regelungen getroffen 
werden. Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes wirkt 
mit dem Vertrauensmann zusammen. 

{2) Der Landesbischof, der Kreisdekan und Beauf­
tragte des Landeskirchenrates haben das Recht, an den 
Sitzungen des Kirchenvorstandes mit beratender Stim­
me· teilzunehmen und in besonderen Fällen dabei den 
Vorsitz zu übernehmen. 

Artikel 23. 

{1) Die Grenzen der Kirchengemeinde ergeben sich 
aus dem Herkommen; zur besseren Entfaltung des Ge­
meindelebens kann der Landeskirchenrat Teile von Kir­
chengemeinden angrenzenden Kirchengemeinden ein­
gliedern, neue Kirchengemeinden errichten oder be­
stehende Kirchengemeinden aur"heben. 

{2) Aus benachbarten :Kirchengemeinden kann zur Er­
füllung gemeinsamer Aufgaben eine Gesamtkirchenge­
meinde gebildet werden. 

{3) -Dur~ Kirchengesetz können Bestimmungen über 
personale Seelsorgebereiche, Anstaltsgemeinden und 
Anstaltskirchengemeinden getroffen werden. 

Artikel 24 

Weitere Bestimmungen über die Kirchengemeinde 
werden in der Kirchengemeindeordnung getroffen. 

Artikel 25 

(1) Wird eine Pfarrstelle frei, stellt der Landeskir­
chenrat Erhebungen über das Leben in der Kirchenge­
meinde und über die besonderen örtlichen und allge­
meinkirchlichen Erfordernisse an. 

(2) Die Pfarrstellen werden zur Bewerbung ausge­
schrieben. Ausnahmen werden durch Kirchengesetz be- · 
stimmt. 

(3) Das eine Mal wird der Pfarrer von der Kirchenge­
meinde ausgewählt und vom Landeskirchenrat berufen, 
das andere Mal besetzt der Landeskirchenrat die Pfarr-

stelle. Nicht ausgeschriebene Pfarrstellen werden vom 
Landeskirchenrat besetzt. 

(4) Hat die Kirchengemeinde auszuwählen, schlägt ihr 
der Landeskirchenrat möglichst drei, mindestens aber 
zwei geeignete Bewerber vor. Liegt ke~ne oder nur eine 
geeignete Bewerbung vor, so besetzt der Landeskirchen­
rat die Pfarrstelle nach :Anhörung des Kirchenvorstan­
des. 

{5) Die Kirchengemeinde kann im Einzelfall auf das 
Auswahlrecht verzichten. In diesem Fall besetzt der 
Landeskirchenrat die J?farrstelle. 

(6) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt. 

Fünfter Abschnitt 

Der De~natsbezirk und der Dekan 

Artikel 26 

{1) Der Dekanatsbezirk dient der zusammenarhP.it der 
ihm zugehörigen Kirchengemeinden.und der kirchlichen 
Werke und Dienste sowie der Erfüllung gemeinsamer, 
auch den örtlichen Bereich überschreitender Aufgaben. 

(2) Der ,Dekanatsbezirk ist auch Aufsichts- und Ver­
waltungsbezirk. 

(3) Organe des [)ekanatsbezirkes sind die Dekanats­
synode, der Dekanatsausschuß und der [)ekan. 

Artikel 27 

(1) Der Dekanatssynode gehören an 

a) der Dekan und der Senior, 
b) weitere Mitglieder des Pfarrkapitels, 
c) mindestens doppelt so viele Kirchenvorsteher als 

Mitglieder nach Buchstabe a und b, 
d) die Mitglieder der Landessynode, die im Dekanats­

bez1!k ihren Wohnsitz haben, 
e) besonders berufene :Mitglieder. 

(2) In der Dekanatssynode muß jede Kirchengemeinde 
durch mindestens einen Kirchenvorsteher vertreten sein. 
Die Zahl der berufenen Mitglieder darf nicht mehr als 
ein Fünftel der Kirchenvorsteher (Abs. 1 Buchst. c) be-
tragen. · ' 

(3) Der Landesbischof, der Präsident der Landes­
synode, der Kreisdekan und Beauftragte des Landes­
kirchenrates können an den Tagungen der Dekanats­
synode mit beratender Stimme teilnehmen. 

Artikel 28 

Die Dekanatssynode wird von einem Präsidium ge­
leitet, dem der Dekan und zwei von der Dekanats­
synode aus ihrer Mitte gewählte Laien angehören. 

Artikel 29 

Die Dekanatssynode soll ein Gesamtbild der für den 
Auftrag der Kirche und die kirchliche :Arbeit in ihrem 
Bereich wichtigen Vorgänge gewinnen und über Auf­
gaben beschließen, die sich daraus für den Dekanats­
bezirk ergeben. Sie soll sich mit Fragen der Lehre und 
des Lebens der Kirche befassen und dabei den Blick 
auf das Ganze der Kirche und ihren Dienst in der 
Öffentlichkeit richten. 

Artikel 30 

(i) Dem Dekanatsausschuß gehören an 

a) der Dekan als Vorsitzender, 
b) die beiden gewählten Mitglieder des Präsidiums der 

Dekanatssynode, 
c) der Senior, 

"" 
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d) fünf bis elf von der Dekanatssynode aus ihrer Mitte 
gewählte Mitglieder. 

Der Dekanatsausschuß kann bis zu drei Mitglieder 
mit Stimmrecht berufen. 'Die Zahl der .Pfarrer darf die 
Hälfte der Mitglieder nicht überschreiten. Der Deka­
natsausschuß wählt einen Laien als stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

(2) Der Dekanatsausschuß koordiniert die kirchliche 
Arbeit im Dekanatsbezirk. Er plant die gemeinsamen 
Vorhaben. Er bereitet die Dekanatssynode vor und gibt 
ihr über seine Tätigkeit Rechenschaft. Er nimmt die 
ihm durch Kirchengesetz übertragenen Aufgaben wahr. 

(3) Er vertritt den Dekanatsbezirk gerichtlich und 
außergerichtlich. 

Artikel 31 

(1) Der Dekan ist Inhaber einer Pfarrstelle. Die De­
kansfunktion wird ihm vom Landeskirchenrat im Ein­
vernehmen mit dem Dekanatsausschuß übertragen. 

(2) Der Dekan leitet den Dekanatsbezirk im Zusam­
menwirken mit der Dekanatssynode und dem Dekanats­
ausschuß. Er führt die Beschlüsse der Dekanatssynode 
und des Dekanatsausschusses durch und berichtet dar-

:., über. Er vertritt den Dekanatsausschuß nach außen. Er 
berät die kirchenleitenden Organe in Angelegenheiten 
des Dekanatsbezirkes. 

(3) Dem >Dekan ist die Aufsicht über die kirchliche 
Arbeit im Dekanatsbezirk übertragen. Er fördert die 
Arbeit der Pfarrer und Kirchengemeinden durch Visita­
tion und Beratung. Er führt die Pfarrstelleninhaber ein 
und übt die Dienstaufsicht über sie aus. Er kann in 
besonderen Fällen an den Sitzungen der Kirchenvor­
stände mit beratender Stimme teilnehmen und den 
Vorsitz übernehmen. Er kann in den Kirchengemeinden 
des Dekanatsbezirkes aus besonderem Anlaß Gottes­
dienste halten. 

Artikel 32 

(1) Das Pfarrkapitel ist die Gemeinschaft der zum 
Dienst in den Kirchengemeinden des Dekanatsbezirkes 
berufenen Pfarrer. Weitere Mitglieder des Pfarrkapitels 
bestimmt die Dekanatsbezirksordnung. 

(2) Die Zusammenkünfte des Pfarrkapitels dienen der 
brüderlichen Aussprache, der Weiterbildung und der 
Besprechung dienstlicher Angelegenheiten. 

Artikel 33 

(1) Das Pfarrkapitel wählt auf Zeit einen Pfarrstellen­
inhaber zum Senior. 

(2) Der Senior ist der Vertrauensmann des Pfarr­
kapitels. 

(3) Er ist zugleich der Stellvertreter des Dekans, so­
weit sich nicht aus Artikel 28 und iA.rt. 30 Abs. 1 etwas 
anderes ergibt. 

Artikel 34 

iDekanatsbezirke können durch den Landeskirchenrat 
mit Zustimmung des Landessynodalausschusses neu ge­
bildet, vereinigt, gegliedert oder aufgehoben werden. 
Sonstige Änderungen eines Dekanatsbezirkes verfügt 
der Landeskirchenrat. Maßnahmen nach Satz 1 und 2 
werden im Benehmen mit den beteiligten Dekanen, De­
kanatsausschüssen und Kirchenvorständen getroffen. 

Artikel 35 

Weitere Bestimmungen über den Dekanatsbezirk 
werden in der Dekanatsbezirksordnung getroffen. 

Sechster Abschnitt 

Besondere Arbeitsbereiche und Arbeitsformen 

Artikel 36 

Gemeinde Jesu Christi verwirklicht sich auch in be­
sonderen Arbeitsbereichen und durch besondere Ar­
beitsformen der Kirche. 

Artikel 37 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 
weiß sich zur Weltmission verpflichtet; sie nimmt an 
der Ökumenischen Arbeit teil. Sie arbeitet mit Kirchen · 

· in Übersee und in der Diaspora zusammen. Sie ruft 
Menschen in den Missionsdienst, bildet sie aus und 
sendet sie. 

(2) In ihrer diakonischen Verantwortung nimmt sie 
sich in Wort und Tat menschlicher Not in zeitgemäßer 
Weise vorbeugend, beratend und helfend an. 

(3) Sie erkennt ihre Aufgabe auch in Diensten an 
verschiedenen Gruppen der Gesellschaft und im Bereich 
der Erziehung, Bildung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Artikel 38 

· (1) In den in Artikel 37 genannten kirchlichen Arbeits­
bereichen bestehen besondere rechtlich selbständige 
oder nichtselbständige Ämter, Werke und Dienste. 

(2) Sie stehen unter dem Schutz und der Fürsorge der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und sind 
deren Leitungsorganen verantwortlich. 

(3) Die missionarischen Werke haben im Rahmen der 
kirchlichen Ordnungen das Recht, ihre Arbeit so zu ge­
stalten, wie es ihrem besonderen .Auftrag entspricht. 
Rechtsträger, die diakonische Aufgaben wahrnehmen, 
sind im Diakonischen Werk zusammengeschlossen; Satz 
1 gilt entsprechend. 

Artikel 39 

Kirchliche Dienste, die in verwandten Bereichen tätig 
werden, haben ihre Arbeit untereinander und mit den 
kirchlichen Körperschaften abzustimmen und in ge­
meinsamer Verantwortung wahrzunehmen. Dazu kön­
nen besondere Ausschüsse gebildet werden. 

Siebenter Abschnitt 

Die Leit,mg der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Bayern 

Artikel 40 

(1) Landessynode, Landessynodalausschuß, Landes­
bischof und Landeskirchenrat leiten die Evangelisch­
Lutherische Kirche in Bayern in arbeitsteiliger Gemein­
schaft und gegenseitiger Verantwortung. 

(2) Die kirchenleitenden Organe sind dafür verant­
wortlich, daß die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Bayern in Lehre ·und Leben, Verkündigung und Seel­
sorge, Ordnung und Verwaltung ihre _Aufgabe erfüllt 
und ihre Einheit und Freiheit wahrt. 

1. Die Landessynode 

Artikel 41 

(1) Die Landessynode verkörpert Einheit und Mannig­
faltigkeit der Gemeinden, Werke und Dienste. Sie ist 
zur gemeinsamen Willensbildung der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern berufen .. 

(2) Die Synodalen sind an Aufträge und Weisungen 
nicht gebunden. 
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Artikel 42 

(1) Die Landessynode kann über alle kirchlichen An­
gelegenheiten verhandeln und dabei über Aufgaben be­
schließen, die sich aus dem Auftrag der Kirche für die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in ;Bayern ergeben. 
Sie kann an die anderen kirchenleitenden Organe An­
fragen und Vorschläge richten, die vordringlich zu be­
handeln sind. Sie kann sich mit Kundgebungen an die 
Gemeinden wenden. 

(2) Die Landessynode hat insbesondere folgende Auf­
gaben: 
1. Sie hat das Recht der kirchlichen Gesetzgebung; 
2. sie wählt den Landesbischof; 
3. sie beschließt die „Ordnung des kirchlichen Lebens"; 
4. sie entscheidet über die Einführung und Änderung 

von Agende, Gesangbuch und Katechismustext; 
5. sie stimmt der Errichtung von Pfarrstellen, von Stel­

len für Pfarrer mit allgemeinkirchlichen Aufgaben 
und von Stellen fü1· Pfa.trvik,u·irmen sowie der Er­
richtung von Ämtern und Einrichtungen der Evan­
gelisch~Lutherischen Kirche in Bayern zu; 

6. sie stellt den Haushaltsplan der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern fest und erteilt für die 
Jahresrechnung Entlastung; 

7. sie beschließt über Eingaben; 
8. sie nimmt die ihr vorbehaltenen Wahlen vor. 

(3) Die Landessynode nimmt außerdem die ihr in 
kirchlichen Ordnungen besonders übertragenen Auf­
gaben wahr. 

Artikel 43 

· (1) Der Landessynode gehören an 
a) 86 gewählte Synodale, davon 58 Laien, 
b) 13 berufene Synodale sowie 
c) je ein ordinierter Lehrstuhlinhaber der Evangelisch­

Theologischen Fakultät der Universität Erlangen­
Nürnberg, der Evangelisch-Theologischen Fakultät 
der Universität München und der Augustana-Hoch­
schule Neuendettelsau. 

. (2) Für die Synodalen werden erste und zweite Stell­
vertreter gewählt oder berufen, die in dieser Reihen­
folge für die verhinderten oder ausgeschiedenen 
Synodalen eintreten. 

(3) Die Wahlprüfung obliegt der Landessynode. 

(4) Das Nähere über Wahl, Berufung und Ausscheiden 
der Synodalen und über die Wahlprüfung wird durch 
Kirchengesetz geregelt. 

Artikel 44 

Der Landesbischof, die Mitglieder des Landeskirchen­
rates sowie die Pfarrer und Kirchenbeamten des Lan­
deskirchenamtes können der Landessynode nicht ange-

· hören. · 

Artikel 45 

(1) Die Landessynode wird für sechs Jahre gebildet. 
Sie ist innerhalb von vier Monaten nach der Neubildung 
zu ihrer ersten Tagung einzuberufen. Die Landessynode 
bleibt solange im Amt, bis die neugebildete Landes­
synode zu ihrer ersten Tagung zusammentritt. 

(2) Die Landessynode kann ihre Auflösung beschlie­
ßen. Löst sie sich auf, so ist die neue Landessynode un­
verzüglich zu bilden; sie ist innerhalb von zwei Mona­
ten nach der Neubildung einzuberufen; Abs. 1 Satz 3 
gilt entsprechend. 

Artikel 46 

(1) Die Landessynode wird zu ihrer ersten Tagung 
durch den Landesbischof einberufen. 

(2) Der Landesbischof eröffnet die Tagung mit einem 
Gottesdienst und verpflichtet dabei die Synodalen nach 
der Agende. Später eintretende Synodale werden vom 
Präsidenten der Landessynode verpflichtet. 

Artikel 47 

(1) Die neugebildete Landessynode wählt bei ihrer 
ersten Sitzung mit der Mehrheit aller Synodalen aus 
ihrer Mitte unter der Leitung des an Lebensjahren äl­
testen Synodalen den Präsidenten und anschließend 
unter dessen Leitung den ersten und zweiten Vizepräsi­
denten; sie wählt zwei Schriftführer. 

(2) Der Präsident, die Vizepräsidenten und die Schrift­
führer bilden das Präsidium der Landessynode. 

(3) Mitglieder des Präsidiums können mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln aller Synodalen abberufen 
werden. 

Artikel 18 

(1) Die Landessynode soll mindestens einmal im Jahr 
zu einer ordentlichen Tagung zusammentreten. 

(2) Zu den Tagungen beruft der Präsident der Lan­
dessynode nach Beratung mit dem Landessynodalaus­
schuß, dem Landesbischof und dem Landeskirchenrat • 
ein. Der Präsident muß die Landessynode einberufen, 
wenn es ein Drittel der Synodalen, der Landessynodal­
ausschuß, der Landesbischof oder der Landeskircheprat 
verlangen. 

(3) Die Landessynode kann zur Vorbereitung ihrer 
Entscheidungen Ausschüsse bilden und ihnen bestimmte 
Angelegenheiten zur weiteren Beratung auch zwischen 
den Tagungen zuweisen. 

(4) Die Landessynode·gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 49 

Die Verhandlungen der Landessynode sind öffentlich. 
Ausnahmen sieht die Geschäftsordnung vor. 

Artikel 50 

(1) Die Landessynode ist beschlußfähig, wenn minde­
stens zwei Drittel aller Synodalen anwesend sind. 

(2) Sie faßt ihre Beschlüsse vorbehaltlich des Absatzes 
3 mit einfacher Mehrheit; bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. Das Verfahren bei Wahlen wird, 
soweit es nicht in dieser Verfassung bestimmt ist, -in der 
Geschäftsordnung geregelt. 

(3) Die Zustimmung von zwei Dritteln aller Synoda­
len ist notwendig 
1. zur Änderung der Kirchenverfassung, 
2. zur .Änderung des Wortlautes der Lehrverpflichtung, 
3. zum Erlaß eines Kirchengesetzes nach Art. 12 Abs. 2, 
4. zur Änderung des Kirchengebietes, 
5. zu einem Beschluß über die Zugehörigkeit zu gesamt­

kirchlichen Zusammenschlüssen, 
6. zu einem Beschluß nach Art. 45 Abs. 2 Satz 1. 

Artikel 51 

(1) Der Landesbischof und die Mitglieder des Landes­
kirchenrates sind berechtigt, an den Verhandlungen der 
Landessynode und ihrer Ausschüsse teilzunehmen. 

(2) Die Landessynode nimmt die Berichte des Landes­
bischofs und des Landeskirchenrates entgegen und 
macht sie zum Gegenstand ihrer Aussprache. 

(3) Der Landesbischof und die Mitglieder des Landes­
kirchenrates müssen auf Verlangen jederzeit gehört 
werden. Sie sind zur Auskunftserteilung verpflichtet. 

f-
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Artikel 52 

Der Landesbischof kann gegen einen Beschluß der 
Landessynode einen aufschiebenden Einspruch erheben. 
In diesem Fall ist über den·verhandlungsgegenstand bei 
der nächsten Tagung erneut zu beschließen. Der Ein­
spruch kann in der gleichen Angelegenheit nicht wie­
derholt werden. Gegen Wahlen ist ein Einspruch nicht 
möglich. 

Artikel 53 

{1) Der Landesbischof kann die Landessynode auflö­
sen, aber nur einmal aus demselben Anlaß, wenn nach 
seiner Überzeugung ihre Beschlüsse das evangelisch­
lutherische Bekenntnis in wesentlichen --Punkten verlet­
zen. Die Auflösung wegen einer Wahl ist nicht zulässig. 

(2) Wird die Landessynode aufgelöst, so ist unverzüg­
lich eine· neue Landessynode zu bilden und innerhalb 
von zwei Monaten nach der Neubildung einzuberufen. 
Die bisherige Landessynode bleibt bis zum zusammen­
treten der neugebildeten Landessynode im Amt; sie 
kann aber über den Gegenstand, der -Anlaß zu ihrer 
Auflösung gegeben hat, nicht beraten und beschließen. 

2. Der Landessynodalausschuß 

Artikel 54 

(1) Der Landessynodalausschuß ist die ständige Ver­
tretung der Landessynode. Er ist der Landessynode ver­
antwortlich. 

(2) Der Landessynodalausschuß hat insbesondere fol­
gende Aufgaben: 
1. Er informiert sich über die kirchliche Lage; zu beson­

deren Sachfragen kann er eigene Gutachten einholen; 
2. er nimmt die Berichte des Landesbischofs entgegen 

und berät darüber; 
3. er bereitet die Tagungen der Landessynode vor; er 

hat die an die Landessynode gerichteten Anträge und 
Eingaben vorzubehandeln; 

4. er achtet darauf, daß die Beschlüsse der Landessyn­
ode ausgeführt werden; 

5. er wirkt beim Einbringen von Kirchengesetzen und 
beim Erlaß von Verordnungen mit; 

6. er nimmt die ihm vorbehaltenen Wahlen vor. 

(3) Der Landessynodalausschuß hat ferner die ihm 
durch diese Verfassung oder durch Kirchengesetz über­
tragenen Aufgaben wahrzunehmen. Er erstattet der 
Landessynode bei jeder ordentlichen Tagung einen 
Rechenschaftsbericht. 

Artikel 55 

(1) Der Landessynodalausschuß besteht aus 15 Syn­
odalen, davon neun Laien. Der Präsident und die beiden_ 
Vizepräsidenten der Landessynode gehören dem Lan­
dessynodalausschuß kraft Amtes an. Die übrigen zwölf 

· Mitglieder des Landessynodalausschusses werden von 
der Landessynode innerhalb eines Jahres nach ihrem 
zusammentreten mit der Mehrheit aller Synodalen ge­
wählt. 

(2) Die gewählten Mitglieder bleiben bis zur Wahl 
aller neuen Mitglieder auch dann im Amt, wenn sie der 
neugebildeten Landessynode nicht mehr angehören. 

(3) Die gewählten Mitglieder können mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln aller Synodalen abberufen wer­
den. 

(4) Scheidet ein gewähltes Mitglied aus, ist ein neues 
Mitglied zu wählen. 

Artikel 56 

Vorsitzender des Landessynodalausschusses ist der 
Präsident der Landessynode, stellvertretender Vorsit­
zender ist der erste Vizepräsident. 

Artikel 57 

(1) Der Landessynodalausschuß wird durch seinen 
Vorsitzenden einberufen. iEr muß einberufen werden, 
wenn es fünf Mitglieder, der Landesbischof oder der 
Landeskirchenrat verlangen. 

(2) Der Landessynodalausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mindestens acht Mitglieder anwesend sind. 

(3) Der Landessynodalausschuß gibt sich eine Ge­
schäftsordnung. 

Artikel 58 

(1) Der Landesbischof oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Landeskirchenrates sind berechtigt, an den 
Sitzungen. des Landessynodalausschusses teilzunehmen. 
Der Landeskirchenrat ist verpflichtet, dem Landessyn­
odalausschuß Auskünfte zu erteilen und Akteneinsicht 
zu gewähren. 

(2) Der Landessynodalausschuß kann sich mit Anfra­
gen und Anregungen an den Landesbischof und den 
Landeskirchenrat wenden. 

(3) Zur Beratung wichtiger Fragen können der Lan­
dessynodalausschuß und der Landeskirchenrat zu ge­
meinsamen Sitzungen zusammentreten. 

3. Der Landesbischof und die Kreisdekane 

Artikel 59 

(1) Der Landesbischof ist ein Pfarrer, der in das kir­
chenleitende Amt für den Bereich der Evangelisch-Lu­
therischen Kirche in Bayern berufen ist. 

(2) Der Landesbischof ist zur öffentlichen Wortver­
kündigung und zur Sakramentsverwaltung in allen Ge­
meinden der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bay­
ern bereclitigt. Er kann sich an die Gemeinden mit 
Kundgebungen wenden; dabei kann er anordnen, daß 
diese Kundgebungen im öffentlichen Gottesdienst verle­
sen werden. 

Artikel 60 

(1) Der Landesbischof hat insbesondere folgende Auf­
gaben: 
1. Er achtet darauf, daß das Wort Gottes schrift- und 

bekenntnisgemäß verkündigt wird und die Sakra­
mente recht verwaltet werden; 

2. er führt das Gespräch mit den Gemeinden, den Pfar­
rern und den anderen kirchlichen Mitarbeitern; er 
berät, tröstet und mahnt sie brüderlich; 

3. er fördert die Gemeinschaft und Zusammenarbeit 
unter den Gemeinden, Werken und Diensten; 

4. er bemüht sich, die Verbindung mit anderen Kirchen 
zu pflegen und zu vertiefen; 

5. er vertritt die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Bayern in der Öffentlichkeit; 

6. er führt den Vorsitz im Landeskirchenrat; 
7. er tauscht mit den Kreisdekanen Erfahrungen aus 

und berät mit ihnen übet gemeinsame Aufgaben; 
8. er fertigt die kirchlichen Gesetze und Verordnungen 

aus und verkündet sie; 
9. er vollzieht die Ernennung der Pfarrer und Kirchen­

beamten der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern. 
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(2) Der Landesbischof hat das Recht zu ordinieren 
und zu visitieren. Er kann Pfarrer in ihr Amt einführen 
und Einweihungen vornehmen. 

(3) iDer Landesbischof hat eine feste P:redigtstätte. 

Artikel 61 

(1) Der Landesbischof wird. von der Landessynode mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln aller Synodalen ge­
wählt. Kommt eine .solche Mehrheit in zwei Wahlgän­
gen nicht zustande, so genügt in einem weiteren Wahl-
gang die Mehrheit aller Synodalen. · 

(2) Der Landesbischof tritt mit Erreichen der Alters­
grenze in den Ruhestand. Die Amtszeit kann befristet 
verlängert werden. Bei Vorliegen besonderer Gründe 
kann der Land,esbischof mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln aller Synodalen aus seinem Amt abberufen 
werden. 

(3) Weitere Bestimmungen über die Rechtsstellung 
des Lamlt!suiscliofä, insbesondere über seine Wahl und 
die Möglichkeit seiner Abberufung werden durch Kir­
chengesetz getroffen. 

Artikel 62 

Auf Vorschlag des Landesbischofs beruft der Landes­
synodalausschuß ein ordiniertes Mitglied des Landes­
kirchenrates· zum ständigen Vertreter des Landesbi­
schofs. 

Artikel 63 

(1) Der Kreisdekan ist ein Pfarrer, der in das kir­
chenleitende Amt für den Bereich eines Kirchenkreises 
berufen ist. Er ist Mitglied des Landeskirchenrates. Er 
führt die Amtsbezeichnung Oberkirchenrat. 

(2) Der Kreisdekan ist zur öffentlichen Wortverkün­
digung. und zur Sakramentsverwaltung in· allen Ge­
meinden des Kirchenkreises berechtigt. 

(3) Der Kreisdekan hat im Kirchenkreis insbesondere 
folgende Aufgaben: 
1. Er achtet darauf, daß das Wort Gottes schrüt- und 

bekenntnisgemäß verkündigt wird und die Sakra­
mente recht verwaltet werden; 

2. er führt das Gespräch mit den Gemeinden, den Pfar­
rern und den anderen kirchlichen Mitarbeitern; er 
berät, tröstet und mahnt sie brüderlich; 

3. er fördert die Gemeinschaft und Zusammenarbeit 
unter den Gemeinden, Werken und Diensten; 

4. er vertritt die Evangelisch-Luherische Kirche in 
Bayern in der Öffentlichkeit; 

5. er führt die Dekane in ihr Amt ein und hält mit 
ihnen Konferenzen ab. 

(4) Dem Kreisdekan obliegt, unbeschadet des Rechts 
des Landesbischofs, die Ordination und die Visitation 
im Kirchenkreis. Er hat das Recht, Einweihungen vor­
zunehmen. 

(5) Er hat eine feste Predigtstätte. 

Artikel 64 

Mit der Stellvertretung des Kreisdekans im Kirchen­
kreis beauftragt der Landeskirchenrat auf Vorschlag 
der Dekane des Kirchenkreises für jeweils sechs Jahre 
einen Dekan. 

4. Der Landeskirchenrat 

Artikel 65 

(1) ber Landesbischof, die Kreisdekane und· weitere 
Oberkirchenräte, die entweder Pfarrer oder Kirchenbe-

amte sind, bilden den Landeskirchenrat. Die Mitglieder 
des Landeskirchenrates sind einander gleichgestellt und 
handeln in ·gemeinsamer Verantwortung. Den Vorsitz 
führt der Landesbischof. 

(2) Der Landeskirchenrat hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 
1. Er beobachtet das kirchliche und öffentliche Leben, 

er wertet Informationen aus und gibt.sie weiter; 
2. er entwickelt Programme für die kirchliche Arbeit 

und regt Modelle an; 
3. er ist verantwortlich dafür, daß Pfarrer und andere 

kirchliche Mitarbeiter gewonnen, ausgebildet, fort­
gebildet und richtig eingesetzt werden; er prüft die 
Voraussetzungen :für die Ordination; 

4. er wirkt darauf hin, daß die kirchlichen Kräfte in 
allen Bereichen zusammenarbeiten; er bemüht sich 
um zweckdienliche Organisationsformen in der gan­
zen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern; 

5. ihm uLliegL ille VerwalLung der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern; 

6. er hilft den Kirchengemeinden, den Dekanatsbezir­
ken und den anderen kirchlichen Rechtsträgern, ihre 
Aufgaben zu erfüllen; er übt nach Maßgabe der 
kirchlichen Ordnungen die Aufsicht über sie aus; 

7. er ist mitverantwortlich für.die Zusammenarbeit der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern mit an­
deren Kirchen; 

8. er vertritt die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Bayern gerichtlich und außergerichtlich; dabei wird 
er nach außen durch den Landesbischof oder einen 
von ihm Bevollmächtigten vertreten; 

9. er nimmt die Aufgaben wahr, die nicht anderen kir­
chenleitenden Organen vorbehalten sind. 

(3) Der Landeskirchenrat gibt sich eine Geschäftsord­
nung. 

Artikel 66 

(1) Die Oberkirchenräte werden vom Berufungsaus­
schuß ernannt. Vor der Berufung eines Kreisdekans 
sind die im Kirchenkreis wohnhaften Mitglieder der 
Landessynode zu hören. 

(2) Die Oberkirchenräte können vom Berufungsaus­
schuß nach den für Pfarrer und Kirchenbeamte gelten­
den Bestimmungen in den Ruhestand oder Wartestand 
versetzt werden. 

Artikel 67 

(1) De.m Berufungsausschuß gehören an 
a) als Vorsitzender der .Präsident der Landessynode, 
b) fünf weitere Mitglieder des Landessynodalausschus­

ses, 
c) der Landesbischof, 
d) drei Mitglieder des Landeskirchenrates, darunter ein 

Kreisdekan, ein weiterer Pfarrer und ein Kirchen­
beamter. 

Vier der sechs Mitglieder des Landessynodalausschus­
ses müssen Laien sein. 

(2) Die Landessynode bestimmt, welche Mitglieder 
des Landessynodalausschusses dem Berufungsausschuß 
angehören. Scheidet ein Mitglied des Berufungsaus­
schusses aus dem Landessynodalausschuß aus, bestimmt 
die Landessynode alsbald ein neues Mitglied für den 
Berufungsausschuß; bis dahin gehört das aus dem Lan­
dessyno.dalausschuß ausgeschiedene Mitglied weiter 
dem Berufungsausschuß an. 

(3) Der Landeskirchenrat wählt die aus seiner Mitte 
zu entsendenden Mitglieder des Berufungsausschusses 
jeweils auf sechs Jahre. 

!!I 
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(4) Der Berufungsausschuß gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. 

Artikel 68 

(1) Dem Landeskirchenrat ist zur Führung ·seiner Ge­
schäfte das Landeskirchenamt zugeordnet. In ihm wer­
den die verschiedenen Geschäftsbereiche besonderen 
Abteilungen zugewiesen, die von Oberkirchenräten ge­
leitet werden. Die Leitung des Landeskirchenamtes ob­
liegt einem Oberkirchenrat, welcher Kirchenbeamter ist. 

(2) Das Nähere über das Landeskirchenamt wird 
durch Verordnung geregelt. 

Artikel 69 

(1) Für Zwecke der Verwaltung bestehen nachgeord­
nete kirchliche Verwaltungsämter. 

(2) Die Zahl, die Bereiche und die Zuständigkeiten der 
kirchlichen Verwaltungsämter werden durch Verord­
nung bestimmt. 

Artikel 70 

(1) Zur Unterstützung der Arbeit der kirchenleiten­
den Organe kann von Landeskirchenrat und Landes­
synqdalausschuß gemeinsam ein Planungsbeirat berufen 
werden. Er ist bei der Erfüllung seiner Aufträge an 
Weisungen nicht gebunden; er kann sich gutachtlich zu 
allen Fragen des kirchlichen Lebens äußern. Dem Pla­
nungsbeirat sind alle notwendigen Informationen zu­
gänglich zu machen. Seine Gutachten werden den kir­
chenleitenden Organen zugeleitet und sind von ihnen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit vordringlich zu behandeln. 

(2) Weiteres wird durch Verordnung geregelt. 

Achter Abschnitt 

Die kirchliche Rechtsetzung 

Artikel 71 

(1) Eines Kirchengesetzes bedürfen 
1. der Erlaß und die Änderung der Kirchenverfassung, 
2. die grundlegende rechtliche Ordnung der kirchlichen 

Rechtsträger, 
3. die Regelung der Kirchenmitgliedschaft, 
4. die Ordnung der grundlegenden dienstrechtlichen 

Verhältnisse der Pfarrer und der anderen kirchlichen 
Mitarbeiter, 

5. die Regelung des kirchlichen Steuer- und Beitrags­
rechts, 

6. die Feststellung des Haushaltsplans der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern und die Regelung des 
innerkirchlichen Finanzausgleichs, 

7. die Ausführung und Ergänzung von Kirchengesetzen 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, 

8. die Zustimmung zu Verträgen mit anderen Kirchen 
und mit gesamtkirchlichen Zusammenschlüssen, 

9. die Zustimmung zu Staatsverträgen. 

(2) Eines Kirchengesetzes bedarf es ferner, wenn be­
reits bestehende Kirchengesetze geändert oder aufgeho­
ben werden sollen, und wenn eine andere kirchliche 
Angelegenheit nach übereinstimmender Auffassung von 
Landeskirchenrat und Landessynodalausschuß oder. auf 
Grund eines Beschlusses der Landessynode kirchenge­
setzlich geregelt werden soll 

Artikel 72 

Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der kirchlichen 
Rechtsetzung. 

Artikel 73 

(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen können vom Lan­
deskirchenrat, vom Landessynodalausschuß und aus der 
Mitte der Landessynode eingebracht werden. Sie müs­
sen den vollständigen Wortlaut des Gesetzes und eine 
Begründung enthalten. 

(2) Entwürfe des Landeskirchenrates werden dem 
Landessynodalausschuß, Entwürfe des Landessynodal­
ausschusses dem Landeskirchenrat zur Stellungnahme 
zugeleitet. Einigen sich beide Organe nicht auf einen 
Entwurf, so kann jedes Organ der Landessynode einen 
eigenen Entwurf vorlegen oder dem Entwurf des ande­
ren Organs seine eigene Stellungnahme beifügen. 

(3) Entwürfe, die aus der Mitte der Landessynode 
eingebracht werden, müssen von mindestens 25 Synoda­
len unterschrieben sein. Sie werden vor der Beratung 
in der Landessynode dem Landeskirchenrat zur Stel­
lungnahme zugeleitet. 

Artikel 74 

(1) Kirchengesetze bedürfen einer zweimaligen Be­
schlußfassung; im übrigen gelten die Bestimmungen 
des Artikels 50. 

(2) Die verfassungsmäßig zustande gekommenen Kir­
chengesetze werden vom Landesbischof ausgefertigt und 
im Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern verkündet. Sie treten, wenn nichts anderes 
bestimmt ist, am vierzehnten Tage nach der Verkün­
dung in Kraft. Eine rückwirkende Inkraftsetzung ist 
nur zulässig, wenn bestehende Rechte dadurch nicht 
beeinträchtigt werden. 

Artikel 75 

(1) Verordnungen erläßt der Landeskirchenrat mit 
Zustimmung des Landessynodalausschusses. 

(2) Wenn die alsbaldige Einberufung der Landessyn­
ode nicht möglich ist, können in dringenden Fällen Ver­
ordnungen auch über Gegenstände des Art. 71 Abs. 1 
Nr. 2 bis 9 und Abs. 2 erlassen werden. Sie dürfen nicht 

. erlassen werden über Gegenstände, die von der Landes­
synode abgelehnt worden sind oder bereits als Gesetzes­
vorlage in die Landessynode eingebracht sind. Solche 
Verordnungen bleiben nur bis zur nächsten Tagung der 
Landessynode in Kraft. Sie kann sie bestätigen, abän­
dern oder aufheben. 

(3) Verordnungen sind im Amtsblatt zu veröffent­
lichen. Art. 74 Abs. 2 gilt entsprechend. 

Artikel 76 

(1) Entwürfe zu Kirchengesetzen der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, die die Rechts­
setzung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 
berühren, hat der Landeskirchenrat alsbald dem Lan­
dessynodalausschuß zur Unterrichtung vorzulegen. Er­
klärungen zu solchen Entwürfen soll der Landeskirchen­
rat erst abgeben, wenn der Landessynodalausschuß zu­
gestimmt hat. Entsprechendes gilt für Staatsverträge 
und für Verträge nach Art. 71 Abs. 1 Nr. 8. 

(2) Erklärungen, mit denen Rechte der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern auf die Vereinigte Evan­
gelisch-Lutherische Kirche Deutschlands oder die Evan­
gelische Kirche in Deutschland oder andere gesamtkirch­
liche Zusammenschlüsse und Einrichtungen übertragen 
werden, bedürfen der Zustimmung der Landessynode. 
Art. 50 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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Neunter Abschnitt 

. Der kirchliche Rechtsschutz 

Artikel 77 

(1) Ein besonderer kirchlicher Rechtsschutz ist durch 
Kirchengesetz vorzusehen für 
1. Verfassungsstreitigkeiten, 
2. Lehrbeanstandungen, 
3. Amtspflichtverletzungen, 
4. die Nachprüfung von letztinstanzlichen Entscheidun­

gen, welche die dienstrechtliche Stellung der Pfarrer 
und der anderen kirchlichen Mitarbeiter berühren 
oder im Rahmen der kirchlichen Aufsicht über kirch­
liche Rechtsträger ergangen sind. 

(2) Durch Kirchengesetz kann der kirchliche Rechts­
schutz auch auf andere Sachgebiete _ausgedehnt werden. 

(3) Die Zuständigkeit staatlicher Gerichte wird durch 
den kirrhlkhPn °R.Prhtsl'lrhutz nkht berührt, 

Artikel 78 

(1) Dem Rechtsschutz dienen besondere kirchliche 
Rechtspflegeeinrichtungen. Jeder an dem Verfahren 
Beteiligte hat Anspruch auf rechtliches Gehör. 

(2) Die Mitglieder der kirchlichen Rechtspflegeein­
richtungen entscheiden in richterlicher Unabhängigkeit. 
Sie sind nur an das geltende Recht und nicht an Auf­
träge oder Weisungen gebunden. Sie können gegen 
ihren Willen nur in einem kirchenrechtlich geordneten · 
Verfahren ihres Amtes enthoben werden. 

zehnter Abschnitt 

Die Vermögens- und Finanzverwaltung 

Artikel 79 

(1) Das Vermögen der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern und der übrigen kirchlichen Rechts­
träger (Art. 8 Abs. 1) dient ausschließlich der Erfüllung 
der kirchlichen Aufgaben. Es ist gewissenhaft, pfleglich 
und wirtschaftlich zu verwalten. 

(2) Die Erträgnisse des Vermögens der kirchlichen 
Anstalten und Stiftungen dürfen nur entsprechend dem 
Anstalts- oder Stiftungszweck verwendet werden. 

Artikel 80 

(1) Der Finanzbedarf der kirchlichen Rechtsträger 
(Art. 8 Abs. 1) ist, soweit er nicht durch den Ertrag des 
Vermögens oder sonstige Einnahmen gedeckt ist, durch 
Kirchenbeiträge und Kirchensteuern, Kollekten und 
andere Opfer aufzubringen. 

(2) Für die Benutzung von kirchlichen Einrichtungen 
können die kirchlichen Rechtsträger (Art. 8 Abs. 1) im 
Rahmen der Kirchengesetze Satzungen erlassen. 

(3) Zwischen den Kirchengemeinden, Gesamtkirchen­
gemeinden, Dekanatsbezirken und der Evangelisch­
Lutherischen Kirche in Bayern wird ein innerkirch­
licher Finanzausgleich durchgeführt. 

Artikel 81 

Grundlage für die Finanzverwaltung der kirchlichen 
Rechtsträger ist der Haushaltsplan. Ir:i ihm sind alle 
voraussehbaren Einnahmen und Ausgaben gesondert zu 
veranschlagen. Er ist in Einnahmen und Ausgaben aus­
zugleichen. 

Artikel 82 

(1) Der Haushaltsplan der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern ist vom Landeskirchenrat aufzustel-

len. Er ist nach Anhörung des Landessynodalausschus­
ses der Landessynode zur Feststellung vorzulegen . 

(2) Ist der ~aushaltsplan bei Beginn des Rechnungs­
zeitraumes noch nicht festgestellt, so können die Aus­
gaben geleistet werden, die auf r-echtlichen Verpflich­
tungen beruhen. Darüber hinaus kann durch Verord­
nung bestimmt werden, in welchem Umfang auf be­
grenzte Zeit Ausgaben nach dem Haushaltsplan des 
abgelaufenen Rechnungszeitraumes geleistet werden 
können. 

(3) Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei 
außerordentlichem Bedarf beschafft werden. Der Rah­
men der Kreditaufnahme bedarf der Zustimmung der 
Landessynode. 

(4) Für die Einnahmen und Ausgaben der Evange­
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern besteht eine Allge­
meine Kirchenkasse, deren Verwaltung dem Landeskir­
chenrat obliegt. 

(5) Für die übrigen kirchlichen Rechtsträger (Art. 8 
Abs. 1) sind durch Kirchengesetze entsprechende Maß­
nahmen vorzusehen. 

Artikel 83 

(1) Nach Ablauf jedes Rechnungszeitraumes haben 
die kirchlichen Rechtsträger (Art. 8 Abs. 1) zu ihrer Ent­
lastung über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über 
das Kapitalvermögen und die Schulden Rechnung zu 
legen. · 

(2) Die Rechnung der Allgemeinen Kirchenkasse hat 
die Landessynode durch einen von ihr bestellten Prü­
fungsausschuß prüfen zu lassen. Nach der Prüfung be­
schließt die Landessynode über die Entlastung. 

(3) Das Nähere über die Verwaltung und Prüfung der 
Einnahmen und Ausgaben der übrigen kirchlichen 
Rechtsträger (Art. 8 Abs. 1) wird durch Kirchengesetz 
geregelt. 

Elfter Abschnitt 

Schlußbestimmung 

Artikel 84 

Diese Verfassung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. Das 
Weitere wird durch das Einführungsgesetz geregelt. 

M ü n c h e n, den 20. November 1971 

Der Landesbischof 

D. D i e t z f e 1 b i n g e r D D 

Kirchengesetz zur Einführung der Verfassung der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 

Vom 20. November 1971 

(Nachdruck aus KABl. 1971 S. 298) 

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos­
sen, das hiermit verkündet wird, nachdem festgestellt 
ist, daß die Erfordernisse verfassungsändernder Gesetz­
gebung erfüllt sind: 

Artikel 1 

(1) Mit dem Inkrafttreten der Verfassung der Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (neue Verfas­
sung) am 1. Januar 1972 verlieren alle Kirchengesetze, 
Verordnungen und sonstigen Vorschriften ihre Gültig­
keit, die der neuen Verfassung wi_dersprechen. 

"' 
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(2) Insbesondere treten außer· Kraft: 
1. die Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Bayern vom 10. September 1920 (KABl. S. 413) mit 
allen Änderungsgesetzen (alte Verfassung), 

2. die Verordnung über die Ausgestaltung des Landes­
kirchenrates vom 15. Januar 1921 (KABl. S. 13), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 11. Februar 
1944 (KABl. S. 9), 

3. die Zuständigkeitsverordnung für Dekane vom 
28. März 1924 (KABl. S. 40) und die Vollzugsanwei­
sung zu dieser Verordnung vom 1. April 1924 (KABl. 
s. 41), 

4. die Verordnung über die Dekanatsverwesung vom 
2. März 1923 (KABl. S. 21) in der Fassung der Ände­
rungsverordnung vom 31. März 1963 (KABl. S. 94), 

5. das Kirchengesetz über die Seniorratswahlen vom 
12. Juli 1924 (KABl. S. 92). 

Artikel 2 

Aufgehoben werden: 
1. das Kirchengesetz über außergewöhnliche Erbau­

ungsstunden vom 14. Juli 1924 (KABl. S. 93) und die 
Ausführungsbestimmungen zum Kirchengesetz über 
außergewöhnliche Erbauungsstunden vom 22. De­
zember 1924 (KABl. S. 107), 

2. das Kirchengesetz über die Bestimmung des Dienst­
sitzes des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchen­
rates und Schaffung einer kirchlichen Unterbehörde 
in Ansbach vom 6. September 1927 (KABl. S. 121), 

3. das Kirchengesetz über Beiräte in Sachen des Reli­
gionsunterrichts vom 16. Dezember 1955 (KABl. 
s. 153) 

und die Verordnung über die Bildung eines Beirates 
für evangelische Erziehung vom 16. Dezember 1955 
(KABl. S. 154), 

4. die Bekanntmachung über das Evangelische Arbei­
terseminar in Schweinfurt vom 10. April 1956 (KABl. 
S. 40) und die Ordnung des Kuratoriums des Evan­
gelischen Arbeiterseminars in Schweinfurt. 

Artikel 3 

(1) Im fortgeltenden Recht treten an die Stelle der 
Bezeichnungen 

,,Kirchenbezirk" die Bezeichnung „Dekanatsbezirk", 
,,Bezirkssynode" die Bezeichnung „Dekanatssynode", 
,,Bezirkssynodalausschuß" die Bezeichnung „Deka­
natsausschuß ", 
,,Kirchenbezirksverband" die Bezeichnung „Deka­
natsbezirksverband", 
,,Landeskirche" die Bezeichnung „Evangelisch-Luthe­
rische Kirche in Bayern". 

(2) Verweisungen auf Bestimmungen der alten Ver­
fassung und auf solche Rechtsnormen, die durch dieses 
Gesetz außer Kraft treten, werden im fortgeltenden 
Recht gestrichen. 

Artikel 4 

Das Kirchengesetz über die Gliederung des Dekanats­
bezirkes München vom 13. März 1968 (KABl. S. 47) und 
das Kirchengesetz über die Gliederung des Dekanatsbe­
zirkes Nürnberg vom 31. Oktober 1969 (KABl. S. 215) 
gelten unberührt von Art. 1 Abs. 1 und Artikel 3 dieses 
Gesetzes in ihrer bestehenden Fassung weiter. 

Artikel 5 

Mit Inkrafttreten der neuen Verfassung werden ge­
ändert: 

1. die Kirchengemeindeordnung der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern vom 2. März 1964 (KABl. 
s. 19): 

a) § 19 Satz 1 erhält die Fassung: 
„Pfarrer und Kirchenvorsteher wirken bei der 

Leitung der Kirchengemeinde zusammen; sie 
stehen in Verantwortung füreinander im Dienst 
an der Gemeinde-und sind sich darin gegenseitige 
Hilfe schuldig." 

b) § 24 erhält folgende Fassung: 
„Kirchenvorstand in besonderen Fällen 
Werden Kirchengemeinden neu gebildet oder 

vereinigt, so ordnet der Landeskirchenrat an, wer 
die Aufgaben des Kirchenvorstandes bis zu einer 
Neuwahl wahrnimmt. Bei einer Vereinigung ist 
die angemessene Vertretung aller zuvor selbstän­
digen Teile der Kirchengemeinde vorzusehen. 
Werden Teile einer Kirchengemeinde einer ande­
ren Kirchengemeinde angegliedert, so kann der 
Landeskirchenrat eine entsprechende Regelung 
treffen." 

c) . In § 27 Abs. 1 Buchst. a wird an Stelle der Worte 
,,die Lehr- und Privatvikare haben kein Stimm­
recht" gesetzt „ausgenommen die Lehrvikare". 

d) § 35 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„Vorsitzender des Kirchenvorstandes ist der 

mit der pfarramtlichen Geschäftsführung Beauf­
tragte. In Kirchengemeinden, welche zu einer 
Pfarrei mit mehreren Pfarrstellen gehören, führt 
der Pfarrer den Vorsitz, zu dessen Sprengel die 
Kirchengemeinde gehört. Der Vorsitzende des 
Kirchenvorstandes wirkt mit dem Vertrauens­
mann (§ 36) zusammen." 

e) § 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,stellvertretender Vorsitzender des Kirchen­

vorstandes ist der dienstliche Stellvertreter des 
den Vorsitz führenden Pfarrers." 

f) § 36 Sätze 1-3 werden § 36 Abs. 1. 

§ 36 Satz 4 wird Absatz 2. An diesen Absatz 
wird ein weiterer Satz angefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

„Bei Vereinigung mehrerer Kirchengemeinden 
ist eine Neuwahl vorzunehmen." 

g) § 50 erhält folgende Fassung: 
„Der Geschäftsverkehr des Kirchenvorstandes 

wird durch den Vorsitzenden geführt. Dieser führt 
dabei das Amtssiegel des Pfarramtes." 

h) An§ 53 Abs. 5 wird ein weiterer Satz angefügt: 
„Bei Vereinigung mehrerer Kirchengemeinden 

wird der Kirchenpfteger neu bestellt." 

i) In § 99 Abs. 1 werden die Worte gestrichen: 
,,durch die Inhaber der geistlichen Leitungs­
und Aufsichtsämter". 

j) In§ 100 wird nach Absatz 2 neu eingefügt: 
,,(3) Die Aufsicht obliegt dem Dekan, dem 

Kreisdekan, dem Landesbischof, dem Landes­
kirchenrat sowie der Landeskirchenstelle." 

Absatz 3 wird Absatz 4. 
Nach Absatz 4 wird ein neuer Absatz mit fol­

gende!J1 Wortlaut angefügt: 
,,(5) Der Landesbischof, der Kreisdekan und 

Beauftragte des Landeskirchenrates haben das 
Recht, an den Sitzungen des Kirchenvorstandes 
mit beratender Stimme teilzunehmen und dabei 
in besonderen Fällen den Vorsitz zu überneh­
men." 
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k) § 101 wird gestrichen. 
1) § 102 erhält die neue Überschrift: 

,,Genehmigung durch aufsichtsführ~nde Stel­
len". 

m) In § 103 werden aus der Überschrüt gestrichen 
die Worte „Organe der". 

n) In § 105 Abs. 1 Nr. 9 treten an die Stelle der 
Worte „oder einem Kirchenbezirk" die Worte 
,, ,einem Dekanatsbezirk oder einem Dekanatsbe-
zirksverband,". · · 

o) Die§§ 123 und 124 werden gestrichen. 

2. das Pfarrergesetz vom 2. März 1964 (KABl. S. 34) in 
der Fassung des Änd~r:tmgsgesetzes vom 14. Novem­
ber 1970 (KABL S. 246): 

a) In Artikel 26 a Abs. 2 wird ein 2. Satz angefügt: 
,,In besonderen Fällen kann der Landeskir­

chenrat den Inhaber einer anderen Pfarrstelle 
mit der pfarramtlichen Geschäftsführung beauf­
tragen." 

b) In Artikel 27 a wird Absatz 1 ersatzlos gestrichen. 
Die Abästze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2. 

c) In Art. 105 a Abs. 1 und 2 werden die Formu­
lierungen „geistliche Mitglieder des Landeskir­
chenrates" ersetzt durch „Mitglieder des Landes­
kirchenrates, welche Pfarrer sind,". 

d) Art. 107 a Abs. 1 erhält die Fassung: 
,,Der Landesbischof wird von der Landessyn­

ode gewählt." 

e) Art. 107 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Mitglieder des Landeskirchenrates, welche 

Pfarrer sind, einschließlich der Kreisdekane 
werden durch den Berufungsausschuß berufen." 

f) In Art. 107 a Abs. 3 Satz 2. werden die Worte 
„Ausschuß nach Artikel 53 der Verfassung der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern" er­
setzt durch das Wort „Landeskirchenrat". 

g) In Art. 107 a Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „Aus­
schuß" ersetzt durch das Wort „Landeskirchen­
rat". 

h) In Art. 108 a Abs. 2 und Art. 111 a Abs. 1 werden 
die Worte „geistlichen Mitglieder des Landeskir­
chenrates" ersetzt durch „Mitglieder des Landes­
kirchenrates, welche Pfarrer sind,". 

i) In Art. 112 a Abs. 1 werden die Worte „Ausschuß 
nach Artikel 53 der Verfassung für die Evange­
lisch-Lutherische Kirche in Bayern" ersetzt durch 
,,Berufungsausschuß". 

j) In Art. 113 a Abs. 2 werden die Worte „älteste 
geistliche Mitglied des Landeskirchenrates" ·er­
setzt durch die Worte „älteste Mitglied des Lan­
deskirchenrates, welches Pfarrer ist," und die 
Worte „der Leiter der weltlichen Abteilung des 
Landeskirchenrates" durch die Worte „der Lei­
ter des Landeskirchenamtes". 

k) In Art. 113 a Abs. 2 Satz 5 werden die Worte 
,,mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stim­
men" ersetzt durch die Worte „mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln aller Synodalen". · 

3. das Kirchengesetz über die rechtliche Handhabung 
der Zucht in der Gemeinde vom 18. Mai ·1966 (KABI. 
s. 150) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
18. März 1970 (KABI. S. 48): 

In § 15 werden in der Überschrift und im Text vor 
den Worten „exponierte Vikare" eingefügt die Worte 
,,Pfarrverwalter und". 

4. das Kirchengesetz über die Anwendung des Amts­
zuchtgesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutherf­
schen Kirche Deutschlands in der Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche in Bayern vom 8. März 1967 (KABL 
s. 76): 
a) Nach § 6 wird ein neuer § 'J eingefügt mit dem 

Wortlaut: 

,,§ 7 

Begnadigung 
(zu § 127 AZG) 

Das Begnadigungsrecht wird vom Berufungs­
. ausschuß ausgeübt." 

b) Die §§ 7 bis 10 werden §§ 8 bis 11. 

5. das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Kirchenbeamten (Kirchenbeamtengesetz) vom 30. Sep­
tember 1948 (KABI. S. 107) in der Fassung des Ände­
mng~e""s'.:'tzes vom 14. November 1070 (KADI. S. 247): 

a) In § 4 Abs. 3 werden die Worte „nach Art. 49 
Abs. II der Kirchenverfassung" ersetzt durch die 
Worte ,,,welche nicht Pfarrer sind,". 

b) § 9 Abs. 1 Satz 1 erhält die Fassung: 
„Die Mitglieder des Landeskirchenrates werden 

vom Berufungsausschuß, die übrigen Kirchenbe­
amten der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern werden vom Landeskirchenrat ernannt." 

c) In § 41 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „gemäß 
Art. 50 der Kirchenverfassung" ersatzlos gestri­
chen. 

6. das Kirchengesetz über den Dekanatsbezirk (Deka­
natsbezirksordnung) vom 31. Oktober 1969 (KABI. 
S. 209) in der Fassung des Kirchengesetzes vom 
14. November 1970 (KABI. S. 240): 

a) In § 32 Abs. 1 Satz 1 werden vor den Worten 
„im Einvernehmen" eingefügt die Worte „nach 
Anhörung des Kirchenvorstandes". 

b) In § 33 Abs. 1 wird hinter dem Wort „Pfarrer" 
eingefügt: ,, ,Pfarrverwalter, Pfarrvikarinnen, 
Vikare und Vikarinnen". 

c) In § 33 Abs. 2 werden Buchstabe a und f ge­
strichen, die Buchstaben b-e werden a--d. 

d) In § 36 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „aus Arti­
kel 16 und Artikel 18 Abs. 1 der Kirchenverfas­
sung" ersetzt durch die Worte „aus § 13 und 
§ 25 Abs. 1 Satz 5". 

e) In § 45 Abs. 1 wird nach den .Worten „Der 
Schiedsausschuß" eingefügt: ,,nach §§ 114--121 
der Kirchengemeindeordnung". 

Absatz 2 erhält die Fassung: ,,§ 113 Abs. 2 der 
Kirchengemeindeordnung gilt entsprechend". 

Artikel 6 

(1) Die derzeitige Landessynode bleibt im Amt und 
übt die Befugnisse aus, die die neue Verfassung der 
Landessynode gibt. Ihre Amtszeit endet, wenn nach den 
Bestimmungen der neuen Verfassung und des Kirchen­
gesetzes über Wahl, Berufung und Ausscheiden der Mit­
glieder der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern vom 19. März 1971 (KABI. S. 74) eine 
neue-Landessynode gebildet und zu Ihrer ersten Tagung 
zusammengetreten ist. Die neue Landessynode soll bis 
spätestens 1. April 1972 zusammentreten. 

(2) Die Zusammensetzung eines Vertrauensausschus­
ses für die Wahl des Präsid,iums der neuen Landes­
synode bestimmt sich wie folgt: die Synodalen jedes 
Wahlkreises wählen aus ihrer Mitte einen ordinierten 

!!! 
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und einen nichtordinierten Synodalen, die berufenen 
Synodalen und die Vertreter der Evangelisch-Theolo­
gischen Fakultät der Universität Erlangen-Nürnberg, 
der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universi­
tät München und der Augustana-Hochschule Neuen­
dettelsau wählen aus ihrer Mitte gemeinsam zwei ordi­
nierte und zwei nichtordinierte Synodale. 

Artikel 7 

(1) Der derzeitige Landessynodalausschuß bleibt im 
Amt und übt in der bisherigen Zusammensetzung Rechte 
und Pflichten nach der neuen Verfassung aus. Die Amts­
zeit des Landessynodalauschusses endet, wenn die neu­
gebildete Landessynode nach der neuen Verfassung 
einen Landessynodalausschuß gebildet hat. 

(2) Der Präsident der neugebildeten Landessynode 
tritt mit seiner Wahl als Vorsitzender in den bestehen­
den Landessynodalausschuß ein; der bisherige Vor­
sitzende des Landessynodalausschusses scheidet zur 
gleichen Zeit aus dem Landessynodalausschuß aus. Die 
beiden Vizepräsidenten der neugebildeten Landessyn­
ode treten mit ihrer Wahl in den bestehenden Landes­
synodalausschuß ein. Der erste Vizepräsident der Lan­
dessynode wird im Landessynodalausschuß sofort stell­
vertretender Vor.sitzender. 

(3) Bis zur Neubildung des Landessynodalausschusses 
bedarf es abweichend von. der neuen Verfassung zur 
Beschlußfähigkeit der Anwesenheit von zwei Dritteln 
der Mitglieder. 

Artikel 8 

(1) Der Landesbischof, sein Stellvertreter, die Kreis­
dekane und der Landeskirchenrat übernehmen mit dem 
Inkrafttreten der _neuen Verfassung die Rechte und 
Pflichten, die die neue Verfassung ihnen zuweist. 

(2) Der Dienstsitz des Landeskirchenrates ist Mün­
chen. 

Artikel 9 

(1) Der Ausschuß nach Art. 53 Abs. I der alten Ver­
fassung bleibt bis zur Neuwahi des Landessynodalaus­
schusses im Amt und übt die Befugnisse des Beru­
fungsausschusses· nach der neuen Verfassung aus. Der 
Präsident der Landessynode übernimmt jedoch sofort 
den Vorsitz im Berufungsausschuß. 

(2) Berufungen, die der Ausschuß nach Art. 53 Abs. I 
der alten Verfassung vor Inkrafttreten der neuen Ver­
fassung ausgesprochen hat, bleiben wirksam auch für 
den Fall, daß die Ernennung des Berufenen oder die 

· Ubernahme einer besonderen verfassungsmäßigen 
Funktion erst nach Inkrafttreten der neuen Verfassung 
wirksam wird. 

Artikel 10 

Im übrigen übernehmen die nach der alten Verfas­
sung bestehenden Organe mit dem Inkrafttreten der 
neuen Verfassung die sich daraus für sie ergebenden 
Befugnisse. Soweit diese Organe auf Zeit gewählt sind, 
bleiben sie bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode im Amt. 

Artikel 11 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirchenstelle in 
Ansbach ist ein Verwaltungsamt im Sinne der neuen 

. Verfassung. 

Artikel 12 

Der Schiedsausschuß, der auf Grund der §§ 113 ff. 
der Kirchengemeindeordnung vom 2. März 1964 (KABI. 
S. 19) und der Verordnung über den Schiedsausschuß 

vom 16. Oktober 1964 (KABl. S. 191) gebildet ist, bleibt 
in seiner bisherigen Zusammensetzung im Amt. 

Artikel 13 

Die Schlichtungsstelle für Pfarrer und Kirchenbe­
amte, die auf Grund der §§ 67, 103, 104 des Pfarrerge­
setzes der Vereinigten Evangel:sch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands vom 14. Juni 1963 mit den Ergänzungs­
und Ausführungsbestimmungen für die Evangelisch­
Lutherische Kirche in Bayern vom 2. März 1964 und den 
§§ 75, 83 des Kirchengesetzes über die Rechtsverhält­
nisse der Kirchenbeamten vom 27. März 1968 (KABL 
S. 63) durch die Verordnung über die Schlichtungsstelle 
für Pfarrer und Kirchenbeamte vom 26. April 1968 
(KABI. S. 93) gebildet worden ist, bleibt in ihrer bis­
herigen Zusammensetzung im Amt. 

Artikel 14 

Solange in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern kein Gericht für Verfassungsstreitigkeiten be­
steht, ist zur Entscheidung dieser Streitigkeiten das Ver­
fassungs- und Verwaltungsgericht der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands zustän­
dig. 

Artikel 15 

Privatpatronate, die nicht mit Lasten verbunden sind, 
werden aufgehoben. Mit Lasten verbundene Privatpa­
tronate werden· aufgehoben, sobald die Beteiligten sich 
über die Ablösung der Lasten geeinigt haben, oder das 
Patronat von Lasten .freigestellt wird. Bis dahin bleibt 
es bei dem bisherigen Besetzungsverfahren. Entspre­
chendes gilt auch für sonstige Mitwirkungsrechte bei 
der Pfarrstellenbesetzung. 

Artikel 16 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

München, den 20. November 1971 

Der Landesbischof 

D. D i et i f e 1 b i n g e r D D 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern über Weltmission und ökumenische Arbeit. 

Vom 13. November 1971 

(Nachdruck aus KABl. 1971, S. 303) 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern nimmt ihre Auf­
gaben in der Weltmission und Ökumene wahr in Pre­
digt, Unterricht und Gemeindearbeit, mit Gebet und 
Opfer der Gemeinden. Sie ruft Menschen in den missio­
narischen und ökumenischen Dienst, bildet sie aus und 
sendet sie. 

§ 2 

Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern beteiligt sich an 
den Missionsaufgaben der Vereinigten Evang.-Luth. 
Kirche Deutschlands sowie an der Arbeit kirchlicher 
Zusammenschlüsse und Arbeitsgemeinschaften. 

§ 3 

Im Rahmen des Lutherischen Weltbundes pflegt die 
Evang.-Luth. Kirche in Bayern insbesondere die Ge-
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meinschaft mit den Kirchen, die aus der lutherischen 
Missionsarbeit hervorgegangen sind. 

§ 4 

In der Gemeinschaft der Ökumene beteiligt sich die 
Evang.-Luth. Kirche in l3ayern an der Arbeit des Öku-
menischen Rates der Kirchen. · 

§ 5 

Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern fördert die Bil­
dung und die Arbeit von Arbeitskreisen und Gruppen, 
die das Interesse an der Weltmission und Ökumene in 

· den Gemeinden wecken und Aufgaben übernehmen. 

§ 6 

Die ·Evang.-Luth. Kirche in Bayern nimmt ihre mis­
sionarischen und ökumenischen Aufgaben insbesondere 
wahr durch · 
a) den Landesausschuß für Weltmission und ökumeni­

sche Arbeit (§§ 7 bis 9), 
b) das Missionswerk (§§ 10 bis 14). 

II. Der Landesausschuß für Weltmission und. 
ökumenische Arbeit 

§ 7 

(1) Der Landesausschuß für Weltmission und öku- · 
menische Arbeit (Landesausschuß) hat 
a) die kirchenleitenden Organe in missionarischen und 

ökumenischen Aufgaben zu beraten und Anregun­
gen zu geben, 

b) mit den in § 5 genannten Arbeitskreisen und Grup­
pen zusammenzuarbeiten und sie zu beraten, wenn 
sie Aufgaben übernehmen, 

c) einschlägige wichtige Anträge und ihre finanziellen 
Folgen zu prüfen und zu begutachten; 

d) Richtlinien für bestimmte missionarische und öku­
menische Aufgaben zu erarbeiten und die Tätigkeit 
der im Dienst der Weltmission und Ökumene stehen­
den Organisationen zu koordinieren. 

(2) Der Landesausschuß trägt die Arbeit des Missions­
werkes der Evang.-Luth. Kirche in Bayern verantwort­
lich mit. 

§ 8 

(1) Dem Landesausschuß gehören an: 
sechs von der Landessynode aus ihrer Mitte gewählte 
Mitglieder, 
sechs vom Landeskirchenrat berufene Mitglieder, 
vier von der Gesellschaft für Innere und Äußere 
Mission im Sinne der lutherischen Kirche e. V., Neu­
endettelsau, 
zwei von der Evang.-Luth. Mission (Leipziger Mis­
sion) zu Erlangen e. V. und 
zwei von den Leitern der ökumenischen Arbeits­
kreise (§ 5) benannte Mitglieder. 

Die zuständigen Gremien sollen darauf achten, daß im 
Landesausschuß die junge Generation vertreten ist. 

(2) Die Mitglieder werden für sechs Jahre bestellt; sie 
üben ihr Amt bis zur Bestellung der neuen Mitglieder 
aus. 

(3) Die Mitgliedschaft im Landesausschuß endet, wenn 
die Voraussetzungen für die Bestellung weggefallen 
sind oder ein Mitglied sein Amt niederlegt. Die Landes­
synode wählt aus ihrer Mitte mindestens drei Ersatz­
leute, die in der Reihenfolge ihrer Wahl nachrücken, 
wenn die Mitgliedschaft eines gewählten Mitgliedes 
endet. 

(4) Die Mitglieder des Landesausschusses sind ehren­
amtlich tätig. 

§ 9 

(1) Den Vorsitz im Landesausschuß führt ein Beauf­
tragter des Landeskirchenrates. 

(2) Die Beschlüsse des Landesausschusses werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Der Beauftragte des 
Landeskirchen:rates hat .kein Stimmrecht. 

(3) Der Landesausschuß wird vom Vorsitzenden min­
des·tens dreimal im Jahr einberufen. Er muß einberufen 
werden, wenn ein Drittel der Mitglieder es beantragt. 

(4) Zu den Beratungen des Landesausschusses kön­
nen Sachverständige beigezogen werden. 

(5) Der Landesausschuß kann Arbeitsausschüsse und 
Fachausschüsse einsetzen und in die Ausschüsse auch 
Mitglieder berufen, die nicht dem Landesausschuß an­
gehören. Die !>-usschüsse ·haben beratende Funktion. 

(6) Die Geschäftsstelle des Landesausschusses wird 
beim Landeskirchenrat eingerichtet. 

(7) Der Landesausschuß kann sich eine Geschäftsord­
nung geben. 

m. Das Missionswerk 
der Evang.-Luth. Kirche in Bayern 

§ 10 

Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern errichtet eine 
landeskirchliche Anstalt mit dem Namen „Missions­
werk der Evang.-Luth. Kirche in Bayern". Das Mis­
sionswerk hat seinen Sitz in Neuendettelsau. 

§ 11 

Das Missionswerk führt die missionarischen Dienste 
der Landeskirche in Südtanzania und die von der Ge­
sellschaft für Innere und Ä~ßere Mission im Sinne der 
lutherischen Kirche e. V., Neuendettelsau, sowie der 
Evang.-Luth. Mission (Leipziger Mission) zu Erlangen 
e. V. gemäß den Vereinbarungen vorp 15. Oktober 1971 
übernommenen Missionsaufgaben nach näherer Be­
stimmung einer Satzung fort. Weitere missionarische 
Aufgaben können mit Zustimmung der Landessynode 
übernommen werden. 

§ 12 

Das Missionswerk hat im Rahmen der Gesetze und 
seiner Satzung 9-ie zur Erfüllung seiner Aufgaben not­
wendige Beweglichkeit und Freiheit und steht unter der 
Aufsicht des Landeskirchenrates. 

§ 13 

(1) Das Missionswerk wird von einem Kollegium 
geleitet, dem ein Kuratorium zur Seite steht. 

(2) Dem Kollegium des Missionswerkes gehören die 
Referenten des Missionswerkes und ein Vorsitzender an, 
der Pfarrer im Sinne des Pfarrergesetzes ist und vom 
Landeskirchenrat im Einvernehmen mit dem Landes­
ausschuß auf Zeit ernannt wird. Die Mitglieder des 
Kollegiums können nicht zugleich Mitglieder des Lan­
desausschusses sein. 

(3) Dem Kuratorium des Missionswerkes gehören 
sechs vom Landesausschuß aus seiner Mitte gewählte 
Mitglieder und ein Beauftragter des Landeskirchenrates 
an. 

(4) Der Landesausschuß kann für die Arbeit des Mis­
sionswerkes Richtlinien erlassen, die das Kollegium 
binden. Soweit der Landesausschuß keine Richtlinien 
erläßt, kann das Kuratorium dem Kollegium Richt­
linien geben. 

!III 

r-
1 



Band IV Stück 1 AMTSBLATT 19 

(5) Das Nähere bestimmt die Satzung. 

§ 14 

Die Satzung wird vom Landeskirchenrat im Einver­
nehmen mit dem Landesausschuß und mit Zustimmung 
des Landessynodaiausscliusses erlassen. 

IV. Schlußbestimmungen 

§ 15 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verordnungen werden vom Landeskirchenrat nach An­
hörung des Landesausschusses und mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses, Ausführungsbestimmungen 
werden vom Landeskirchenrat erlassen. 

§ 16 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1972 in Kraft. 
Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über Weltmission 
und ökumenische Arbeit vom 9. März 1965 (KABl. 
S. 45) und die Verordnung über den Landesausschuß 
für Weltmission und ökumenische Arbeit vom 11. Ok­
tober 1965 (KABI. S. 165) außer Kraft. 

(2) Der nach dem Kirchengesetz vom 9. März 1.965 ge­
bildete Landesausschuß bleibt bis zur Konstituierung 
des neuen Landesausschusses im Amt. 

München, den 13. November 1971 

Der Landesbischof 

D. Dietzfelbinger DD 

Verordnung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern über das Landeskirchenamt. 

Vom 21. Februar 1972 

(Nachdruck: aus KABl. 1972 s. 35) 

Auf Grund des Art. 68 Abs. 2 der Kirchenverfassung 
vom 20. November 1971 (KABI. S. 287) erläßt der Lan­
deskirchenrat mit Zustimmung des Landessynodalaus­
schusses folgende 

Verordnung über das Landeskirchenamt 
(VO-LKA): 

§ 1 

(1) Das Landeskirchenamt ist gemäß Artikel 68 KV 
.dem Landeskirchenrat zur Führung seiner Geschäfte 
zugeordnet. 

(2) Das Landeskirchenamt führt als Behörde im Rah­
men der verfassungsmäßigen Zuständigkeiten des Lan­
deskirchenrates und unter seiner Verantwortung dessen 
laufende Geschäfte. Es hat dem Landeskirchenrat die 
für die Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendigen 
Vorarbeiten zu leisten, dessen Beschlüsse auszuführen 
und auf Grund der Richtlinien des Landeskirchenrates 
unmittelbar tätig zu werden. 

(3) Das Landeskirchenamt führt die Bezeichnung 
„Der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern - Landeskirchenamt-". Soweit es 
im Vollzug von Beschlüssen des Landeskirchenrates er­
forderlich ist, führt es das Siegel des Landeskirchen­
rates. 

§ 2 

(1) Das Landeskirchenamt ist in Abteilungen geglie­
dert, die aus der jeweils erforderlichen Anzahl von 
Referaten bestehen. 

(2) Die Geschäftsbereiche der Referate, ihre Zuord­
nung zu den einzelnen Abteilungen sowie die Zuord­
nung der erforderlichen Sac:,bearjeiter zu den Abtei­
lungen werden durch den Gesch:"., , "crteilungsplan be­
stimmt. 

§ -~ 
(1) Jede Abteilung wird ·. _ .1 einem Oberkirchenrat 

geleitet. 

(2) Der Abteilungsleiter ist verantwortlich für die 
sachgemäße Erledigung der Dienstaufgaben in der Ab­
teilung im Rahmen der durch den Landeskirchenrat ge­
setzten Richtlinien. Der Abteilungsleiter trägt im Lan­
deskirchenrat die Angelegenheiten der Abteilung vor 
und bringt die sich aus der Arbeit der Abteilung er­
gebenden besonderen Gesichtspunkte in die Beratungen 
ein. 

§ 4 

(1) Die Referate nehmen ihre Geschäfte grundsätzlich 
in gegenseitiger Zusammenarbeit wahr. 

(2) Unbeschadet der Verpflichtung zur selbständigen 
und raschen Erledigung ihrer Angelegenheiten haben 
die theologischen Referate für die Mitwirkung der ent­
sprechenden anderen Referate, diese für die Mitwir­
kung der entsprechenden theologischen Referate zu 
sorgen. 

(3) Zum Zwecke der Absprache und des Informations­
austausches können Besprechungen aller· Referenten 
stattfinden. 

(4) Näheres wird durch die Dienstordnung und den 
Geschäftsverteilungsplan geregelt. 

§ 5 

Die Leitung des Landeskirchenamtes obliegt einem 
Oberkirchenrat, der Kirchenbeamter ist. Er wird durch 
einen der Oberkirchenräte, welche Kirchenbeamte sind, 
vertreten. Der Leiter des Landeskirchenamtes und sein 
Stellvertreter werden durch den Landeskirchenrat er­
nannt. 

§ 6 

Der Leiter des Landeskirchenamtes ist allgemein ver­
antwortlich für den ordentlichen und rationellen Ab­
lauf der Geschäfte im Landeskirchenamt. Ihm obliegen 
insbesondere die Dienstaufsicht über alle Mitarbeiter 
mit Ausnahme der Oberkirchenräte, der Personalein­
satz im Rahmen des Geschäftsverteilungsplanes sowie 
die Aufsicht über den gesamten äußeren Dienstablauf 
und die dafür erforderlichen Einrichtungen. 

§ 7 

Die Aufsicht über das Landeskirchenamt hat der Lan­
deskirchenrat. Er kann die Ausübung seiner Aufsichts­
pflicht einem Ausschuß aus Mitgliedern des Landeskir­
chenrates übertragen. 

§ 8 

(1) Der Landeskirchenrat erläßt zur näheren Rege­
lung der Dienstgeschäfte des Landeskirchenamtes eine 
Dienstordnung. 

(2) Die Dienstordnung hat insbesondere Bestimmun­
gen über den Gang und die Führung der Geschäfte, 
über Zeichnungs- bzw. Anweisungsbefugnisse und Ver­
antwortungen, über die Zusammenarbeit in den Abtei­
lungen, über die Referentenbesprechungen, über die 
zentralen Einrichtungen der Behörde sowie alle sonsti­
gen im Sinne einer Behördenordnung erforderlichen 
Regelungen zu enthalten. 

§ 9 

(1) Der Geschäftsverteilungsplan enthält die gemäß 
§ 2 Abs. 2 erforderlichen Bestimmungen. Darüber hin-
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aus ist kenntlich zu machen, welche ,Dienstgeschäfte 
stets oder im besc:::ideren Einzelfall der Mitzeichnung 
eines oder mehrerer Referenten bedürfen und welcher 
Referent federfüh!'::::l zuständig ist in Angelegenhei­
ten, die den Ges-:h::f:::;berei±. ~ehrerer Referate betref­
fen. 

, (2) Der Geschäftsve: : : · :.mgsplan wird im Benehmen 
mit den Referenten du: :1 den Landeskirchenrat erlas­
sen. Er·ist in geeigneter Weise kirchlichen Dienststellen 
zur Kenntnis zu geben. 

§ 10 

Die anderen kirchenleitenden Organe (Landesbischof, 
Landessynode und Landessynodalausschuß, können sich 
des Landeskirchenamtes für die Erledigung ihrer lau­
fenden Geschäfte bedienen, soweit keine anderen Rege­
lungen getroffen sind. Entsprechendes gilt für die 
Rechtspflegeeinrichtungen der Evang.-Luth. Kirche in 
Bayern,· 

§ 11 

Die Rechnungsprüfungsstelle bleibt unter Beibehal­
tung der bestehenden Selbständigkeit bis zum Erlaß 
besonderer Regelungen dem Landeskirchenrat zugeord­
net. 

§ 12 

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 

M ü n c h e n , den 21. Februar 1972 

Der Landesbischof 

D. D i e t z f e 1 b i n g e i: DD. 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che in Braunschweig über die Bildung der Kirchenvor­

stände. 

Vom 2. Oktober 1971 

(Nachdruck aus LKABl. 1971 S. 105) . 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Bildung der Kirchenvorstände 

(1) In jeder Kirchengemeinde wird ein Kirchenvor­
stand gebildet. 

(2) Die Kirchenvorstände werden gleichzeitig alle 
sechs Jahre zum 1. April neu gebildet. 

(3) Die Amtszeit der Kirchenverordneten beginnt mit 
der Einführung (§ 39). Sie endet regelmäßig mit der 
Einführung der neuen Kirchenverordneten oder mit der 
Bestellung von Bevollmächtigten nach § 33, spätestens 
neun Monate nach dem für die Neubildung der Kirtjien­
vorstände gemäß Absatz 2 festgesetzten Termin. 

§ 2 

Mitglieder des Kirchenvorstandes 

(1) Dem Kirchenvorstand gehören gewählte, berufene 
und gegebenenfalls nach.§ 32 bestellte Kirchenverord­
nete sowie Mitglieder kraft Amtes an. 

(2) Zu den Mitgliedern kraft Amtes gehören die haupt­
beruflich angestellten Kirchenmitglieder, die den pfarr­
amtlichen Dienst in der Kirchengemeinde gemäß Arti-

kel ·4() Absatz 1 der Verfassung der Landeskirche ver­
sehen und denen entweder entsprechende Stellen über­
tragen oder die mit der Verwaltung entsprechender 
Stellen beauftragt sind. 

(3) Gehören mehrere Kirchengemeinden zu einem 
Pfarramt, dem mehr als ein Mitglied angehören, so gilt 
als Mitglied kraft Amtes nur dasjenige Mitglied des 
Pfarramtes, dem in der jeweiligen Kirchengemeinde die 
Zuständigkeit für die Seelsorge und die Amtshandlun­
gen übertragen ist. Andere Mitglieder des Pfarramtes 
sind nur Mitglieder kraft Amtes des Kirchenvorstandes 
der Kirchengemeinde des Pfarrsitzes. · 

§ 3 

Zahl der Kirchenverordneten 
(1) Die Zahl der Mitglieder des Kirchenvorstandes 

beträgt bei Kirchengem~inden 
bis zu 1000 Kirchenmitgliedern 6 Mitglieder 
bis zu 3000 KirchtmmHglledern 9 Mitglieder 
bis zu 8000 Kirchenmitgliedern 12 Mitglieder 
über 8000 Kirchenmitglieder 15 Mitglieder 

(2) Abweichungen von diesen Zahlen können auf An­
trag des Kirchenvorstandes vom Propsteivorstand ge­
nehmigt werden. Die Zahl von sechs Mitgliedern darf 
nicht unterschritten werden. Von der. Erteilung einer 
derartigen Genehmigung ist das Landeskirchenamt vom 
Propsteivorstand zu benachrichtigen. 

(3) Der Kirchenvorstand setzt die Zahl der zu wäh­
lenden und zu berufenden Kirchenverordneten unter 
Berücksichtigung der Zahl der Mitglieder kraft Amtes· 
für die Dauer der Amtsperiode vor der Aufforderung 
zur Einreichung der Wahlvorschläge fest. Mindestens 
zwei Drittel der Mitglieder des Kirchenvorstandes müs­
sen gewählt werden. 

(4) Tritt ein Patron in den Kirchenvorstand ein oder 
ernennt er einen Vertreter (-§ 38), so gilt er oder sein 
Vertreter als berufenes Mitglied; demgemäß verringert 
sich die Zahl der zu berufenden Mitglieder um eins. 

(5) Wird nach einem Beschluß des Kirchenvorstandes 
gemäß Absatz 3 die Zahl der Mitglieder im Pfarramt er­
weitert, so hat dies auf die festgesetzte Zahl der zu 
wählenden und zu berufenden Mitglieder der Kirchen­
vorstände während der Dauer der Amtsperiode keinen 
Einfluß. 

(6) Ändern sich die nach Abs. 1 genannten Zahlen der 
Kirchenmitglieder während der Dauer der Amtsperiode 
des Kirchenvorstandes, so ändert sich die Anzahl der 
Kirchenverordneten nicht. 

§ 4 

Aktives Wahlrecht 

(1) Das Wahlrecht haben alle Mitglieder der Kirchen­
gemeinde, die am Wahltage das 18. Lebensjahr voll­
endet haben. 

(2) Wahlberechtigt ist nicht 
a) wem das Wahlrecht aberkannt ist, 
b) wer entmündigt, unter vorläufiger Vormundschaft 

oder wegen geistiger Gebrechen unter Pflegschaft 
gestellt ist. 

(3) Die Ausübung des Wahlrechtes setzt die Eintra­
gung in die Wählerliste voraus. 

§ 5 
Aberkennung des Wahlrechts 

(1) Das Wahlrecht kann einem Mitglied einer Kir­
chengemeinde aberkannt werden, wenn es seine Pflich­
ten erheblich verletzt. 

"' 
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(2) Die Aberkennung des Wahlrechts gilt nur für die 
Kirchengemeinde, in der sie ausgesprochen ist. 

§ 6 

Aberkennungsverfahren 

(1) Über die Aberkennung des Wahlrechts nach § 5 
entscheidet der Kirchenvorstand von Amts wegen oder 
auf Antrag des Pfarramtes. Vor der Entscheidung ist 
das Mitglied der Kirchengemeinde zu hören. Die Ent­
scheidung ist mit Begründung und Rechtsbehelfsbe­
lehrung dem Mitglied der Kirchengemeinde zuzustellen. 
Der Kirchenvorstand kann die sofortige Vollziehung 
der Aberkennung anordnen. 

(2) Gegen die Entscheidung über die Aberkennung 
des Wahlrechts, sowie gegen eine Anordnung der so­
fortigen Vollziehung kann das betroffene Mitglied der 
Kirchengemeinde innerhalb einer Woche nach Zustel­
lung des Bescheides schriftlich bei bem Propsteivor­
stand Beschwerde einlegen. Die Beschwerde ist zu be­
gründen. Über die Beschwerde gegen die Anordnung 
der sofortigen Vollziehung entscheidet der Propsteivor-

. stand; diese Entscheidung unterliegt nicht der Nach­
prüfung durch den Rechtshof. Gegen die Entscheidung 
des Propsteivorstandes über die Aberkennung des Wahl­
rechts kann das betroffene Mitglied der Kirchenge­
meinde innerhalb einer Woche nach Zustellung des mit 
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheides Klage 
vor dem Rechtshof erheben. Die Entscheidung des 
Rechtshofes unterliegt keiner weiteren Nachprüfung. 

§ 7 

Aufhebung der Aberkennung 

(1) Sind die Voraussetzungen für die Aberkennung 
des Wahlrechts entfallen, so muß der Kirchenvorstand 
auf Antrag des betroffenen Mitgliedes der Kirchenge­
meinde oder von Amts wegen die Aufhebung der Aber­
kennung beschließen. Dieser Beschluß bedarf der Zu­

. stimmung des Propsteivorstandes, wenn das Pfarramt 
dem Beschluß widerspricht. Der Antrag ist erstmalig 
ein Jahr nach Abschluß des Aberkennungsverfahrens 
zulässig. 

(2) Lehnt der Kirchenvorstand den Antrag des be­
troffenen Mitgliedes der .Kirchengemeinde auf Aufhe­
bung der Aberkennung ab, so kann das betroffene Mit­
glied der Kirchengemeinde innerhalb einer Woche nach 
Zustellung schriftlich bei dem Propsteivorstand Be­
schwerde einlegen. Die Bestimmungen der §§ 6 Abs. 2 
Satz 2, 4 und 5 sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Ein unanfechtbar abgelehnter Antrag auf Aufhe­
bung der Aberkennung kann frühestens nach Ablauf 
eines Jahres neu gestellt werden. 

§ 8 

Wählbarkeit 

(1) Zum Kirchenverordneten kann nur gewählt wer­
den, 
a) wer in der Kirchengemeinde zur Ausübung des 

Wahlrechts berechtigt ist und bis zum Wahltage das 
21. Lebensjahr vollendet hat, 

b) wer sich am Leben der Kirchengemeinde bet~iligt, 
c) wer bereit ist, die Pflichten und Aufgaben eines Kir­

chenverordneten zu erfüllen und die Bereitschafts­
erklärung (§ 18) abzugeben. 

(2) Ordinierte Kirchenmitglieder sind nicht wählbar, 
soweit sie im aktiven Dienst eines kirchlichen Rechts­
trägers gemäß Artikel 20 a) der Verfassung stehen. 

(3) Mit Ausnahme der Mitglieder kraft Amtes kön­
nen hauptberufliche Mitarbeiter nicht Kirchenverord-

nete in der Kirchengemeinde sein, in der sie Dienst tun; 
als hauptberuflich gilt, wer mehr als die Hälfte seiner 
Arbeitskraft der Kirchengemeinde zur Verfügung stellt 
und demgemäß vergütet wird. 

(4) Ehegatten, Geschwister, Eltern und deren Kinder 
können nicht gleichzeitig als Mitglied in denselben 
Kirchenvorstand gewählt werden. 

(5) Wiederwahl ist zulässig. 

§ 9 

Wählerliste 

Der Kirchenvorstand stellt auf Grund der Mitglieder­
kartei die Liste der wahlberechtigten Kirchenmitglieder 
auf und hält die Liste auf dem laufenden. Die Wähler­
liste kann auch als Wählerkartei durch besondere Kennt­
lichmachung der Mitgliederkartei geführt werden. Die 
Wählerliste kann von jedem Mitglied der Kirchenge­
meinde eingesehen werden. 

§ 10 

Anordnung der Wahl 

Die allgemeinen Wahlen der Kirchenvorstände wer­
den unbeschadet der Bestimmungen der §§ 30 Abs. 4, 
33 Abs. 3, 35 Abs. 1 und 40 Abs. 3 von der Kirchenregie­
rung angeordnet. Diese setzt den Wahltag fest. 

§ 11 

Wahlbezirke 

(1) Jede Kirchengemeinde bildet einen Wahlbezirk. 

(2) Gehören zu einer Kirchengemeinde mehrere Ort­
schaften oder Ortsteile, so kann der Kirchenvorstand 
beschließen, daß diese jeweils für sich einen Wahlbezirk 
bilden. In diesem Fall setzt der Kirchenvorstand mit 
Zustimmung des Propsteivorstandes fest, wieviele Kir­
chenverordnete in jedem Wahlbezirk zu. wählen sind 

(3) Für jeden Wahlbezirk ist eine Wahlvorschlagsliste 
aufzustellen. 

(4) Die Bildung von Wahlbezirken gilt für die jeweils 
anstehende Wahl 

§ 12 

Stimmbezirke 

Der Kirchenvorstand kann die Bildung von Stimm­
bezirken innerhalb der Kirchengemeinde oder des Wahl­
bezirkes beschließen. 

§ 13 

Aufgliederung der Wählerliste 

(1) Sind Wahl- oder Stimmbezirke gebildet, so ist die 
Wählerliste nach Bezirken aufzugliedern. 

(2) Gehört der Kirchengemeinde ein Kirchenmitglied 
an, das seinen Wohnsitz nicht in der Kirchengemeinde 
hat, so bestimmt der Kirchenvorstand, in welche Wäh­
lerliste es aufzunehmen ist. 

§ 14 

Auslegung und Prüfung 
der Wählerliste 

(1) Die Wählerliste ist spätestens während der. 10. 
Woche vor der Wahl zu festgesetzten Zeiten für jeder­
mann zugänglich auszulegen. Die Mitglieder der Kir­
chengemeinde sind durch mehrmalige Abkündigungen 
in Gottesdiensten auf die bevorstehende Wahl hinzu­
weisen und zur Einsichtnahme in die Wählerliste auf­
zufordern. Diese Bekanntgabe soll durch andere Arten 
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der Bekanntmachung, auch durch Gemeindebrief oder 
auf andere schriftliche Weise, ergänzt werden. 

(2) Während der Auslegungsfrist können beim Kir­
chenvorstand Berichtigungen der Wählerliste beantragt 
werden. 

(3) Die Wählerliste wird mit Ablauf des letzten Tages 
der 10. Woche vor dem Wahltag bis zur Feststellung des 
Wahlergebnisses geschlossen. Der Kirchenvorstand 
überprüft nochmals binnen einer Woche die Wähler­
liste, berichtigt sie auf Grund der Anträge nach Ab­
satz 2 oder von Amts wegen, benachric.l:itigt die Betrof­
fenen und bescheidet die Antragsteller. Gegen die Ent­
scheidung des Kirchenvorstandes können die Betroffe­
nen binrien einer Woche nach Zustellung Beschwerde 
bei dem Propsteivorstand einlegen. Die Entscheidung 
des Propsteivorstandes unterliegt keiner Nachprüfung. 
Ein noch anhängiges· Beschwerdeverfahren hindert nicht 
die Ausübung des Wahlrechts. 

(4) Macht ein Wahlberechtigter von dem Recht, in die 
Wählerliste Einsicht zu nehmen und ihre Berichtigung 
zu beantragen keinen Gebrauch und ergibt sich, daß er 
in der Wählerliste nicht aufgeführt ist, so ist ein aus 
diesem Grunde eingelegter Wahleinspruch unzulässig. 

§ 15 

Einreichen der Wahlvorschläge 

(1) Die Wahlberechtigten eines Wahlbezirkes können 
innerhalb einer Frist von drei Wochen, die mit der Aus­
legung der Wählerliste beginnt, bei dem Kirchenvor­
stand Vorschläge für die Wahl der Kirchenverordneten 
einreichen. Die Wahlvorschläge dürfen nur Namen von 
Kirchenmitgliedern enthalten, die im Wahlbezirk ihren 
Wohnsitz haben oder deren Zugehörigkeit als Kirchen­
mitglied zu dieser Kirchengemeinde zugelassen ist. Die 
Wahlvorschläge sollen nicht mehr Namen als die dop­
pelte Zahl der zu Wählenden enthalten. Die Vorgeschla­
genen sollen so deutlich bezeichnet sein, daß Verwechse­
lungen ausgeschlossen sind. Jeder Vorschlag für die 
Wahl muß von mindestens zehn wahlberechtigten Mit­
gliedern des Wahlbezirks, bei Wahlbezirken mit weni­
ger als 500 Mitgliedern von mindestens fünf wahlbe­
rechtigten Mitgliedern unterzeichnet sein. 

(2) Die Wahlberechtigten werden bei den in§ 14 Abs. 1 
vorgesehenen Abkündigungen und Bekanntmachungen 
unter Hinweis auf die Bestimmungen des Absatzes 1 
auch zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefor­
dert. 

§ 16 

Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Der Kirchenvorstand prüft, ob die Wahlvorschläge 
für die Wahl der Kirchenverordneten den Vorschriften 
dieses Kirchengesetzes entsprechen. Er hat zunächst da­
hin zu wirken, daß etwaige Mängel der Wahlvorschläge 
behoben werden. 

(2) Der Kirchenvorstand streicht die Namen der nicht 
wählbaren Personen von den Wahlvorschlägen und be­
nachrichtigt diese sowie den ersten Unterzeichner der 
Wahlvorschläge unverzüglich unter Angabe des gesetz­
lichen Grundes, der zur Streichung führte und des 
Rechtsbehelfs. Jedem nach Satz 1 Beteiligten steht bin­
nen einer Woche nach Eingang der Nachricht die Be­
schwerde an den Propsteivorstand offen; dieser ent­
scheidet binnen einer Woche nach Eingang über die Be­
schwerde. Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen 
und dem Beschwerdeführer und dem Kirchenvorstand 
mitzuteilen. Die Entscheidung des Propsteivorstandes 
unterliegt keiner Nachprüfung. 

§ 17 

Vorbereitung 
der Wahlvorschlagsliste 

(1) Enthalten alle eingereichten Wahlvorschläge zu­
sammen nicht eineinhalbmal soviel Namen wie Kirchen·­
verordnete zu wählen sind, so hat der Kirchenvorstand. 
sie auf diese Zahl zu ergänzen. Der Kirchenvorstand 
kann die Liste in jedem Falle bis zum zweifachen der 
Zahl der zu Wählenden ergänzen. 

(2) Ist kein ordnungsmäßiger Wahlvorschlag einge­
gangen,. so stellt der Kirchenvorstand einen Wahlvor­
schlag auf. Für die Zahl der Namen gilt die Bes'tinimung 
des Absatzes 1 entsprechend. 

(3) Hat der Kirchenvorstand binnen zwei Wochen 
nach Ablauf der Frist . zur Einreichung der Wahlvor­
schläge deren Ergänzung oder Aufstellung nach den 
Absätzen 1 und ·2 nicht vorgenommen, so wird der Wahl­
vorschJ.ag vom Propsteivorstan~ ergänzt oder aufgestellt 
und von ihm die Bereitschaftserklärung nach § 18 unter 
Fortfall der dort genannten Frist eingeholt. 

§ 18 

Bereitschaftserklärung 
des Vorgeschlagenen 

Der Kirchenvorstand fordert alle Vorgeschlagenen, 
deren Wählbarkeit er festgestellt hat, unter Hinweis auf 
die Rechte und Pflichten als Kirchenverordneter auf, 
innerhalb einer Woche folgende schriftliche Erklärung 
abzugeben: 

„Hiermit erkläre ich für den Fall meines Eintritts in 
den Kirchenvorstand: 

Ich bin bereit, das Versprechen für das Amt eines 
Kirchenverordneten, von dessen Wortlaut ich Kenntnis 
genommen habe, abzulegen." · 

§ 19 

Aufstellung 
einer Wahlvorschlagsliste 

Die Namen der Vorgeschlagenen, die die Erklärung 
gemäß § 18 abgegeben haben, werden von dem Kirchen­
vorstand aus den Wahlvorschlägen in alphabetischer 
Reihenfolge auf die Wahlvorschlagsliste in der Weise 
übertragen, daß nur Vor- u:qd Zuname, Alter, Beruf 
und Wohnung des Vorgeschlagenen angegeben werden; 
jeder sonstige Hinweis hat zu unterbleiben. · 

§ 20 

Bekanntgabe der Wahlvorschlagsliste 
und des Wahltermins 

Die Wahlvorschlagsliste sowie Zeit und Ort der Wahl 
werden in der Kirchengemeinde an den beiden dem 
Wahltage vorausgehenden Sonntagen im Gottesdienst 
bekanntgegeben. Gleichzeitig ist auf die Möglichkeit der 
Briefwahl hinzuweisen. Diese Bekanntgabe soll durch 
andere Arten der Bekanntmachung ergänzt werden. 

§ 21 

Vorstellung der vorgeschlagenen 

Zur Vorstellung der zur Wahl Vorgeschlagenen soll 
eine Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder der 
Kirchengemeinde stattfinden. 

§ 22 

Stimmzettel 

Die Stimmzettel läßt der Kirchenvorstand herstellen. 
Sie enthalten die Wahlvorschlagsliste(§ 19) und die An­
gabe, wieviel Kirchenverordnete zu wählen sind. 

• 

1 
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§ 23 

Ernennung eines Wahlvorstandes 

Vor der Wahl ernennt der Kirchenvorstand aus der 
Reihe der wahlberechtigten Mitglieder der Kirchenge­
meinde für jeden Wahl- oder Stimmbezirk mindestens 
drei Personen, die nicht in der Wahlvorschlagsliste be­
nannt sind, als Wahlvorstand und bestimmt den Vor­
sitzenden, den Schriftführer und deren Stellvertreter. 

§ 24 

Tätigkeit des Wahlvorstandes 

(1) Der Wahlvorstand sorgt für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Wahl und nimmt die Auszählung der 
Stimmen vor. Der Vorsitzende leitet die Tätigkeit des 
Wahlvorstandes und wird dabei von den anderen Mit­
gliedern unterstützt. Er hat darauf zu achten, daß die 
Wahl nicht gestört wird und ist berechtigt, Personen, die 
seine Ermahnungen und Anordnungen unbeachtet las­
sen, aus dem Wahlraum zu weisen. 

(2) Während der Dauer der Wahlhandlung und der 
Auszählung der Stimmen müssen mindestens drei Mit­
glieder des Wahlvorstandes, darunter der Vorsitzende 
und der Schriftführer oder deren Stellvertreter, ständig 
anwesend sein. 

(3) Der Wahlvorstand faßt seine Beschlüsse mit Stim­
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorsit­
zende, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter, den 
Ausschlag. 

§ 25 

Wahlhandlung 

(1) Die Wahlhandlung ist öffentlich. Die Stimmabgabe 
ist geheim und findet innerhalb einer von dem Kirchen­
vorstand festzusetzenden, mindestens sechs Stunden be­
tragenden Wahlzeit statt. Der Kirchenvorstand kann 
für die Stimmabgabe zusätzlich auch eine Wahlzeit am 
Tage vor dem angeordneten Wahltag festsetzen. In die­
sem Fall ist die Wahlurne nach Abschluß der Wahl­
handlung zu versiegeln und zusammen mit der Wähler­
liste von dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes bis zur 
Fortsetzung der Wahl am nächsten Tag zu verwahren. 

(2) Es ist durch geeignete Vorrichtungen im Wahl­
raum dafür zu sorgen, daß der Wähler seinen Stimm­
zettel unbeobachtet ausfüllen kann. 

(3) Vor Beginn der Wahlhandlung hat der Wahlvor­
stand festzustellen, daß die Wahlurne leer ist. 

(4) Der Wähler erhält nach dem Betreten des Wahl­
raumes von einem Mitglied des Wahlvorstandes einen 
Stimmzettel ausgehändigt, nachdem der Schriftführer 
den Namen des Wählers in der Wählerliste festgestellt 
und die Wahlbeteiligung vermerkt hat. 

(5) Der Wähler kennzeichnet auf dem Stimmzettel die 
Namen der Personen, die er wählen will, jedoch nicht 
mehr Namen als Kirchenver.ordnete zu wählen sind. 
Falls mehr Namen oder kein Name gekennzeichnet oder 
Zusätze gemacht sind, ist der Stimmzettel ungültig. Per­
sonen, deren Namen auf dem Stimmzettel nicht enthal­
ten. sind, können nicht gewählt werden. 

(6) Die Abgabe der Stimme durch einen Stellvertreter 
ist nicht zulässig. Der Wähler kann sich jedoch eines 
Helfers bedienen, wenn er den Stimmzettel nicht ohne 
Helfer auszufüllen vermag. 

(7) Nachdem der Wähler den Stimmzettel ausgefüllt 
hat, legt er ihn verdeckt in die Wahlurne. 

(8) Nach Ablauf der für die Wahlhandlung festge­
setzten Zeit dürfen nur noch Wähler zur Stimmabgabe 
zugelassen werden, die zu diesem Zeitpunkt schon im 
Wahlraum anwesend waren. Wenn diese ihre Stimme 

abgegeben haben, erklärt der Vorsitzende des Wahl­
vorstandes die Wahl für geschlossen. 

§ 26 

Briefwahl 

(1) Wahlberechtigte Mitglieder der Kirchengemeinde, 
die in die Wählerliste eingetragen sind, können ihr 
Wahlrecht im Wege der Briefwahl ausüben. 

(2) Wer von der Briefwahl Gebrauch machen will, 
benötigt einen Wahlschein. Der Wahlschein kann schrift­
lich oder mündlich bei dem Kirchenvorstand beantragt 
werden. Wer den Antrag für einen anderen stellt, muß 
nachweisen, daß er dazu berechtigt ist. 

(3)' Wahlscheine können bis zum zweiten Tage vor der 
Wahl beantragt werden. Verspätet eingegangene schrift­
liche Anträge sind unbearbeitet zu verpacken und vor­
läufig aufzubewahren. 

(4) Der Wahlschein muß von einem Mitglied des Kir­
chenvorstandes unterschrieben und mit dem Dienstsie­
gel versehen sein. Der Wahlschein enthält die Bestäti­
gung des Kirchenvorstandes über die Eintragung des 
Mitgliedes der Kirchengemeinde in die Wählerliste. Der 
Wahlschein enthält ferner den Wortlaut einer von dem 
Mitglied der Kirchengemeinde abzugebenden Versiche­
rung über die persönliche Ausfüllung des Stimmzettels. 

(5) Dem Mitglied der Kirchengemeinde sind mit dem 
Wahlschein ein Stimmzettel, ein Stimmzettelumschlag 
und ein Briefumschlag zu übermitteln; auf dem Brief­
umschlag ist der Wahl- oder Stimmbezirk zu vermer­
ken. 

(6) Wahlbriefe können bis zum Beginn der Wahlhand­
lung dem Kirchenvorstand zugeleitet werden, sie kön­
nen auch während der Wahlhandlung dem Vorsitzen­
den des Wahlvorstandes ausgehändigt werden. 

(7) Der Kirchenvorstand vermerkt die Ausstellung 
der Wahlscheine in der Wählerliste. 

(8) Der Kirchenvorstand übermittelt dem Wahlvor­
stand vor Beginn der Wahlhandlung die eingegange­
nen Wahlbriefe. Diese werden zusammen mit den wäh­
rend der Wahlhandlung eingehenden Wahlbriefen bis 
zum Schluß der Wahlhandlung gesondert aufbewahrt. 

(9) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 

§ 27 

Auszählung der Stimmen 

(1) Die Auszählung der Stimmen geschieht öffentlich 
im Anschluß an die Wahlhandlung. 

(2) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes öffnet nach 
Schließung der Wahlhandlung die vorliegenden Wahl­
briefe, entnimmt ihnen die Wahlscheine und prüft, ob 
der im Wahlschein genannte Wähler in die Wähler­
liste eingetragen ist und die Versicherung nach § 26 
Abs. 4 abgegeben hat. 

(3) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er keinen ord­
nungsgemäßen Wahlschein enthält oder erst nach Be­
endigung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein un­
gültiger Wahlbrief ist samt seinem Inhalt auszusondern. 

(4) Ist der Wahlbrief in Ordnung befunden, und der 
Wähler in der Wählerliste des Wahl- und Stimmbezir­
kes eingetragen, so wird der Stimmzettelumschlag un­
geöffnet in die Wahlurne gelegt, nachdem die Stimm­
abgabe in der Wählerliste vermerkt ist. 

(5) Danach werden die Stimmzettel und die Stimm­
zettelumschläge der Wahlurne entnommen. Die Stimm­
zettelumschläge werden geöffnet und die darin ent­
haltenen Stimmzettel ungelesen unter die übrigen 
Stimmzettel gemischt. Sodann werden die Stimmzettel 
gezählt, und ihre Zahl wird mit der Zahl der Stimmab-
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gabevermerke in der Wählerliste verglichen. Ergibt sich 
hierbei eine Verschiedenheit, so ist dies in der Verhand­
lungsniederschrift anzugeben und nach Möglichkeit zu 
begründen. Hierauf werden die Stimmzettel auf ihre 
Gültigkeit geprüft und die auf die einzelnen Personen 
der Wahlvorschlagsliste entfallenen Stimmen gezählt. 

§ 28 

Verhandlungsniederschrüt 

(1) Der Ablauf der· Wahlhandlung, etwaige Bean­
standungen, die getroffenen Entscheidungen und das 
Ergebnis der Stimmenauszählung sind in eine Ver­
handlungsniederschrift aufzunehmen, die von den Mit­
gliedern des Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Aus­
gesonderte Wahlbriefe und für ungültig erklärte Stimm­
zettel sind mit fortlaufender Nummer zu versehen und 
der Verhandlungsniederschrüt als Anlagen beizufügen. 

(2) Die Verhandlungsniederschrift und ihre Anlagen 
sowie alle Wahlunterlagen sind alsdann nach der Aus­
z1ihlung dc1· Stimmen de111 KirchenvursLand zu über­
geben. 

§ 29 

Wahlergebnis 

(1) Auf Grund des Ergebnisses der Stimmenauszäh­
lung stellt der Kirchenvorstand spätestens am Tage 
nach dem angeordneten Wahltage das Ergebnis der 
Wahl fest. Gewählt sind diejenigen, die die meisten 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das Los, das vom Vorsitzenden bei Anwesen­
heit von mindestens einem Drittel der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes zu ziehen ist. 

(2) Die auf der Wahlvorschlagsliste Genannten, die 
nicht gewählt sind, sind bis zu einem Viertel der Zahl 
der zu Wählenden Ersatzkirchenverordnete nach Maß­
gabe der Zahl der auf den Einzelnen entfallenden Stim­
men. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das 
vom Vorsitzenden des Kirchenvorstandes bei Anwesen­
heit von mindestens einem Drittel der Mitglieder des 
Kirchenvorstandes zu ziehen ist. 

(3) Die Namen der gewählten Kirchenverordneten 
und Ersatzkirchenverordneten werden der Gemeinde an 
dem nächsten Sonntag im Gottesdienst unter Hinweis 
auf das Beschwerderecht gemäß§ 30 Absatz 1 bekannt­
gegeben. Diese Bekanntgabe soll durch andere Arten 
der Bekanntmachung ergänzt werden. 

§ 30 

Beschwerde gegen die Wahl 

(1) Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb einer Frist 
von einer Woche, nachdem das Wahlergebnis1m Gottes­
dienst bekanntgegeben worden ist, die Wahl durch 
schriftlich begründete Beschwerde beim Propsteivor­
stand anfechten. Die Beschwerde kann nur darauf ge­
stützt werden, daß die Wahl nicht den gesetzlichen Vor­
schrüten entsprechend vorbereitet oder durchgeführt 
oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis 
beeinflußt worden ist. 

(2) Der Propsteivorstand entscheidet innerhalb einer 
Frist von drei Wochen nach Bekanntgabe des Wahler­
gebnisses. Die Entscheidung ist mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung dem Beschwerdeführer, dem 
Kirchenvorstand und dem Gewählten, der von der Be­
schwerde betroffen war, zuzustellen. 

(3) Die nach Absatz 2 Satz 2 Beteiligten können die 
Entscheidung des Propsteivorstandes durch die weitere 
Beschwerde bei dem Landeskirchenamt anfechten. Die 
weitere Beschwerde ist innerhalb einer Frist von einer 
Woche nach Zustellung der Entscheidung schriftlich bei 
dem Landeskirchenamt oder bei dem Propsteivorstand 
einzulegen und zu begründen.· Die Entscheidung des 
Landeskirchenamtes ist mit. Begründung den Beteilig-

ten und dem Propsteivorstand zuzustellen; sie ist end­
gültig. 

(4) Ergibt die Nachprüfung, daß die Beschwerde be­
gründet ist und ein wesentlich ;mderes. Ergebnis zu­
stande gekommen wäre, so wird 
a) das Wahlergebnis neu festgestellt oder berichtigt 

oder 
b) die Wahl ganz oder bei Abstimmung in Wahl- oder 

Stimmbezirken auch teilweise für ungültig erklärt 
und angeordnet, daß die Wahl zu wiederholen ist. 

Den neuen Wahltermin setzt der Propsteivorstand 
nach Anhörung des Kirchenvorstandes so bald wie mög­
lich fest. 

§ 31 

Wahlausschuß 

(1) Der Kirchenvorstand kann zur Vorbereitung und 
Leitung dP.r Wahl einen Wahla11P,Rr.h11ß 0rn~nnen. Der 
Wahlausschuß übernimmt die Aufgaben, die in den 
§§ 14 bis 20, 22, 23, 26, 29 und 30 dem Kirchenvorstand 
zugewiesen sind. 

(2) Der Wahlausschuß besteht nach Entscheidung des 
Kirchenvorstandes aus dem Vorsitzenden oder stellver­
tretenden Vorsitzenden des Kirchenvorstandes als Lei­
ter und vier oder sechs zu Kirchenverordneten wähl­
baren Mitgliedern der Kirchengemeinde als Beisitzern. 
Die Beisitzer werden von dem Kirchenvorstand zur 
Hälfte aus seiner Mitte berufen. 

(3) Der Wahlausschuß faßt seine Beschlüsse mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Zur Gültigkeit 
einer Abstimmung bedarf es der Anwesenheit von mehr 
als. der Hälfte der Mitglieder. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der Leiter des Wahlausschusses. 

(4) Ist ein Kirchenvorstand nicht im Amt, so kann der 
Propsteivorstand einen Wahlausschuß berufen und des­
sen Leiter ernennen. 

§ 32 

Bestellung von Kirchenverordneten 

Werden weniger Kirchenverordnete gewählt als ge­
wählt werden mußten, so bestellt der Propsteivorstand 
innerhalb von vier Wochen nach Feststellung des Wahl­
ergebnisses die fehlenden Kirchenverordneten aus den 
wählbaren Mitgliedern der Kirchengemeinde. Die Be­
stimmungen der §§ 29 Abs. 3 und 30 sind entsprechend 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß über die Beschwerde 
anstelle des Propsteivorstandes das Landeskirchenamt 
entscheidet. 

§ 33 

Bestellung von Bevollmächtigten 

(1) Kommt eine Wahl nicht zustande, so bestellt der. 
Propsteivorstand einen Bevollmächtigten, der die Auf­
gaben und Befugnisse des Kirchenvorstandes wahr­
nimmt. Der Bevollmächtigte braucht nicht Mitglied der 
betreffenden Kirchengemeinde zu sein·, muß aber in 
seiner Kirchengemeinde zum Kirchenverordneten wähl­
bar sein. 

(2) Ein Bevollmächtigter gemäß Absatz 1 ist von dem 
Propsteivorstand auch dann zu bestellen, wenn nach 
Durchführung des Wahl- und :Sestellungsverfahrens 
kein beschlußfähiger Kirchenvorstand zustande gekom­
men ist. 

(3) Zur Ablösung des Bevollmächtigten soll von dem 
Propsteivorstand sobald wie möglich die Neuwahl von 
Kirchenverordneten angeordnet werden. § 35 Absatz 2 
gilt sinngemäß. 

(4) Der Propsteivorstand kann auch mehrere Bevoll­
mächtigte bestellen. 

• 
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§ 34 

Eintritt eines 
Ersatzkirchen verordneten 

(1) Scheidet ein gewählter oder bestellter Kirchenver­
ordneter aus seinem Amt aus, so tritt der Ersatzkir­
chenverordnete (§ 29 Abs. 2), der bei der Wahl die höch­
ste Stimmenzahl erreicht hat, in den Kirchenvorstand 
ein. 

(2) Bei Verhinderung eines gewählten, bestellten 
oder berufenen Kirchenverordneten, die voraussicht­
lich länger als drei Monate dauern wird, kann der Kir­
chenvorstand den Ersatzkirchenverordneten mit der 
höchsten Stimmenzahl mit der Vertretung beauftra­
gen. Für die Zeit der Vertretung hat der Ersatzkirchen­
verordnete die Rechte und Pflichten eines Kirchenver­
ordneten. 

(3) Ist ein Ersatzkirchenverordneter nicht mehr vor­
handen, so ist vom Kirchenvorstand alsbald eine Zu­
wahl ':orzunehmen; die§§ 36 und 37 gelten sinngemäß. 

§ 35 

Neuwahlen 

,(1) Sind gemäß Artikel 38 der Verfassung infolge 
mangelnder Beschlußfähigkeit oder infolge Auflösung 
des Kirchenvorstandes dessen Rechte und Pflichten auf 
den Propsteivorstand übergegangen, so bestellt der 
Propsteivorstand einen Bevollmächtigten; § 33 Abs. 1 
und 4 gelten sinngemäß. Der Propsteivorstand ist ver­
pflichtet, sobald als möglich Neuwahlen durchzuführen. 

(2) Liegt im Einzelfall der Tag der Neuwahlen inner­
halb der letzten zwölf Monate vor dem nächsten Termin 
einer Neubildung der Kirchenvorstände, so gilt die 
Wahl auch für die folgende Amtspociode der Kirchen­
vorstände. 

§ 36 

Berufungsfähigkeit 

Zum Kirchenverordneten kann berufen werden, wer 
das 18. Lebensjahr vollendet hat und im übrigen die 
Voraussetzungen des§ 8 erfüllt 

§ 37 

Verfahren 

(1) Die Berufung von Kirchenverordneten geschieht 
durch die gewählten oder nach§ 32 bestellten Kirchen­
verordneten vor ihrer Amtseinführung und durch die 
Mitglieder des Kirchenvorstandes kraft Amtes späte­
stens bis zum Ablauf von vier Wochen seit Feststellung 
des Wahlergebnisses oder im Fall von Bestellungen 
nach § 32 spätestens bis zehn Tage nach Bekanntgabe 
der Bestellungen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

(2) Für die Bekanntgabe der Namen der Berufenen 
gilt § 29 Abs. 3 entsprechend. 

(3) Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb ein.er Frist 
von einer Woche, nachdem die Namen der Berufenen 
im Gottesdienst bekanntgegeben sind, die Berufung 
durch schriftliche Beschwerde bei dem Landeskirchen­
amt anfechten. Die Beschwerde kann nur darauf ge­
stützt werden, daß das Berufungsverfahren fehlerhaft 
gewesen ist oder ein Berufener nicht berufen werden 
konnte (§ 36). 

(4) Die Entscheidung des Landeskirchenamtes ist mit 
Begründung den Beteiligten und dem Propsteivorstand 
zuzustellen; sie ist endgültig. Ergibt die Nachprüfung, 
daß die Beschwerde begründet ist, so ist auszusprechen, 
daß ein neues Berufungsverfahren durchzuführen ist. 

(5) Scheidet ein berufener Kirchenverordneter aus, 
so ist alsbald ein neuer Kirchenverordneter zu berufen. 

§ 38 

Beteiligung des Patrons 

(1) Der Patron kann als Kirchenverordneter in den 
Kirchenvorstand der Patronatsgemeinde eintreten oder 
einen Kirchenverordneten ernennen. Kompatrone und 
körperschaftliche Patrone können einen Vertreter aus 
ihrer Mitte oder einen Dritten zum Kirchenverordneten 
ernennen. 

(2) Der Eintretende oder Ernannte muß Mitglied der 
Landeskirche und in seiner Kirchengemeinde zum Kir­
chenverordneten wählbar sein. 

(3) Für die Bekanntgabe des Namens des Eingetrete­
nen oder Ernannten gilt § 29 Abs. 3 entsprechend. 

(4) Die Bestimmungen über das Beschwerderecht der 
wahlberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde (§ 30) 
und über die gottesdienstliche Einführung (§ 39) sind 
auf den Patron, wenn er in den Kirchenvorstand ein­
tritt, oder auf den von ihm ernannten Kirchenverord­
neten anzuwenden. 

(5) Scheidet der Patron oder der von ihm ernannte 
Kirchenverordnete aus dem Kirchenvorstand aus, so 
kann der Patron sein Recht nach Absatz 1 erneut aus­
üben. 

§ 39 

Einführung 

(1) Zugleich mit der Anordnung der Wahlen (§ 10) 
setzt die anordnende Stelle den Tag der Einführung der 
Kirchenverordneten fest. 

(2) Die als Kirchenverordnete Eintretenden sind in 
einem Gottesdienst in ihr Amt einzuführen. Die Ein­
führung ist an einem vorhergehenden Sonntag im Got­
tesdienst der Gemeinde abzukündigen. 

(3) Bei der Einführung der Kirchenverordneten wird 
folgendes Versprechen vorgelesen: 

Ich verspreche, mein Amt in Bindung an das Wort 
Gottes, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und 
im Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche 
bezeugt ist, zu führen. Ich bin bereit, Verantwortung 
zu übernehmen für den Gottesdienst, für die Seel­
sorge, die Unterrichtung und Unterweisung, die 
Förderung von Diakonie und Mission sowie für die 
kirchliche Ordnung. 

Die Kirchenverordneten erklären auf die Frage des 
Einführenden, ob sie bereit sind, das Versprechen abzu­
legen, einzeln unter Handschlag: ,,Ja, mit Gottes Hilfe". 

(4) Kirchenverordnete, die erneut in den Kirchenvor­
stand eintreten, sind unter Hinweis auf die früher über­
nommene Verpflichtung neu in ihr Amt einzuführen. 

(5) Nach der Einführung sind dem Propsteivorstand 
und dem Landeskirchenamt die Namen und Anschrif­
ten der ..Kirchenverordneten mitzuteilen. 

(6) Ersatzkirchenverordnete, die mit der Vertretung 
von Kirchenverordneten beauftragt werden (§ 34 Abs. 2), 
sind in einer Sitzung des Kirchenvorstandes auf ihr 
Amt zu verpflichten. 

(7) Der Kirchenvorstand kann auch dann Beschlüsse 
fassen, wenn noch nicht alle Kirchenverordnete ein­
geführt sind. 

§ 40 

Errichtung und Zusammenlegung 
von Kirchengemeinden 

(1) Im Fall der Errichtung oder Zusammenlegung 
von Kirchengemeinden trifft die Kirchenregierung die 
für die Bildung von Kirchenvorständen notwendigen 
Regelungen. 
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(2) Die Propsteivorstände können beauftragt werden, 
einen Bevollmächtigten oder mehrere Bevollmächtigte 
(§ 33 Abs. 1) zu bestellen. 

(3) Die Kirchenregierung soll bei einer Regelung nach 
Absatz 1 vorsehen, daß möglichst binnen zwei Jahren 
Kirchenvorstandswahlen angeordnet werden. Dies gilt 
nicht bei der Zusammenlegung von Kirchengemeinden, 
wenn die bisherigen gewählten Kirchenverordneten zu 
Kirchenverordneten derjenigen Kirchengemeinde be­
stellt wurden, die die Rechtsnachfolge angetreten hat. 

§ 41 

Personal- und Anstaltsgemeinden 

In Personal- und Anstaltsgemeinden kann die Bil­
dung eines Kirchenvorstandes unterbleiben, wenn dies 
aus besonderen Gründen als geboten erscheint. Unter­
bleibt die Bildung des Kirchenvorstandes, so ordnet die 
Kirchenregierung die Verwaltung und die Vertretung 
der Gemeinde. 

§ 42 

Militärkirchengemeinde 
und personaler Seelsorgebereich 

Für die Bildung von Kirchenvorständen in Militär­
kirchengemeinden und für die rechtliche Zuordnung der 
Militärpfarrer und der Angehörigen der personalen 
Seelsorgebereiche zu den Kirchenvorständen der Kir­
chengemeinden, in denen personale Seelsorgebereiche 
gebildet sind oder über die sich ein personaler Seel­
sorgebereich erstreckt, gelten die besonderen Bestim­
mungen, die zur Durchführung der evangelischen Mili­
tärseelsorge im Gebiet der Landeskirche erlassen wer­
den. 

§ 43 

Ausscheiden und Entlassung 
von Kirchenverordneten 

(1) Ein Kirchenverordneter scheidet aus dem Kirchen­
vorstand aus, wenn er sein Amt niederlegt oder wenn 
das Fehlen einer Voraussetzung seiner Wählbarkeit 
von dem Propsteivorstand festgestellt ist. 

(2) Ein Kirchenverordneter ist von dem Propsteivor­
stand aus dem Amt zu entlassen 
a) wegen anhaltender Dienstuntüchtigkeit, 
b) wegen erheblicher Pflichtverletzung, insbesondere 

beharrlicher Dienstvernachlässigung oder Verletzung 
der Amtsverschwiegenheit. 

(3) Vor der Entscheidung des Propsteivorstandes nach 
den Absätzen 1 und 2 sind der Betroffene und der Kir­
chenvorstand zu hören. 

(4) Die Entscheidungen sind zu begründen und dem 
Betroffenen und dem Kirchenvorstand zuzustellen. 

(5) Gegen die Entscheidung des Propsteivorstandes 
steht dem Betroffenen und dem Kirchenvorstand in­
nerhalb einer Frist von zwei Wocp.en nach Zustellung 
der Entscheidung die Beschwerde bei dem Landeskir­
chenamt zu. 

(6) Bis zu einer endgültigen Entscheidung ruhen die 
Rechte und Pflichten des betroffenen Kirchenverord­
neten. 

§ 44 

Erstmalige Anwendung 

(1) Dieses Kirchengesetz ist erstmalig auf die Neubil­
dung der Kirchenvorstände zum l. April 1972 anzuwen­
den. 

(2) Das Nähere regelt das zu diesem Kirchengesetz 
ergehende Einführungsgesetz. 

B r au n s c h w e i g , den 2. Oktober 1971 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 
Kirchenregierung 

Dr. Hein tz e 

Ausführungsbestimmungen zum Kirchengesetz über 
die Bildung der Kirchenvorstände (AB KVBG) 

Auf Grund des Artikels 87 der Verfassung werden 
folgende Ausführungsbestimmungen erlassen: 

1. (zu § 1 Absatz 1) In allen rechtlich selbständigen 
Kirchengemeinden (Parochialgemeinden) sind Kir­
chenvorstände zu bilden. Gehören mehrere Ort­
schaften zu einer Kirchengemeinde, so wird nur ein 
Kirchenvorstand gebildet. Die Bildung eines Kir­
chenvorstandes für 01'lsci1a!len, die zwar eiuer Kir­
chengemeinde angehören, aber für sich eigene Ein­
richtungen besitzen, ist nicht mehr möglich, da die 
Fiktion der Sonderkirchengemeinden aufgehoben 
ist (vgl. § 3 des Kirchengesetzes zur Einführung des 
Kirchengesetzes zur Bildung der Kirchenvorstände 
vom 2. Oktober 1971 (Amtsbl. 1971 S. 112). Für die 
Bildung von Kirchenvorständen in Personal- oder 
Anstaltsgemeinden und für die Sonderregelungen 
bei Militärkirchengemeinden und personalen Seel­
sorgebereichen vergleiche §§ 41 und 42 KVBG. 

2. (zu § 1 Absatz 2) Es sind in allen Kirchengemeinden 
die jeweiligen Neuwahlen gleichzeitig durchzufüh­
ren. mit Ausnahme des § 35 Absatz 2 KVBG (vgl. 
Ziff. 30). 

~ ' 

3. (zu § 1 Absatz 3) Erst nach seiner Einführung kann 
der Kirchenvorstand sein Amt ausüben. Die Amts­
zeit der alten Kirchenvorstände endet stets mit Ab­
lauf des 9. Monats nach dem 1. April des allgemei­
nen Wahljahres. Ist bis dahin ein Kirchenvorstand 
nicht gebildet, so ist unverzüglich ein Bevollmäch­
tigter (oder mehrere Bevollmächtigte) nach § 33 
KVBG zu bestellen. 

4. (zu § 2 Absatz 1) Dem Kirchenvorstand gehören ge­
wählte und berufene Kirchenverordnete an. Bei. den 
bestellten Kirchenverordneten handelt es sich nur 
um eine Ergänzung der Zahl der zu wählenden 
Kirchenverordneten für den Fall, daß infolge man­
gelnder Stimmabgabe aus der Vorschlagsliste nicht 
so viele Kirchenverordnete gewählt wurden, wie 
gewählt werden mußten (vgl. § 32 KVBG und 
Ziff. 28). 

5. (zu § 2 Absatz 2) Bei den Mitgliedern kraft Amtes 
handelt es sich um die hauptberuflich angestellten 
Pfarrer, Pastorinnen, Pfarrdiakone und Pfarrver­
walter sowie die nichtordinierten Mitglieder des 
Pfarramtes im Sinn des Artikels 40 Absatz 1 c der 
Verfassung, soweit sie Stelleninhaber sind, einen 
Verwaltungsauftrag haben oder im Probedienst be­
schäftigt sind. 

6. (zu § 2 Absatz 3) Sind mehreren Mitgliedern des 
Pfarramtes mehrere bestimmte Kirchengemeinden 
anvertraut, so sind sie nur in ·den Kirchenvorstän­
den dieser Gemeinden auch Mitglieder kraft Amtes. 
Sind aber zum Beispiel zwei Pfarrer in einer Ge­
meinde in zwei Bezirken tätig, und hat jeder von 
ihnen daneben noch eine selbständige Kirchenge­
i:neinde zu übernehmen, so sind beide Pfarrer ein­
mal Mitglied des Kirchenvorstandes der Gemeinde, 
in der sie einen Bezirk haben, und zum anderen 
jeder auch allein Mitglied in dem Kirchenvorstand 
der Kirchengemeinde, die ihm zusätzlich allein an­
vertraut ist. 

111111 
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7. (zu § 3 Absätze 1 bis 4) Die regelmäßige Zahl der 
gewählten und berufenen Mitglieder sowie der Mit­
glieder kraft Amtes beträgt entsprechend der Mit­
gliederzahl der jeweiligen Kirchengemeinde 6, 9, 
12 oder 15 Mitglieder. Die Zahl von 6 Mitgliedern 
darf nicht unterschritten werden. Im übrigen kann 
der Propsteivorstand Ausnahmen zulassen. Nach 
Festlegung der Gesamtmitgliederzahl setzt der Kir­
chenvorstand die Zahl der zu wählenden und zu 
berufenden Mitglieder unter Berücksichtigung der 
Zahl der Mitglieder kraft Amtes fest. Zu den zu­
letzt Genannten gehören alle Mitglieder im Sinn 
des § 2 Absatz 2 KVBG oder deren Vertreter im 
pfarramtlichen Dienst. Es ist hier nicht von der An­
zahl der Pfarrstellen auszugehen. Auch sind Pfarr­
stellen, die vorläufig nicht wieder besetzt werden, 
hier nicht mitzuzählen. 

Der Patron oder der von ihm benannte Vertreter 
ist auf die St.elle eines zu berufenen Mitgliedes 
(§ 37 KVBG) anzurechnen. 

Für die Berechnung der Anzahl der zu wählen­
den und zu berufenden Mitglieder gilt die Verfas­
sungsbestimmung, daß zwei Drittel der Mitglieder 
zu wählen sind. Dieser Grundsatz muß auch einge­
halten werden, wenn von den oben genannten Mit­
gliederzahlen abgewichen wird. Es gilt hierzu fol­
gende Tabelle: 

Gesamt­
mit­

glieder 

6 
7 
8 
9 
9 
9 

10 
10 
10 
11 
11 
11 
12 
12 
12 
12 
12 
12 
13 
13 
13 
13 
13 
13 
14 
14 
14 
14 
14 
14 
15 
15 
15 
15 
15 
15 
15 
15 
15 
15 

zu 
wählende 
Mitglieder 

4 
5 
6 
6 
6 
7 
7 
7 
8 
8 
8 
9 
8 
8 
8 
9 
9 

10 
9 
9 
9 

10 
10 
11 
10 
10 
10 
11 
11 
12 
10 
10 
10 
10 
11 
11 
11 
12 
12 
13 

Mitglieder 
kraft 

Amtes 

1 
1 
1 
2 
1 
1 
2 
1 
1 
2 
1 
1 
2 
3 
1 
2 
1 
1 
2 
3 
1 
2 
1 
1 
2 
3 
1 
2 
1 
1 
3 
2 
1 
4 
2 
3 
1 
2 
1 
1 

berufene 
Mitglieder 

(bzw. 
Patron) 

1 
1 
1 
1 
2 
1 
1 
2 
1 
1 
~ 
1 
2 
1 
3 
1 
2 
1 
2 
1 
3 
1 
2 
1 
2 
1 
3 
1 
2 
1 
2 
3 
4 
1 
2 
1 
3 
1 
2 
1 

8. (zu§ 3 Absätze 5 und 6) Veränderungen der Zah­
len der Mitglieder im Pfarramt oder der Mitglie­
der der Kirchengemeinde während der Amtspe­
riode des Kirchenvorstandes haben keinen Einfluß 
auf die einmal festgesetzte Zahl der zu wählenden 
und zu berufenden Mitglieder des Kirchenvorstan­
des. 

9. (zu § 4) Die Wahlberechtigung der Mitglieder der 
Kirchengemeinde ist mit Vollendung des 18. Le­
bensjahres gegeben. Mit Ablauf des Tages vor dem 
~ahltag muß das 18. Lebensjahr vollendet sein. Wer 
Mitglied der Kirchengemeinde ist, wird in den Arti­
keln 6 bis 11 der Verfassung bestimmt. Vorausset­
zung ist die Taufe, der Wohnsitz in der Kirchenge­
meinde, die Zugehörigkeit zu einem in der Evange­
lischen Kirche in Deutschland geltenden Bekennt­
nis; es sei denn, daß die Kirchenmitgliedschaft nach 
geltendem Recht aufgegeben ist durch Kirchenaus­
tritt oder durch übertritt zu einer anderen Kirche 
oder Religionsgemeinschaft. Als Wohnsitz gilt stets 
der Hauptwohnsitz des dauernden Aufenthaltes im 
Sinn des Melderechts. 

Die Wahlberechtigung besteht jedoch nicht, wenn 
sie entweder aberkannt ist (vgl. Ziff. 10) oder wenn 
das Kirchenmitglied entmündigt, unter vorläufige 
Vormundschaft oder wegen geistiger Gebrechen 
unter Pflegschaft gestellt ist. 

Es kann das Kirchenmitglied das Wahlrecht nur 
ausüben, wenn es in die Wählerliste eingetragen ist 
(vgl. Ziff. 12). 

10. (zu §§ 5 bis 7) Ein Katalog über erhebliche Pflicht­
verletzungen kann nicht aufgestellt werden. ~s 
werden Tatsachen vorliegen müssen, die zum Bei­
spiel dem Verfassungsauftrag (vgl Artikel 1 Ab­
satz 2 und Art. 12) erheblich widerstreiten. Es kön­
nen aber auch andere Tatsachen in Betracht kom­
men. Da es sich um einen Ausnahmetatbestand 
handelt, werden nur außergewöhnliche Umstände 
zu seiner Anwendung. führen. Liegen die Voraus­
setzungen jedoch vor, so muß der Kirchenvorstand 
eine Entscheidung treffen, die zeitlich nicht von 
einer bevorstehenden Wahl abhängig ist. 

Ist die Aberkennung des Wahlrechts nicht end­
gültig ausgesprochen, so besteht die Wahlberechti­
gung fort; es sei denn, daß der Kirchenvorstand 
nach § 6 Absatz 1 Satz 4 die sofortige Vollziehung 
angeordnet hat und diese zur Zeit der Wahl fortbe­
st€ht. 

Sind die Voraussetzungen für die Aberkennung 
fortgefallen, so muß der Kirchenvorstand diese 
wieder aufheben. Im Verfahren von Amts wegen ist 
er an die Jahresfrist nicht gebunden. 

11. (zu § 8) Wer am Tage der Wahl das 21. Lebemsjahr 
vollendet hat, ist wählbar, sofern er sich am Leben 
der Kirchengemeinde beteiligt und die Bereitschafts­
erklärung nach § 18 KVBG abgibt. Ordinierte Kir­
chenmitglieder, die im aktiven Dienst einer Kirchen­
gemeinde, einer Propstei, eines Kirchenverbandes 
oder der Landeskirche stehen, sind nicht wählbar. 
Stehen sie im Dienst einer Stiftung oder eines Ver­
eins, so besitzen sie das passive Wahlrecht. Ebenso 
sind entsprechend Artikel 34 Absatz 1 der Verfas­
sung hauptberufliche Mitarbeiter nicht wählbar in 
derjenigen Kirchengemeinde, in der sie Dienst tun. 
Schließlich können auch Ehegatten und bestimmte 
Verwandte nicht gleichzeitig als Mitglieder in den­
selben Kirchenvorstand gewählt werden; sie kön­
nen allerdings gleichzeitig vorgeschlagen werden. 
Ist dies der Fall, so sind ihre Namen, sofern nicht 
eine Kandidatur zurückgenommen wird, auf die 
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Wahlvorschlagsliste zu setzen. Als Mitglied oder als 
Ersatzmitglied gewählt gilt jedoch nur derjenige, 
der die höhere Stimmenzahl erreicht hat. 

12. (zu § 9) Die Wählerliste ist stets auf dem laufenden 
zu halten. Es kann die Mitgliederkartei durch 
Kenntlichmachung (z. B. Reiter auf Karteikarten) 
als Wählerliste benutzt werden. 

(Muster für die Wählerliste siehe Anlage 1.) *) 

13. (zu § 11) Kirchengemeinden, die eine Ortschaft oder 
einen Ortsteil umfassen oder ein Teil einer Ort­
schaft sind, bilden stets nur einen Wahlbezirk. 

Kirchengemeinden mit mehreren Ortschaften 
oder Ortsteilen können einen Wahlbezirk bilden, 
indem aus einem Wahlvorschlag gewählt wird. Sie 
können aber auch mehrere Wahlbezirke einrichten. 
In diesem Fall ist mit Zustimmung des Propstei­
vorstandes vom Kirchenvorstand zu bestimmen, 
wieviel Kirchenverordnete in den jeweiligen Wahl­
hP.7.irk" Zl1 wählen i:iinct Ef1 r.ind dnnn für jeden 
Wahlbezirk getrennte Wahlvorschlagslisten und 
Wählerlisten aufzustellen. Als Maßstab für die Fest­
stellung der jeweils in den einzelnen Ortschaften 
oder Ortsteilen zu wählenden Kirchenverordneten 

' gilt das Verhältnis der Mitgliederzahl. 

14. (zu §§ 12 und 13) Bei größeren Gemeinden emp­
fiehlt sich die Bildung von Stimmbezirken, für die 
besondere Wahllokale einzurichten sind. Die Wäh­
ler sind entsprechend zu benachrichtigen. Für 
Stimmbezirke werden keine getrennten Wahlvor­
schlagslisten aufgestellt. Die Wählerliste ist aber 
entsprechend aufzugliedern. 

15. (zu § 14) Die Wählerliste ist rechtzeitig auszulegen. 
Der Kirchenvorstand ist verpflichtet, durch mehr­
malige Abkündigungen in Gottesdiensten auf die 
bevorstehende Wahl hinzuweisen und zur Einsicht­
nahme in die Wählerliste aufzufordern. Bei Nicht­
beachtung dieser Verpflichtung kann unter Um­
ständen eine Wahlbeschwerde eingelegt werden 
(§ 30 KVBG). 

Diese Bekanntmachung soll noch durch andere 
Bekanntmachungsarten ergänzt werden. Hierfür 
kommen in Betracht, z. B. Handzettel, Aushänge, 
Hinweise in der Tagespresse. Es wird auch Werbe­
material bereitgestellt; mit dessen Anforderung 
können auch Wahlbenachrichtigungskarten zur 
Versendung an die wahlberechtigten Kirchenmit­
glieder bezogen werden. Es empfiehlt sich, von der 
Versendung der Wahlbenachrichtigungskarten (etwa 
2 Wochen bis 10 Tage vor der Wahl) Gebrauch zu 
machen. 

Während der Auslegungsfrist können die Wahl­
berechtigten Berichtigungen der Wählerliste bean­
tragen. Dies kann auch außerhalb eines Wahlver­
fahrens geschehen. Anträge, die jedoch erst nach 
Ablauf der Frist gestellt werden, sind nicht mehr 
zu berücksichtigen. Es sei denn, der Kirchenvor­
stand behandelt sie als Anregung und berichtigt 
die Wählerliste von Amts wegen. 

In der Anordnung zur Durchführung der Wahl 
wird angegeben, wann spätestens die Wählerliste 
auszulegen ist. Es soll die Wählerliste möglichst 
aber schon vor dem spätesten Termin ausgelegt 
werden. Ebenso wird in der Anordnung der Termin 
zur Schließung der Wählerliste mitgeteilt werden. 

Die Kirchenmitglieder können im übrigen die 
Wählerliste auch außerhalb des Wahlverfahrens 
sowie nach ihrer Schließung einsehen. 

(Muster der Bekanntmachung siehe Anlage 2.) *) 

*) Hier nicht abgedruckt. 

16. (zu § 15) Mit der Bekanntmachung nach § 14 sind 
die Kirchenmitglieder zur Einreichung von Wahl­
vorschlägen aufzufördern. Die Wahlvorschläge 
dürfen nur Namen von Kirchenmitgliedern aus der 
Kirchengemeinde enthalten, deren Kirchenvor­
sta.nd zu wählen ist. Sind Wahlbezirke gebildet, so 
sind die Wahlvorschläge auf die Wahlbezirke be­
schränkt. Die Unterzeichner der Wahlvorschläge 
müssen dem Wahlbezirk angehören. Hierauf ist bei 
der Bekanntmachung hinzuweisen. Enthalten die 
Wahlvorschläge mehr oder weniger Namen als die 
doppelte Zahl der zu wählenden Kirchenverord­
neten, so sind sie gültig. Die Unterzeichner sollen 
ihre Anschrift angeben. 

(Muster der Bekanntmachung siehe Anlage 2.) *) 

17. (zu § 16) Diese Bestimmung regelt die Prüfung der 
Wahlvorschläge durch den Kirchenvorstand. Er 
kann dies durch ein Mitglied oder durch einen 
kleinen Kreis seiner Mitglieder vornehmen fai:;R!:'n. 
Er soll dahiu wirken, daß zunächst Mängel der 
Wahlvorschläge innerhalb der Frist des § 15 Ab­
satz 1 behoben werden. Der Kirchenvorstand hat 
insbesondere darauf zu achten, daß die Unterzeich­
ner der Wahlvorschläge hierzu berechtigt waren, 
daß die Anzahl der Unterschriften stimmt und die 
Vorgeschlagenen nach§ 8 wählbar sind. Sind Män­
gel nicht fristgerecht behoben worden, so trifft der 
Kirchenvorstand seine Entscheidung nach § 16 Ab­
satz 2. 

(Muster für eine Benachrichtigung siehe An­
lage 3.) *) 

18. (zu §§ 17 und 18) Ergibt die Zusammenstellung der 
gültigen Wahlvorschläge, daß die Vorschlagsliste 
zusammen nicht eineinhalbmal soviel Namen ent­
hält wie Kirchenverordnete zu wählen sind, so muß 
der Kirchenvorstand eine Ergänzung mindestens 
auf diese Zahl (soweit möglich bis zum zweifachen) 
vornehmen. Ebenso muß der Kirchenvorstand eine 
Wahlvorschlagsliste aufstellen, wenn kein Wahl­
vorschlag eingegangen sein sollte. Gelingt dies 
nicht, so muß der Propsteivorstand die Ergänzung 
oder Aufstellung der Wahlvorschlagsliste vorneh­
men. 

Durch § 18 wird sichergestellt, daß alle vorge­
schlagenen Personen vor der Wahl ihre Bereit­
schaft erklären, im Fall ihrer Wahl diese auch an­
zunehmen. Der Wortlaut des bei der Einführung 
abzulegenden Versprechens ist in § 39 wiederge­
geben. 

19. (zu § 19) Die Namen der Vorgei;;chlagenen, die die 
Erklärung nach § 18 · abgegeben haben, sind in 
alphabetischer Reihenfolge in die Wahlvorschlags­
liste aufzunehmen. Dabei sind neben dem Familien­
namen nur der Vorname, das Alter, der Beruf und 
die Wohnung aufzuführen. Eine Ergänzung der 
Wahlvorschlagsliste durch den Kirchenvorstand ist 
auch jetzt noch möglich, sofern sich zum Beispiel 
mangels Abgabe der Erklärung nach § 18 ergeben 
sollte, daß das Eineinhalbfache der Zahl der zu 
wählenden Kirchenverordneten nicht mehr erreicht 
ist. Voraussetzung ist aber, daß eine Erklärung 
nach § 18 von der nachträglich vorgeschlagenen 
Person noch abgegeben wird und der Terminplan 
dies noch zuläßt. 

Ist es nicht möglich, die Wahlvorschlagsliste auf 
die Mindestzahl der Namen zu ergänzen, die sie 
nach § 17 Absatz 1 enthalten muß, so kann eine 
Wahl nicht durchgeführt werden. Nach § 33 wird 

*) Hier nicht abgedruckt. 
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dann vom Propsteivorstand ein Bevollmächtigter 
(oder mehrere Bevollmächtigte) bestellt; Neuwah­
len soll der Propsteivorstand sobald wie möglich 
anordnen. 

(Muster für die Wahlvorschlagsliste siehe An­
lage 4.) *) 

20. (zu §§ 20 bis 22) Nach§ 20 ist die Bekanntgabe der 
Wahlvorschlagsliste sowie Zeit und Ort der Wahl 
in den Gottesdiensten an den beiden dem Wahltag 
vorangehenden Sonntagen zwingend vorgeschrie­
ben. Diese Bekanntgabe soll gl_eichzeitig wieder 
durch andere Bekanntmachungsarten ergänzt wer­
den. Hierbei ist auf die neu eingeführte Briefwahl 
(§ 26) hinzuweisen. 

Den zur Wahl vorgeschlagenen Kirchenmitglie­
dern soll nach § 21 in einer Gemeindeversamm­
lung die Möglichkeit zur Vorstellung gegeben wer­
den. 

Die nach § 22 herzustellenden Stimmzettel sind 
für jeden Wahlbezirk gesondert anfertigen zu 
lassen. 

(Muster für die Bekanntmactlung der Wahlvor­
schlagsliste und des Wahltermins siehe Anlage 5, *) 
Muster für den Stimmzettel siehe Anlage 6.) *) 

21. (zu §§ 23 und 24) Für jeden Wahl- oder Stimmbe­
zirk ist ein Wahlvorstand vom Kirchenvorstand zu 
bestellen. Es dürfen nur wahlberechtigte Kirchen­
mitglieder aus dem Wahlbezirk berufen werden, die 
nicht in dem Wahlvorschlag benannt sind. Dem 
Wahlvorstand müssen mindestens drei Personen 
angehören. Während der Dauer der Wahlhandlung 
und der Auszählung der Stimmen müssen immer 
mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, 
darunter der_ Vorsitzende und der Schrütführer 
oder deren Stellvertreter, anwesend sein. Es ist 
tunlich, möglichst für jedes Mitglied des Wahlvor­
standes einen Stellvertreter zu bestellen. Die allge­
meine Tätigkeit des Wahlvorstandes wird in § 24 
beschrieben. Einzelne Aufgaben des Wahlvorstan­
des sind in den §§ 25 bis 28 dargestellt. 

22. (zu § 25) Am Wahltag muß die Wahlzeit minde­
stens sechs Stunden betragen .. Der Kirchenvorstand 
setzt Beginn und Ende der Wahlzeit fest. Er kann 
zusätzlich auch eine Wahlzeit am Tag vor dem all­
gemeinen Wahltag vorsehen, wenn besondere Ver­
hältnisse dies erfordern. 

Die einzelnen Regeln für die Durchführung der 
Wahlhandlung sind in den Absätzen 3 bis 8 ein­
gehend dargestellt. 

23. (zu§ 26) Von der Briefwahl kann nur auf Antrag 
Gebrauch gemacht werden. Der Antrag bedarf 
keiner Begründung. Er ist bis zum zweiten Tag vor 
der Wahl bzw. vor dem ersten Wahltermin (vergl. 
§ 25 Abs. 1 Satz 2) zu stellen. 

Über das Verfahren bei der Ausgabe der Wahl­
scheine treffen Absätze 4 und 5 genaue Regelungen. 
Der Kirchenvorstand sammelt die bis zum Beginn 
der Wahlhandlung bei ihm eingehenden Wahl­
briefe und übergibt sie dann dem Wahlvorstand. 
Die Wahlbriefe werden mit den während der Wahl­
handlung noch eingehenden Wahlbriefen vom 
Wahlvorstand bis zum Schluß der Wahlhandlung 
gesondert aufbewahrt. Gehen Wahlbriefe während 
der Wahlhandlung noch beim Kirchenvorstand ein, 
so sind sie noch vor Schluß der Wahlhandlung dem 
Wahlvorstand zu übergeben. 

(Muster für den Briefwahlschein siehe Anlage 7 .) *) 

*) Hier nicht abgedruckt. 

24. (zu §§ 27 und 28) Vor ·der öffentlichen Auszählung 
der Stimmen sind die Wahlbriefe zu prüfen und 
im Fall der Gültigkeit die in ihnen enthaltenen 
Umschläge mit den Stimmzetteln ungeöffnet in die 
Wahlurne zu legen. 

In der Verhandlungsniederschrift ist auch eine 
eventuell zusätzlich durchgeführte Wahl am Tag 
vor dem allgemeinen Wahltag aufzunehmen. 

25. (zu § 29) Der Kirchenvorstand wird wieder tätig, 
sobald das Ergebnis der Stimmenauszählung vor­
liegt. Er hat spätestens am Tage nach der Wahl 
deren Ergebnis festzustellen. Dabei sind nicht nur 
die gewählten Kirchenverordneten, sondern auch 
die gewählten Ersatzkirchenverordneten zu ermit­
teln. 

(Muster für die Feststellung des Wahlergebnisses 
siehe Anlage 8, *) Muster für die Bekanntmachung 
des Wahlergebnisses siehe Anlage 9.) *) 

26. (zu § 30) Eine Wahlanfechtung kann nur unter den 
in § 30 geregelten Voraussetzungen erfolgen. Die 
Wahlbeschwerde kann von zwei Instanzen geprüft 
werden. Die Fristen sind im Interesse einer schnel­
len Feststellung des endgültigen Ergebnisses der 
Wahl oder gegebenenfalls einer alsbaldigen Wie­
derholung der Wahl verhältnismäßig kurz bemes­
sen. Auf das Beschwerderecht ist nach § 29 Absatz 3 
bei der Bekanntgabe des Wahlergebnisses hinzu­
weisen. 

27. (zu § 31) Eine Einsetzung eines Wahlausschusses 
steht im Ermessen des Kirchenvorstandes. Wenn 
ein Wahlausschuß eingesetzt wird, so entlastet die­
ser den Kirchenvorstand um eine Reihe von Auf­
gaben, die in § 31 Absatz 1 genannt sind. 

28. (zu § 32) Es kann der Fall eintreten, daß von den 
vorgeschlagenen Personen weniger Kirchenverord­
nete (nicht auch Ersatzkirchenverordnete) gewählt 
werden als gewählt werden müssen, weil sie zum 
Beispiel keine Stimmen erhalten. Der Propsteivor­
stand muß dann die fehlenden Kirchenverordneten 
bestellen. Der Kirchenvorstand soll dazu gehört 
werden. Die Bestellung ist anfechtbar. 

29. (zu § 34 Absatz 2) Ein Ersatzkirchenverordneter­
kann unter bestimmten Voraussetzungen bei Ver­
hinderung eines gewählten, bestellten oder beru­
fenen Kirchenverordneten mit dessen Vertretung 
beauftragt werden. 

30. (zu § 34 Absatz 3) Ist ein Nachrücken eines Kir­
chenverordneten nicht mehr möglich, so muß sich 
der Kirchenvorstand durch Zuwahl ergänzen. Die 
Zuwahl setzt die Beschlußfähigkeit voraus. 

31. (zu § 35) In den Fällen des Artikels 38 der Verfas­
sung muß der Propsteivorstand sobald als möglich 
Neuwahlen durchführen. Um zu vermeiden, daß 
innerhalb kurzer Zeit unter Umständen zweimal 
gewählt werden muß, ist vorgesehen, daß bei einer 
Wahl, die innerhalb der letzten 12 Monate vor dem 
1. April des allgemeinen Wahljahres erfolgt, eine 
erneute Wahl zu diesem Stichtag nicht durchzufüh­
ren ist, sondern sich die übliche Amtsperiode von 
sechs Jahren um diese Zeit verlängert. 

32. (zu §§ 36 bis 38) Vor einer Berufung ist zunächst 
festzustellen, ob gegebenenfalls der Patron selbst 
iri den Kirchenvorstand eintritt oder einen Ver­
treter ernennt. In diesem Fall verringert sich die 
Zahl der zu berufenden ·Mitglieder um eins. Für die 
Berufung gelten die gleichen Voraussetzungen wie 
für die Wählbarkeit. Die Berufung erfolgt durch die 

*) Hier nicht abgedruckt. 
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gewählten und gegebenenfalls bestellten Kirchen­
verordneten sowie die Mitglieder des KiFchenvor­
standes kraft Amtes innerhalb von vier Wochen 
seit Feststellung des Wahlergebnisses und vor der 
Amtseinführung. Für den Patron oder dessen Ver­
treter ist Voraussetzung für eine Mitgliedschaft im 
Kirchenvorstand, daß sie Mitglieder der Landes­
kirche und in ihrer Kirchengemeinde zu Kirchen­
verordneten wählbar sein müssen. 

Zum Kirchenverordneten kann auch berufen 
werden, wer· als Ersatzkirchenverordneter gewählt 
ist. Er scheidet dann als Ersatzkirchenverordneter 
aus. 

Auch gegen die Be:r:ufung besteht das Beschwer­
derecht der wahlberechtigten Kirchenmitglieder, 
auf welches hinzuweisen ist (§ 37 Abs. 3). 

(Muster für die Bekanntmachung der Berufung 
siehe Anlage 10; •) Muster :für einen Hinweis an 
den Patron auf eine bevorstehende Neubildung des. 
Kirchenvorstandes siehe Anlage 11.) *) 

33. (zu § 39) Gehören zu einem Pfarramt mehrere Kir­
chengemeinden:, so kann die Einführung an ver­
schiedenen hierfür von der Kirchenregierung vor­
gesehenen Sonntagen vorgenommen werden (vgl. 
Terminplan). 

Absatz 3 enthält den Wortlaut des Versprechens, 
welches die Kirchenverordneten bei der Einfüh­
rung ablegen. Satz 1 dieses Versprechens nimmt die 
in der Präambel der Verfassung der Landeskirche 
enthaltene Aussage über ihr Verständnis des 
Evangeliums auf. Satz 2 übernimmt in der Form 
einer Bereitwilligkeitserklärung den Wortlaut aus 
Artikel 30 Absatz 2 der Verfassung, in dem die Ver­
antwortung des Kirchenvorstandes für Leben, Lehre 
und Ordnung ·der Kirchengemeinde umschrieben 
ist. 

Es kann durch Verhinderung im Einzelfall vor­
kommen, daß nicht alle Kirchenverordnete in dem 
gleichen Gottesdienst eingeführt werden. Da aber 
nach § 1 Absatz 3 die Amtszeit erst mit der Ein­
führung beginnt, der Kirchenvorstand in der Zwi­
schenzeit unter Umständen aber schon tätig wer­
den muß, ist in Absatz 7 bestimmt, daß der Kir­
chenvorstand schon Beschlüsse fassen kann, wenn 
er jedenfalls mit den bereits eingeführten Kirchen­
verordneten so viele Mitglieder aufweist wie zur 
Beschlußfähigkeit nötig sind. 

34. (zu § 43) Ein Kirchenverordneter kann aus seinem 
Amt ausscheiden im Fall der Niederlegung des 
Amtes oder nach Feststellung des Fehlens einer 
Voraussetzung seiner Wählbarkeit durch den 
Propsteivorstand. Er kann auch aus dem Amt ent­
lassen werden, wenn anhaltende Dienstuntüchtig­
keit oder erhebliche Pflichtverletzung festgestellt 
werden. Die Entscheidungen sind anfechtbar und 
durch Klage vor dem kirchlichen Rechtshof nach­
prüfbar. 

Wo 1 f e n b ü tt e 1 , den 4. Oktober 1971 

Landeskirchenamt 

Kaulitz 

*) Hier nicht abgedruckt. 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che in Braunschweig zur Einführung des Kirchengeset­

zes über die Bildung der· Kirchenvorstiinde. 

Vom 2. Oktober 1971 

(Nachdruck: aus LKABl. 1971 S.112) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: · 

§ 1 

Das Kirchengesetz über die Bildung der Kirchenvor­
stände vom 2. Oktober 1971 tritt mit seiner Verkün­
dung mit der Maßgabe in Kraft, daß auf eine noch er­
forderliche Neubildung oder Ergänzung von ~rchen­
vorständen innerhalb der bis zum 31. März 1972 lau­
fenden Amtsperiode die bisher geltenden-Bestimmun­
gen über die Wahl der Kirchenverordneten anzuwenden 
sind. 

§ 2 

Die Kirchenvorstände sind verpflichtet, die Wähler­
liste alsbald anzulegen. In Kirchengemeinden, in denen 
bis zum Beginn der Auslegungsfrist im Wahlverfahren 
für die Neubildung der Kirchenvorstände zum 1. April 
1972 die Wählerliste noch nicht von Amts wegen voll­
ständig aufgestellt ist, sind die Mitglieder der Kirchen­
gemeinde bei den Abkündigungen nach § 14 Abs. 1 des 
Kirchengesetzes über die Neubildung der Kirchenvor­
stände und bei den ergänzenden Bekanntmachungen 
ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß die Wählerliste 
noch nicht vollständig aufgestellt ist und daß die Wäh­
lerliste innerhalb der Auslegungsfrist durch Anmel­
dung ergänzt werden kann. Die Anmeldung zur Ein­
tragung in die Wählerliste kann schriftlich oder persön­
lich vor der von dem Kirchenvorstand bestimmten 
Stelle geschehen. 

§ 3 

(1) Die bisherigen Sonderkirchengemeinden . bilden 
keine eigenen Kirchenvorstände. Sie gelten vom Zeit­
punkt der Neubildung der Kirchenvorstände zum 
1. April 1972 ab nicht mehr als rechtsfähige Sonder­
kirchengemeinden nach § 6 Abs. 2 der Kirchengemein­
deordnung. Rechte und Pflichten der bisherigen Son­
derkirchengemeinden werden von dem Kirchenvor­
stand der Kirchengemeinde wahrgenommen, zu der sie 
gehören. 

(2) Soweit infolge der Geltung als rechtsfähige Son­
derkirchengemeinde für diese Vermögen ausgewiesen 
war, geht dieses Vermögen auf die Kirchengemeinde 
über, der die bisherige Sonderkirchengemeinde ange­
hört. 

(3) Die Kirchenregierung stellt durch Kirchenverord­
nung fest, welche Kirchengemeinden bisher Sonderkir­
chengemeinden waren. 

§ 4 

(1) Der Propsteivorstand kann auf Antrag die Zuge­
hörigkeit eines Kirchenmitgliedes zu einer anderen Kir­
chengemeinde als der des Wohnsitzes zulassen. 

(2) Mit dem Antrag muß das Kirchenmitglied glaub­
haft machen, daß es sich seit mindestens einem Jahr 
zu der Kirchengemeinde seiner Wahl hält. Die Zulas­
sung bedarf der Zustimmung des Kirchenvorstandes 
der aufnehmenden Kirchengemeinde. 

(3) Bei Ablehnung des Antrages durch den Propstei­
vorstand steht dem Antragsteller innerhalb eines Mo­
nats das Recht der Beschwerde beim Landeskirchenamt 
zu. Die Entscheidung des Landeskirchenamtes unter­
liegt nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof. 

(4) Das Kirchenmitglied kann gegenüber dem Prop­
steivorstand erklären, seine Mitgliedschaft in seiner 

!!! 
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Wohnsitzgemeinde wieder aufzunehmen. 

,(5) Die Mitglieder des Pfarramtes gelten stets als 
Mitglieder der Kirchengemeinde, in der sie Dienst tun. 

§ 5 

(1) Der Kirchenvorstand wählt den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter in geheimer Wahl aus seiner Mitte. 
Wird ein Mitglied des Pfarramtes zum Vorsitzenden ge­
wählt,. so muß sein Stellv:ertreter ein Kirchenverord­
neter sein, der nicht Mitglied kraft Amtes ist, und um­
gekehrt. Die Wahlen gelten jeweils für die Hälfte der 
Wahlzeit des Kirchenvorstandes. Wiederwahl ist zu­
lässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(2) Der neugebildete Kirchenvorstand ist zu seiner 
ersten Sitzung von dem Mitglied des Pfarramtes oder 
dem an Lebensjahren ältesten Mitglied des Pfarramtes 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Einfüh­
rung der Kirchenverordneten einzuberufen. Der älteste 
Kirchenverordnete leitet die Sitzung bis zum Abschluß 
der Wahl des Vorsitzenden. 

(3) Scheidet der Vorsitzende oder der stellvertretende 
Vorsitzende aus dem Kirchenvorstand aus, so sind für 
den Rest der Amtszeit Neuwahlen für beide Ämter vor­
zunehmen. Ist der ausscheidende Vorsitzende oder stell­
vertretende Vorsitzende das Mitglied des Pfarramtes, 
so erfolgen die Neuwahien erst nach der Beauftragung 
eines neuen Mitgliedes des Pfarramtes. Wird eine neue 
Beauftragung nicht ausgesprochen, so erfolgen die Neu­
wahlen unverzüglich, sofern dem Kirchenvorstand noch 
mindestens ein weiteres Mitglied kraft Amtes angehört, 
anderenfalls erst nach Zulegung der Kirchengemeinde zu 
einem anderen Pfarramt durch Bildung eines Pfarrver­
bandes. Die Neuwahlen führt das an Lebensjahren 
älteste anwesende Mitglied des Kirchenvorstandes durch. 
Bis zu den Neuwahlen nimmt das entsprechende :Amt 
der Vertreter im pfarramtlichen Dienst wahr. Ist der 
nicht ausgeschiedene Vorsitzende oder stellvertretende 
Vorsitzende ein nichtordiniertes Mitglied des Kirchen­
vorstandes, so bleibt er bis zu den Neuwahlen im Amt. 

(4) Die Namen und Anschriften der gewählten Vor­
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden sind dem 
zuständigen Propst und dem Landeskirchenamt inner­
halb von zwei Wochen anzuzeigen. 

§ 6 

(1) Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes stellt im 
Benehmen mit seinem Stellvertreter die Tagesord­
nung für die· Sitzung auf. Beide bereiten die Sitzung 
vor. Ist der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter ver­
hindert, so tritt der an Lebensjahren älteste Kirchen­
verordnete als zweiter Stellvertreter an deren Stelle. 
Der Vorsitzende lädt zu der Sitzung ein und leitet sie. 
Die Leitung kann er jederzeit seinem Stellvertreter 
übertragen. 

(2) Die Geschäfte des Kirchenvorstandes führt das 
Mitglied des Pfarramtes, das zum Vorsitzenden oder 
zum stellvertretenden Vorsitzenden des Kirchenvor­
standes gewählt ist, oder der Vertreter, der dieses Amt 
gemäß § 5 Abs. 3 Satz 5 wahrnimmt. Der Geschäftsfüh­
rer gibt dem Kirchenvorstand Rechenschaft über die 
Durchführung der Beschlüsse. Er unterrichtet außerdem 
über alle wichtigen Verwaltungsangelegenheiten. 

(3) Ist ein Kirchenvorstand nicht im Amt, so regelt 
der Propsteivorstand die Geschäftsführung des Kir­
chenvorstandes. 

(4) Ist Empfänger der Mitteilungen an den Kirchen­
vorstand das Pfarramt, so informiert dieses, sofern 
nicht ein Mitglied des Pfarramtes Vorsitzender ist,. so 
rechtzeitig den Vorsitzenden, daß mögliche Fristen und 

Termine eingehalten werden können. Das gleiche gilt 
im Fall der Vertretung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 5. 

(5) Die Mitglieder des Kirchenvorstandes sind berech­
tigt, den Schriftverkehr des Kirchenvorstandes einzu­
sehen. 

§ 7 

Die Kirchengemeindeordnung vom 21. Juli 1922 in der 
zuletzt geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 30 er)lält folgende Fassung: 

(1) Der Kirchenvorstand faßt seine Beschlüsse 
mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mit­
glieder. Auf Verlangen eines Mitgliedes muß geheim 
abgestimmt werden. Bei Angelegenheiten, an denen 
ein Mitglied des Kirchenvorstandes persönlich be­
teiligt ist, darf dieses bei der Beratung und Abstim­
mung nicht anwesend sein; es kann jedoch in der 
Sitzung vor der Beratu,ng zu dem Gegenstand Stel­
lung nehmen. 

(2) Eine persönliche Beteiligung im Sinne des Ab­
satzes 1 liegt vor, wenn die zu treffende Entschei­
dung dem Mitglied des Kirchenvorstandes, seinem 
Ehegatten, seinen Verwandten bis zum dritten oder 
Verschwägerten bis zum zweiten Grad, einer ihm 
durch Adoption verbundenen oder durch ihn kraft 
Gesetzes vertretenen Person einen besonderen Vor­
teil oder Nachteil bringen kann. 

. (3) Bei Wahlen wird auf Verlangen eines Mitglie­
des geheim gewählt. Gewählt ist, wer die meisten 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit wird die 
Wahl wiederholt. Bei erneuter Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. Die Vorschriften über die Wahl 
der Pfarrer bleiben davon unberührt. 

2. § 92 Abs. 1 a) erhält folgende Fassung: 

Die Stadtsynode bilden: 
a) die Pfarrer der einzelnen Kirchengemeinden, die 

jeweils den Vorsitz oder den stellvertretenden 
Vorsitz im Kirchenvorstand haben, soweit sie 
nicht Mitglied des Stadtkirchenausschusses sind, ... 

§ 8 

§ 7 des Kirchengesetzes zur Ergänzung des Pfarrer­
gesetzes der VELKD vom 19. Dezember 1966 (Amtsbl. 
1967 S. 1) erhält folgende Fassung: 

(1) Das Pt'arrarri.t wird von den Kirchenmitgliedern 
gemeinsam verwaltet, denen die Ausübung des pfarr­
amtlichen Dienstes übertragen ist (Artikel 40 Abs. 1 der 
Verfassung). Die Geschäfte des Pfarramtes führt das­
jenige Mitglied, das zum Vorsitzenden oder zum stell­
vertretenden Vorsitzenden des Kirchenvorstandes ge­
wählt ist. Ist ein Kirchenvorstand nicht im Amt, so 
regelt der Propsteivorstand die Geschäftsführung des 
Pfarramtes. · 

(2) Gehören dem Pfarramt zwei Mitglieder an, so ver­
treten sich diese gegenseitig. Verwalten mehr als zwei 
Mitglieder das Pfarramt, so regelt der Kirchenvorstand 
deren Vertretung untereinander; er gibt dem Propst 
und dem Landeskirchenamt hiervon Nachricht. Liegen 
in den Fällen der Sätze 1 und 2 Gründe rechtlicher oder 
tatsächlicher Verhinderungen zur Übernahme der Ver­
tretung vor, so regelt das Landeskirchenamt die Ver­
tretung im pfarramtlichen Dienst im Benehmen mit 
dem Propst. Das gleiche gilt, sofern das Pfarramt nur 
ein Mitglied hat. 

(3) über die Verteilung der Aufgaben sollen sich die 
Mitglieder des Pfarramtes einigen, soweit nicht eine 
anderweitige Regelung getroffen ist. Es ist mindestens 
eine örtliche Zuständigkeit der ordinierten Mitglieder 
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des Pfarramtes für die Seelsorge und die Amtshandlun­
gen zu bestimmen. Wenn der Kirchenvorstand die Auf­
gaben verteilen will, so bedarf dessen Regelung der Ge­
nehmigung des Landeskirchenamtes nach Anhörung 
des Propsteivorstandes. 

§ 9 

(1) Die Amtszeit der gegenwärtig im Amt befind­
lichen Kirchenverordneten endet mit der Einführung 
der neuen Kirchenverordneten oder mit der Bestellung 
von Bevollmächtigten gemäß § 33 des Kirchengesetzes 
über die Bildung der Kirchenvorstände. 

(2) Bis zur Einführung der neuen Kirchenverordne­
ten führen die Pfarrer oder die mit dem Vorsitz betrau­
ten Personen den Vorsitz in den Kirchenvorständen 
fort. Das gleiche gilt für die Führung der Geschäfte des 
Pfarramtes. 

§ 10 

Soweit in Kirchenge:;etzen und Kirchenverordnungen 
dem stellvertretenden Vorsitzenden des Kirchenvor­
standes besondere Aufgaben in dieser Eigenschaft zu­
gewiesen sind, gilt dies nur noch, sofern der stellvertre­
tende Vorsitzende kein Mitglied des Kirchenvorstandes 
kraft Amtes ist; anderenfalls nimmt diese Aufgaben der 
Vorsitzende wahr. 

§ 11 

(1) Es treten in Kraft: 
a) die §§ 1 bis 4 mit der Verkündung dieses Kirchen­

gesetzes, 
b) die §§ 5 bis 10 am 1. April 1972. 

(2) Die §§ 6 Abs. 2, 8 Abs. 2, 13, 25 Abs. 1 l;>is 3, 72 
Abs. 3 und 79 der Kirchengemeindeordnung treten zum 
1. April 1972 außer Kraft. 

(3) Mit dem 1. April 1972 treten das Kirchengesetz 
über die Neubildung der Kirchenvorstände vom 4. No­
vember 1947 (Amtsbl. 1947 S. 56) in der Fassung des 
Kirchengesetzes vom 15. Juni 1956 (Amtsbl. 1956 S. 30) 
und die zu diesem Kirchengesetz ergangene Wahlord­
nung in der zuletzt geänderten Fassung vom 29. Okto­
ber 1965 (Amtsbl. 1965 S. 47) außer Kraft. 

B r a u n s c h w e i g , den 2. Oktober 1971 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 
Kirchenregierung 

Dr. Heintze 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Kirche im 
Hamburgischen Staate über die Verwaltungsstellen 

von Kirchengemeinden. 

Vom 29. November 1971 

(Nachdruck aus GVM 1972 S. 37) 

[)er Kirchenrat verkündet hiermit das von der Syn­
ode am 19. November 1971 beschlossene Gesetz: 

§ 1 
1. Die Kirchenvorstände mehrerer Gemeinden können 

zur Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben die Er­
richtung einer Verwaltungsstelle beschließen. 

Der Beschluß bedarf der Zustimmung des Kirchen­
rates. 

2. Im Einvernehmen mit den beteiligten Kirchenvor­
ständen und mit Zustimmung des Kirchenrates kön-

nen sich Gemeinden einer vorhandenen Verwal­
tungsstelle anschließen. 

3. Der Kirchenrat kann bei Vorliegen dringender 
Gründe nach Anhören der beteiligten Kirchenvor­
stände mit Zustimmung des Hauptausschusses an­
ordnen, daß für mehrere Gemeinden eine Verwal­
tungsstelle errichtet wird. 

4. Der Kirchenrat kann bei Vorliegen dringender 
Gründe nach Anhören der beteiligten Kirchenvor­
stände mit Zustimmung des Hauptausschusses an­
ordnen, daß sich weitere Gemeinden einer Verwal­
tungsstelle anschließen. 

5. iDie Selbständigkeit der einzelnen Gemeinden wird 
hierdurch nicht berührt. 

6. Jede Verwaltungsstelle gibt sich eine Ordnung in 
Anlehnung an eine vom Kirchenrat zu erlassende 
Musterordnung. Die Ordnung bedarf der Genehmi­
gung des Kirchenrats. 

§ 2 

.Die Auflösung einer Verwaltungsstelle und das iA.us­
scheiden einzelner Gemeinden bedürfen der Zustim­
mung des Kirchenrats. 

§ 3 

Die Verwaltungsstelle soll höchstens für sechs Ge­
meinden mit nicht mehr als fünfzehn ~farrstellen ge­
bildet werden. 

§ 4 

[)ie Verwaltungsstelle besitzt keine eigene iRechts­
persönlichkeit. 

§ 5 

Die Verwaltungsstelle übernimmt die Kirchenbuch­
führung sowie die Finanz-, Vermögens- und Grund­
stücksverwaltung der an ihr beteiligten Gemeinden. · 

Das Nähere wird in der gemäß § 1 Ziffer .6 zu erlas­
senden Ordnung bestimmt. 

§ 6 

1. [Die Verwaltungsstelle wird unbeschadet der Be­
stimmung des § 7 von einem Verwaltungsausschuß 
beaufsichtigt. 

2. Der Verwaltungsausschuß besteht aus den verwal­
tenden Kirchenvorstehern der beteiligten Gemein­
den. Für jeden verwaltenden [Kirchenvorsteher ist 
von der entsendenden Gemeinde ein Stellvertreter 
zu wählen. 

3. Der Verwaltungsausschuß wählt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden und dessen Vertreter auf die Dauer 
eines Haushaltsjahres. Eine Wiederwahl ist möglich. 

§ 'i 

ner Verwaltungsausschuß beschließt über die Kosten 
des Büros der Verwaltungsstelle; diese werden durch 
Umlagen bei den beteiligten Gemeinden aufgebracht, 
soweit sie nicht im landeskµ-chlichen Haushalt geson­
dert ausgewiesen sind. · 

§ 8 

Für die Verwaltungsstelle werden auf Vorschlag des 
Verwaltungsausschusses der Verwaltungsleiter, dessen 
Stellvertreter sowie die anderen Mitarbeiter vom Kir­
chenrat angestellt bzw. entlassen. ·Die unmittelbare 
Dienstaufsicht wird vom Verwaltungsausschuß wahr­
genommen. 

• 
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§ 9 

"Das Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Hamburg, den 29. November 1971 

Der Präsident des Kirchenrates 

D. Wölber 
Bischof 

Musterordnung für eine Verwaltungsstelle 
von Kirchengemeinden. 

(§ 1 Ziffer 6 des Kirchengesetzes über die Verwal­
tungsstellen von Kirchengemeinden) 

I. Allgemeines 

1. Für die Kirchengemeinden 
a) ····································································· ·························· 
b) ································································································ 
C) ............................................................................................... . 
wird zur Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben 
eine •Verwaltungsstelle mit Sitz in 

geschaffen. 

2. Die Verwaltungsstelle nimmt für die ihr ange­
schlossenen Gemeinden die Kirchenbuchführung 
sowie die Finanz-, Vermögens- und Grundstücks­
verwaltung wahr. 

3. Die Verwaltungsstelle wird vom Verwaltungsaus­
schuß beaufsichtigt. 

4. Der Verwaltungsausschuß besteht aus den verwal­
tenden Kirchenvorstehern der beteiligten Gemein­
den. Für jeden verwaltenden .Kirchenvorsteher ist 
von der entsendenden Gemeinde ein Stellvertreter 
zu wählen. 

5. Der Verwaltungsausschuß wählt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden und dessen Vertreter auf die 
Dauer eines Haushaltsjahres. Eine Wiederwahl ist 
möglich. 

6. Der Verwaltungsausschuß beschließt über die Ko­
sten des Büros der Verwaltungsstelle. Die Kosten­
deckung erfolgt durch Umlage bei den beteiligten 
Gemeinden, soweit die Mittel nicht im landeskirch­
lichen Haushalt besonders ausgewiesen sind. 

7. Für die Verwaltungsstelle werden auf Vorschlag 
des Verwaltungsausschusses der Verwaltungslei­
ter, dessen Stellvertreter sowie die anderen Mit­
arbeiter vom iKirchenrat angestellt bzw. entlassen. 
Die unmittelbare Dienstaufsicht wird vom Verwal­
tungsausschuß wahrgenommen. 

8. Die Kirchenvorstände haben das Recht, durch ihre 
Vorsitzenden, ihre in den Verwaltungsausschuß 
entsandten verwaltenden Kirchenvorsteher und 
Stellvertreter gemäß Ziffer 4 jederzeit Einsicht in 
die Geschäftsführung der ·Verwaltungsstelle für 
ihren Bereich zu nehmen. 

Die Kirchenvorstände sind verpflichtet, der Ver­
waltungsstelle die für die Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben notwendigen Auskünfte zu erteilen, die er­
forderlichen Unterlagen zu übergeben und Hilfe zu 
leisten. 

II. Die Aufgaben der Verwaltungsstelle 

1. Die Kirchenbuchführung für die an ihr beteiligten 
Gemeinden nach den eingereichten Unterlagen. 

2. Vorbereitung und Entwurf der Haushaltspläne. 

3. Einnahme und Ausgabe kirchlicher Gelder nach 
Anweisung der betreffenden Kirchengemeinden. 

4. Führung der Konten und Tagebücher getrennt für 
die einzelnen Gemeinden und die Verwaltungs­
stelle. 

5. Erstellung von Kontenstandsübersichten für die an­
geschlossenen Gemeinden. 

6. Vorbereitung und !Erstellung der Rechnungsab­
schlüsse und Abschlußbilanzen. 

7. Verwaltung des Geldvermögens (Bank, Sparkasse, 
Hypotheken, Renten und Wertpapiere) nach An­
weisung der betreffenden Kirchengemeinden. 

8. Verw_altung des Grundvermögens: 

a) Zahlung der Grundstücksabgaben 

b) überwachung der Grundbucheintragungen 

. c) überwachung der Einheits- und Feuerkassen-
werte. · 

9. Im Einvernehmen mit den Kirchenvorständen der 
betreffenden Kirchengemeinden: 

Vermietung von kircheneigenen Räumen, Berech­
nung der Erstattung für Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung. 

10. Miet- und ,Mietnebenkostenzahlungen an Vermieter 
und Abrechnung mit den Wohnungsinhabern. 

11. Im Einvernehmen mit den Kirchenvorständen der 
betreffenden Gemeinden die Instandhaltung und 
Instandsetzung der kirchlichen Gebäude, Überwa­
chung der Neubauten, Teilnahme an den Haushalts­
planbesprechungen. 

12. Berechnung und Abrechnung von Löhnen und Ver­
gütungen. 

13. Berechnung und Abrechnung von Vertretungsko­
sten und dienstlichen Auslagen. 

14 .. Berichtigung der Versicherungswerte für Feuer­
und Einbruchdiebstahlversicherungen nach An­
gaben der Gemeinden (Inventarverzeichnisse). 

15. Finanzverwaltung der Gemeindepflegen gemäß den 
Satzungen der kirchlichen Gemeindepflegen, soweit 
nicht andere Regelungen bestehen. 

16. Der Verwaltungsleiter oder sein Vertreter nehmen 
mit beratender Stimme an den Beedesitzungen und 
nach vorheriger Absprache an den <Kirchenvor­
stands- und Ausschußsitzungen teil. 

III. Geschäftsführung der Verwaltungsstelle 

1. Der Verwaltungsleiter trägt die Verantwortung für 
die gesamte Geschäftsführung der Verwaltungs­
stelle und l;>erät die Kirchengemeinden in allen An­
gelegenheiten seines Dienstbereiches. 

2. Er und sein Vertreter haben das Zeichnungsrecht 
für die Verwaltungsstelle. 

3. -Alle Verfügungen über Guthaben müssen zwei 
Unterschriften tragen. 

a) Verfügung über Guthaben der Verwaltungs­
stelle werden vom Verwaltungsleiter oder des­
sen Stellvertreter sowie von einem Mitglied des 
Verwaltungsausschusses unterzeichnet. Anwei­
sungsberechtigt ist jedes Mitglied des Verwal­
tungsausschusses. 

b) Verfügung über Guthaben der Gemeinden wer­
den vom Verwaltungsleiter oder dessen Stell­
vertreter sowie von dem verwaltenden Kirchen­
vorsteher oder bei dessen Verhinderung von 
einem anderen Mitglied des Kirchenvorstandes 
der betreffenden Gemeinde unterzeichnet. 
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4. Der Verwaltungsleiter ist Urkundsbeamter der Ge­
meinden und hat das Siegelrecht. Mit Zustimmung 
des betreffenden Kirchenvorstandes kann er das 
Siegelrecht delegieren. 

5. -Der ,Verwaltungsleiter und die anderen ilVIitarbeiter 
der Verwaltungsstelle sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. 

IV. Buch- und Rechnungsprüfung 

1. Die an der Verwaltungsstelle beteiligten Gemein­
den nehmen die Buch- und Rechnungsprüfung :für 
ihren Bereich nach dem geltenden Recht vor und 
überwachen die ordnungsmäßige Belegung ihres 
Vermögens. 

2. 1Der Verwaltungsausschuß prüft durch zwei Beauf­
tragte entsprechend dem für die Gemeinden gelten­
den Recht den Gesamtbestand und die Rechnungs­
führung der Verwaltungsstelle. 

3. Die Prüfungen durch das Rechnungsamt der Synode 
bleiben hiervon unberührt. 

V. Änderungen und Inkrafttreten 

1. Änderungen dieser Ordnung bedürfen der Zustim­
mung der betreffenden Kirchenvorstände und des 
Kirchenrates. 

2. Diese Ordnung tritt in Kraft, wenn die Kirchenvor­
stände aller beteiligten Gemeinden und der Kir­
chenrat zugestimmt haben. 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che Hannovers zur Änderung des Artikels 56 Abs. 1 der 

Kirchenverfassung in der Fassung vom 1 . .Juli 1971. 

Vom 26. Oktober 1971 

(Nachdruck aus KABL 1971 S. 283) 

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen­
senates folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

Artikel 56 Abs. 1 der Kirchenverfassung wird wie 
folgt geändert: 

,,(1) Aus dem Kreise, der festangestellten Pfarrer, 
Pastorinnen und Pfarrvikare wählt der Pastorenkon­
vent zwei Stellvertreter des Superintendenten im Auf­
sichtsamt; die Wahl bedarf der Bestätigung durch das 
Landeskirchenamt." 

§ 2 

Dieses Kirchei:igesetz tritt mit dem Tage seiner Ver­
kündung in Kraft. 

Unter Bezugnahme auf den Beschluß der 18. Landes­
synode vollzogen. 

Hannover , den 26. Oktober 1971 

Der Kirchensenat 
der Ev.-Iuth. Landeskirche Hannovers 

D. Lohse 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Landeskir­
che Hannovers zur Änderung des § 58 der Vorläufigen 

Kirchenkreisordnung vom 10. März 1971. 

Vom 26. Oktober 197l 

(Nachdruck aus KABL 1971 S. 283) 

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kirchen­
senates folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

§ 58 der Vorläufigen Kirchenkreisordnung wird wie 
folgt geändert: 

,,§ 58 

(1) Aus dem Kreise der festangestellten Pfarrer, 
Pastorinnc-m und Pfarrvikare wählt tler PasLorenkon­
vent jeweils für die Dauer der Amtszeit des Kirchen­
kreisvorstandes den ersten und zweiten Stellvertreter 
des Superintendenten im Aufsichtsamt. Die Wahl be­
darf der Zustimmung des Landeskirchenamtes. Die 
Wahl wird alsbald nach der Wahl des Kirchenkreisvor­
standes vorgenommen. Kommt eine Wahl nicht inner­
halb von drei Monaten nach der Wahl des Kirchenkreis­
vorstandes zustande, so kann das Landeskirchenamt 
Stellvertreter bestellen. Die Bestellten haben die Rechts­
stellung von gewählten Stellvertretern. 

(2) Der erste Stellvertreter, bei seiner Verhinderung 
der zweite Stellvertreter, nimmt die Aufgaben des 
Superintendenten wahr, wenn dessen Stelle nicht be­
setzt oder wenn er verhindert ist. 

(3) Ist der Stellvertreter nicht ohnehin Mitglied des 
Kirchenkreisvorstandes, so nimmt er während der Dauer 
der Vertretungstätigkeit ohne Stimmrecht an den Sit­
zungen des Kirchenkreisvorstandes teil." 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Unter Bezugnahme auf den Beschluß der 18. Landes­
synode vollzogen. 

H a n n o v c r , den 26: Oktober 1971 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

D. Lohse 

Verordnung mit Gesetzeskraft der Evangelisch-luthe­
rischen Landeskirche Hannovers zur Änderung der 

Vorläufigen Kirchenkreisordnung. 

Vom 22. März 1972 

(Nachdruck aus KABI. 1972 S. 47) 

Der Kirchensenat hat auf Grund des Artikels 121 der 
Kirchenverfassung mit Zustimmung des Landessyn­
odalausschusses die folgende Verordnung mit Gesetzes­
kraft beschlossen: 
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§ 1 

Die Vorläufige Kirchenkreisordnung (KKO) vom 
10. März 1971 (Kirchl. Amtsbl. S. 65) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. In § 67 werden hinter Absatz 2 folgende neue Ab­
sätze 3 und 4 eingefügt: 

(3) Besteht in einem Kirchenkreis ein Gesamtver­
band, dessen Bereich sich völlig oder im wesentlichen 
mit dem Bereich des Kirchenkreises deckt, so kann 
der Kirchenkreistag im Einvernehmen mit den Orga­
nen des Gesamtverbandes die Verwaltungsstelle des 
Gesamtverbandes mit der Wahrnehmung der Aufga­
ben des Kirchenkreisamtes beauftragen. Die Be­
schlüsse bedürfen der Genehmigung des Landeskir­
chenamtes. 

(4) Für die Kirchenkreise des Stadtkirchenverban­
des Hannover nimmt die Stadtkirchenkanzlei die 
Aufgaben des Kirchenkreisamtes wahr. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

2. In§ 89 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

(4) Für den Kirchenkreis Harburg gelten die Ab­
sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Datums 1. April 1972 das Datum 1. Januar 1973 und 
an die Stelle des Datums 31. März 1972 das Datum 
31. Dezember 1972 treten. 

§ 2 

Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt am Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 

H a n n o v e r , den 22. März 1972 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

In Vertretung: 

Degen er 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Kirche in 
Lübeck zur Änderung des Kirchengesetzes vom 23. Sep­
tember 1965 über die Diakonie in der Evangelisch-

lutherischen Kirche in Lübeck. 

Vom 2. Februar 1972 

(Nachdruck aus KABl. 1972 S. 63) 

Kirchenleitung und Synode haben auf Grund von 
Artikel 68 und 94 der Kirchenverfassung als Kirchen­
gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Kirchengesetz über die ,Diakonie in der Evange­
lisch-lutherischen Kirche in Lübeck vom 23. September 
1965 (KABl. S. 161) wird wie folgt geändert: 
1. § 2 erhält folgende Fassung: 

§ 2 

(1) Für den Bereich einer Kirchengemeinde, die Mit­
glied des Diakonischen Werkes ist, beruft der Kirchen­
vorstand für die Dauer seiner Amtszeit einen Ausschuß 
für die diakonische Arbeit. In ihm sollen haupt- und 
nebenamtliche . sowie ehrenamtliche Mitarbeiter der 
Diakonie in der Gemeinde vertreten sein. 

(2) Der Diakonieausschuß wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Der Vor­
sitzende oder sein Ste11vertreter vertreten die Kirchen-

gemeinde in der Hauptversammlung des Diakonischen 
Werkes. 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

§ 3 

(1) In die Hauptversammlung des Diakonischen Wer­
kes werden von der Kirchenleitung entsandt: 

a) der Bischof 

b) ein weiteres Mitglied der Kirchenleitung. 

(2) In den Vorstand des Diakonischen Werkes wird 
von der Kirchenleitung ein Mitglied entsandt. Der lei­
tende Verwaltungsbeamte der Kirchenkanzlei ist, falls 
er dem Vorstand nicht angehört, berechtigt, an den 
Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teilzuneh­
men. 

3. In § 4 Absatz 1 ist das Wort „Hauptausschuß" zu 
streichen und durch das Wort „Vorstand" zu er­
setzen. 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündigung in 
Kraft. 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

H. Meyer 
Bischof 

Der Präses der Synode 

Dr. Carus 

Das vorstehende, von der Synode am 26. Januar 1972 
und von der Kirchenleitung am 2. Februar 1972 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

L üb e c k , den 15. Februar 1972 

Die Kirchenleitung 

Göldner 
Oberkirchenrat 

Kirchengesetz der Evangelisch-lutherischen Kirche in 
Lübeck über die Bestätigung einer neuen Fassung der 

Satzung des Diakonischen Werkes. 

·Vom 2. Februar 1972 

(Nachdruck aus KABl. 1972 S. 63) 

Kirchenleitung und Synode haben auf Grund von, 
Artikel 68 und 94 der Kirchenverfassung gemäß § 5 des 
Kirchengesetzes- vom 23. September 1965 (KABl. S. 161) 
als Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1. 

(1) Die Satzung des Diakonischen Werkes „Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangelisch-lutherischen 
Kirche in Lübeck e. V." wird in der Neufassung, in der 
sie von der Hauptversammlung (Mitgliederversamm­
lung) des Diakonischen Werkes am 25. November 1971 
angenommen worden ist, bestätigt. 

(2) Die Satzung ist zusammen mit diesem Gesetz und 
dem Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes 
vom 23. September 1965 über die Diakonie in der Evan-
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gelisch-lutherischen Kirche in Lübeck vom 2. Februar 
1972 im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Februar 1972 in 
Kraft. Das Kirchengesetz über die Bestätigung der Sat­
zung des Diakonischen Werkes vom 23. September 1965 
- KABI. S. 162 - tritt mit Wirkung vom gleichen Zeit­
punkt außer Kraft. 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

H. Meyer 
Bischof 

Der Präses der Synode 

Dr. Carus 

Das vorstehende, von der Synode am 26. Januar 1972 
uµd von der Kirchenleitung am 2. Februar 1971 be­
schlossene Kirchengesetz wird hiermit verkündet. 

L üb e c k , den 15. Februar 1972 

Die Kirchenleitung 

Göldner 
Oberkirchenrat 

Satzung*) 
des Diakonischen Werkes - Innere Mission 

und Hilfswerk 
der Evangelisch-lutherischen Kirche in Lübeck 

§ 1 

Name, Sitz 

1. Das Diakonische Werk ist ein freies Werk innerhalb 
der Evangelisch-lutherischen Kirche in Lübeck. Seine 
Zuordnung zur Landeskirche wird in dieser Satzung 
geregelt. 

2. Das Diakonische Werk trägt den Namen „Innere 
Mission und Hiifswerk der Evangelisch-lutherischen 
Kirche in Lübeck". Es hat die Rechtsform des Ver­
eins. 

3. Der Verein hat seinen Sitz in Lübeck. Er ist in1 Ver­
einsregister des Amtsgerichts Lübeck eingetragen. 

§ 2 

Zweck und Aufgaben 

1. Das Diakonische Werk soll zum Dienst der Liebe in 
der Nachfolge Christi aufrufen und den Kirchenge­
meinden, Anstalten und Einrichtungen bei der Ge­
staltung dieses Dienstes helfen. 

2. Als anerkannter Spitzenverband der Freien Wohl­
fahrtspflege - als solcher dem Diakonischen Werk 
„Innere Mission und Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland" angeschlossen - arbeitet das 
Diakonische Werk mit den Organen der staatlichen 
und kommunalen Fürsorge sowie der Freien Wohl­
fahrtspflege zusammen und vertritt diesen gegen­
über und in der Öffentlichkeit die diakonisch-missio-

*) Diese Satzung tritt nach Eintragung in das Ver­
einsregister in Kraft. 

narische Arbeit im Bereich der Evangelisch-lutheri­
schen Kirche in Lübeck. 

3. Die Stellungnahme zu Grundsatzfragen, die Über­
nahme neuer Aufgabengebiete und Fragen der Ab­
grenzung der Arbeit im diakonisch-missionarischen 
Bereich sind mit der Evangelisch-lutherischen Kir­
che in Lübeck abzustimmen. 

4. Das Diakonische Werk betreibt Einrichtungen der 
Sozial- und Jugendhilfe und unterstützt und fördert 
seine Mitglieder bei der Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben, insbesondere 

in der Diakonie der Gemeinde, 
in der Pflege und Fürsorge für Kinder und Ju­
gendliche, 
für Kranke, Gebrechliche und Alte, 
für Gefährdete und Heimatlose, 
auf allen Gebieten der Jugend- und Sozialhilfe, 
in de1· At.tsb1ld1.mg und Zurüstung der Mitarbeiter, 
in der diakonisch-missionarischen Öffentlichkeits­
arbeit sowie in der Ökumenischen Diakonie. 

§ 3 

Gemeinnützigkeit 

1. Das Diakonische Werk erfüllt unmittelbar und als 
Körperschaft im Sinne des § 11, Absatz 3 der Ge­
meinnützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 
ausschließlich gemeinnützige, mildtätige und kirch­
liche Zwecke. 

2. Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungs­
mäßigen Zwecke verwendet werden. 

3. Keine Person darf für Verwaltungsaufgaben unver­
hältnismäßig hohe Vergütungen erhalten oder auf 
sonstige Weise begünstigt werden. 

§ 4 

1. Mitglieder sind 

a) Kirchengemeinden 
b) andere Träger diakonisch-missionarischer Dien­

ste, Anstalten, Einrichtungen und Werke 
c) Einzelpersonen, die der Evang.-luth. Kirche in 

Lübeck, einer anderen evangelischen Kirche oder 
Freikirche angehören. 

2. Voraussetzung für die Mitgliedschaft nach Absatz 1 
Buchstabe b) ist, daß sich die Mitglieder der Erfül­
lung des Diakonischen Auftrages der Evangelisch­
lutherischen Kirche in Lübeck, einer anderen evan­
gelischen Kirche oder Freikirche verbunden wissen 
und daß sie die Bedingungen für die Anerkennung 
als gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich im Sinne 
der §§ 17 bis 19 des Steueranpassungsgesetzes erfül-
~~ . 

3. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der 
Vorstand auf schriftlichen Antrag. Im Falle der Ab­
lehnung ist die Anrufung der Hauptversammlung 
zulässig, deren Entscheidung endgültig ist. 

4. Die Mitglieder nach Absatz 1 Buchstabe b) sind be­
rechtigt, sich als Einrichtungen des Diakonischen 
Werkes zu bezeichnen und das Zeichen der Inneren 
Mission zu führen. 

5. Über den Ausschluß entscheidet der Vorstand und 
bei Widerspruch des ausgeschlossenen Mitgliedes die 
Hauptversammlung. 
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§ 5 

Pflichten der Mitglieder 

1. Alle Mitglieder haben sich an der Durchführung der 
von dem Vorstand beschlossenen öffentlichen Samm­
lungen zu beteiligen. 

2. Das Diakonische Werk erhebt von seinen Mitgliedern 
Beiträge nach einer von der Hauptversammlung 
festzulegenden Beitragsordnung. 

§ 6 

Organe 

Organe des Diakonischen Werkes sind: 

1. Die Hauptversammlung,. 
2. der Vorstand. 

§ 7 

Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung ist oberstes Organ des Dia­
konischen Werkes. 

2. Zur Hauptversammlung gehören neben den Einzel­
mitgliedern je ein Vertreter der in § 4 Absatz 1, 
Buchstabe a) und b) genannten Mitglieder. 

3. Zur Hauptversammlung gehören ferner 
der Bischof der Evang.-luth. Kirche in Lübeck 
sowie -ein weiteres Mitglied der Kirchenleitung. 

4. Jedes Mitglied der Hauptversammlung hat eine 
Stimme. Das Stimmrecht der Mitglieder nach § 4 Ab­
satz 1, Buchstabe a) und b), kann durch einen Ver­
treter mit schriftlicher Vollmacht ausgeübt werden. 
Jeder Bevollmächtigte kann nur ein Mitglied der 
Hauptversammlung vertreten. 

§ 8 

Aufgaben der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung ist zuständig für: 

1. Die Entgegennahme des Jahresberichtes, 
2. die Wahlen von Mitgliedern des Vorstandes, 
3. den Austausch von Erfahrungen auf allen Gebieten 

der diakonisch-missionarischen Arbeit, · 
4. die Beratung und Beschlußfassung über Grundsatz­

fragen der Arbeit des Diakonischen Werkes, 
5. die Beschlußfassung über Satzungsänderungen und 

über die Auflösung des Diakonischen Werkes, 
6. die Beschlußfassung über den vom Vorstand vorzu­

legenden Wirtschaftsplan des Diakonischen Werkes, 
7. die Genehmigung der Jahresrechnung des Diakoni­

schen Werkes sowie Beschlußfassung über Ent­
lastung des Vorstandes und der Geschäftsführung, 

8. die Bestellung von Rechnungsprüfern, 
9. die Beschlußfassung über die Beitragsordnung. 

§ 9 

Tagungen der Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung tritt nach Bedarf, minde­
stens aber einmal jährlich, zu einer ordentlichen 
Tagung zusammen. Sie ist zu einer außerordent­
lichen Tagung einzuberufen, wenn mindestens 15 Mit­
glieder dies unter Angabe der gewünschten Tages­
ordnung verlangen. In diesem Fall muß die Tagung 
innerhalb von zwei Monaten stattfinden. 

2. Die Hauptversammlung wird von dem Vorsitzenden 
desVorstandes schriftlich unter Mitteilung der Tages­
ordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wo­
chen einberufen und geleitet. 

3. Jede ordnungsmäßig berufene Hauptversammlung 
ist beschlußfähig, wenn mindestens ein Drittel der 
Mitglieder anwesend ist. Bei der Beschlußfassung 
über Satzungsänderungen und über die Auflösung 
des Vereins ist jedoch die Anwesenheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder notwendig. 

4. Ist eine Hauptversammlung nach Absatz 3 nicht be­
schlußfähig, so ist die nächste innerhalb von 4 Wo­
chen mit derselben Tagesordnung einberufene Ta­
gung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlußfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzu­
weisen. 

5. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglie­
der gefaßt. Beschlüsse über Satzungsänderungen und 
über die Auflösung des Diakonischen Werkes be­
dürfen der Zustimmung von drei Vierteln der an­
wesenden Mitglieder. 

§ 10 

Vorstand 

1. Dem Vorstand gehören -an: 

a) 4 von der Hauptversammlung aus ihrer Mitte zu 
wählende Mitglieder, 

b) 1 von der Kirchenleitung entsandtes Mitglied, 
c) der geschäftsführende Pastor, 
d) bis zu 2 weitere Mitglieder, die vom Vorstand 

berufen werden. 

2. Der leitende Verwaltungsbeamte der Kirchenkanzlei 
kann, wenn er dem Vorstand nicht angehört, an den 
Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

3. Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende 
werden von dem Vorstand aus seiner Mitte gewählt; 
sie bedürfen der Bestätigung der Kirchenleitung der 
Evangelisch-lutherischen Kirche in Lübeck. Der ge­
schäftsführende Pastor kann nicht zum Vorsitzenden 
gewählt werden. 

4. Die Amtszeit des Vorstandes beträgt 6 Jahre. Die ge­
wählten und berufenen Mitglieder bleiben bis zur 
Neuwahl im Amt. 

5. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus seinem 
Amt aus, so ist eine Ersatzwahl bzw. Ersatzberufung 
für den Rest der Amtszeit vorzunehmen. 

6. Vorstand im Sinne des§ 26 des Bürgerlichen Gesetz­
buches sind der Vorsitzende oder sein Stellvertreter 
und der geschäftsführende Pastor. Sie vertreten den 
Verein gerichtlich und außergerichtlich. 

7. Der Vorstand wird von dem Vorsitzenden einbe­
rufen und geleitet. Die Einladung erfolgt mit einer 
Frist von mindestens 10 Tagen. Der Vorsitzende hat 
den Vorstand binnen 3 Wochen einzuberufen, wenn 
drei Mitglieder oder der geschäftsführende Pastor 
dies beantragen. 

8. Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn 4 Vorstands­
mitglieder anwesend sind. 

Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehr­
heit der anwesenden Vorstandsmitglieder gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abge­
lehnt. · 
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§ 11 

Aufgaben des Vorstandes 

1. Der Vorstand sorgt dafür, daß die Arbeit des Diako­
nischen Wer'kes nach den Beschlüssen und Richt­
linien der Hauptversammlung durchgeführt wird. 

2. Zu den Aufgaben des Vorstandes gehören: 

a) Die Entscheidung über alle Fragen, die nicht 
satzungsgemäß der Hauptversammlung vorbe­
halten sind, 

b) Einstellung und Entlassung der Mitarbeiter für 
die eigenen Einrichtungen sowie der Erlaß von 
Dienstanweisungen, 

c) Geschäftsverteilung innerhalb der Geschäfts­
stelle auf Vorschlag des geschäftsführenden 
Pastors, 

d) Vorbereitung des Wirtschaftsplanes und Erstel­
ltmg der Jahrearechnung des Diakonischen Wer­
kes, 

e) Feststellung der Wirtschaftspläne und Entlastung 
der Jahresrechnung der Einrichtungen des Dia­
konischen Werkes, 

f) Beschlußfassung über die Aufnahme und den 
Ausschluß von Mitgliedern, 

g) Mitwirkung bei der Berufung des geschäftsfüh­
renden Pastors des Diakonischen Werkes, 

h) Erlaß von Richtlinien für die Geschäfts- und 
Kassenführung der eigenen Einrichtungen, 

i) Beschlußfassung über die Aufnahme neuer Ar­
beitsgebiete. 

3. Für Ankauf, Veräußerung und Belastung von Grund­
stücken sowie für die Aufnahme von Krediten, die 
über den Rahmen der gewöhnlichen Geschäftsfüh­
rung hinausgehen, ist die Zustimmung der Kirchen­
leitung erforderlich. 

§ 12 

Geschäftsführender Pastor 

1. Der geschäftsführende Pastor wird von der Kirchen­
leitung in Fühlungnahme mit dem Vorstand in die 

·Rechtsstellung eines landeskirchlichen Pastors haupt­
amtlich berufen. Er führt den Titel Direktor. 

2. Er ist für die ordnungsmäßige Geschäftsführung in­
nerhalb des Diakonischen Werkes und der eigenen 
Einrichtungen verantwortlich. Er hat Weisungsbe­
fugnis über die Mitarbeiter der Geschäftsstelle und 
der innerhalb des Diakonischen Werkes bestehenden 
eigenen Einrichtungen. 

3. Er hat im Rahmen der ihm vom Vorstand erteilten 
Vollmachten die Vertretung des Diakonischen Wer­
kes in allen Angelegenheiten, insbesondere in dem 
Diakonischen Werk „Innere Mission und Hilfswerk 
der Evangelischen Kirche in Deutschland", der nord­
elbischen Di~konie sowie gegenüber den staatlichen 
und kommunalen Stellen und der Arbeitsgemein­
schaft der freien Wohlfahrtsverbände. 

§ 13 

Geschäftsstelle 

1. Zur Durchführung seiner Arbeit bedient sich das 
Diakonische Werk einer Geschäftsstelle. 

2. Die Geschäftsstelle wird von dem geschäftsführen­
den Pastor geleitet. 

3. Die Mitarbeiter der Geschäftsst~e werden nach 
Maßgabe des landeskirchlichen Stellenplanes auf 
Vorschlag des Vorstandes von der Kirchenleitung 
berufen und entlassen. 

4. Bei Urkunden führt die Geschäftsstelle ein vom 
Vorstand genehmigtes Dienstsiegel. 

5. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 14 

Niederschriften 

Über die Beschlüsse der Hauptversammlung und des 
Vorstan<;les .sind.Niederschriften aufzunehmen. Die Nie­
derschriften sind vom Vorsitzenden, dem geschäftsfüh­
renden Pastor des Diakonischen Werkes und dem Proto­
kollführer zu unterschreiben. Sie sind bei der Ge­
schäftsstelle aufzubewahl'en. 

§ 15 

Finanzierung der Arbeit des Diakonischen Werkes 

1. Die zur Durchführung der Aufgaben des Diako­
nischen Werkes nötigen Mittel sind .durch Zuschüsse 
der Evang.-lutherischen Kirche in Lübeck, Beiträge 
der Mitglieder, durch Sammlungen, Opfer und Spen,­
den sowie durch Zuwendungen aus öffentlichen Mit­
teln aufzubringen. 

2. Die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck hat das 
Recht, die sach- und ordnungsmäßige Verwendung 
ihrer Zuschüsse an das Diakonische Werk und seine 
Einrichtungen durch eigene Beauftragte nachprüfen 
zu lassen. 

§ 16 

Schlußbestimmungen 

1. Die Satzung sowie Satzungsänderungen bedürfen der 
Bestätigung durch ein Kirchengesetz der Evange­
lisch-lutherischen Kirche in Lübeck. Das gleiche gilt 
für die Auflösung des Diakonischen Werkes. 

2. Bei Auflösung des Diakonischen Werkes fällt das 
gesamte vorhandene Vermögen der Evangelisch­
lutherischen Kirche in Lübeck zu mit der Verpflich­
tung, es im Sinne der bisherigen Zwecke zu verwen­
den. 

§ 17 
Die vorstehende Satzung ist in der Hauptversamm..: 

lung am 25. November 1971 beschlossen worden. 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Schleswig-Holsteins zur Änderung von Artikel 107 

der Rechtsordnung. 

Vom 29. Oktober 1971 

(Nachdruck aus KGVBl. 1971, S. 255) 

Die Landessynode der Ev.-Luth. Landeskirche Schles­
wig-Holsteins hat folgendes Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Rechtsordnung der Ev.-Luth. Landeskirche Schles­
wig-Holsteins vom 6. Mai 1958 (Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. 
S. 83) wird wie folgt geändert: 

!III 
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Artikel 107 Satz 1 und Satz 2 werden durch fol­
. genden Satz ersetzt: 

Die Landessynode wählt auf die Dauer der Amts­
zeit der synodalen Mitglieder der Kirchenleitung je 
einen Bischof zum Vorsitzenden und zum stellver­
tretenden Vorsitzenden der Kirchenleitung. 

Artikel II 

Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

Das vorstehende, von der 42. ordentlichen Landes­
synode am 29. Oktober 1971 beschlossene Kirchengesetz 
wird hiermit verkündet. Die Bestimmungen in Artikel 90 
Abs. 2 Satz 3 der Rechtsordnung sind eingehalten. 

K i e 1, den 4. November 1971 

Die Kirchenleitung 

Dr. Fr. Hübner 

b) Gemeindedienst 

Verordnung mit Gesetzeskraft der Evangelisch-luthe­
rischen Landeskirche Hannovers zur Änderung des Er­

probungsgesetzes. 

Vom 20. Dezember 1971 

(Nachdruck. aus KABL 1971 S. 363) 

Der Kirchensenat hat mit Zustimmung des Landes­
synodalausschusses die folgende Verordnung mit Ge­
setzeskraft beschlossen: 

§ 1 

Das Erprobungsgesetz yom 13. März 1970 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 72) - geändert durch Kirchengesetz vom 
8. Dezember 1970 (!Kirchl. Amtsbl. S. 271) - wird wie 
folgt geändert: 

In§ 2. wird folgender neue Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Durch Regelungen nach § 1 kann das Landes­
kirchenamt ermächtigt werden anzuordnen, daß be­
stehende Mitarbeiterstellen aufgehoben oder nicht wie­
der besetzt werden, wenn die Erprobung dies erfor­
dert." 

Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden Absätze 3 bis 
6; im neuen Absatz 6 wird die Verweisung „nach Ab­
satz 2" geändert in „nach Absatz 3". 

§ 2 

Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt mit Wir­
kung vom 1. Januar 1971 in Kraft. 

Hannover, den 20. Dezember 1971 

Der Kirchensenat 
der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

D. Lohse 

Richtlinien der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Schleswig-Holsteins für die Einrichtung von Beiräten 
für den Kirchlichen Unterricht (Konfirmandenunter-

richt). 

Vom 15. März 1972 

(Nachdruck aus KGVBL 1972 S. 41) 

Die 41. Landessynode, die vom 21. bis 23. Mai 1971 in 
Rendsburg tagte, beschäftigte sich mit der Verantwor­
tung der Kirche für Bildung, Erziehung und Unter­
richt. 

Als Ergebnis der Verhandlungen· in der Arbeits­
gruppe III (Konfirmandenunterricht) ist von der Syn­
ode u. a. beschlossen worden: 

Im Zusammenhang mit der Bemühung um neue For­
men für das konfirmierende Handeln der Kirche ist die 
Mitbeteiligung und Mitverantwortung von Eltern und 
Konfirmanden wichtig. Die Landessynode bittet die 
Kirchenleitung, entsprechende Richtlinien auszuarbei­
ten und den Gemeinden als Empfehlung zuzuleiten. 

Auf Grund von Vorarbeiten des Katechetischen Am­
tes und des Landeskirchenamtes hat die Kirchenleitung 
die folgenden Richtlinien in ihrer Sitzung am 10. März 
1972 beschlossen und gibt sie hiermit den Kirchen­
gemeinden bekannt. 

Die Kirchenleitung 
Dr. Hübner 

Richtlinien 
für die Einrichtung von Beiräten für den Kirchlichen 

Unterricht' (Konfirmandenunterricht) 

Der Kirchenvorstand ist gemäß Art. 32,1 und 34,3 der 
Rechtsordnung - unbeschadet der Selbständigkeit jedes 
Pastors in seiner geistlichen Amtsführung (Art. 10,1 
RO) - für die Durchführung des Kirchlichen Unterrichts 
(Konfirmandenunterrichts) verantwortlich. Da sich für 
den Konfirmandenunterricht (KU) · in zunehmendem 
Maße theologische, pädagogische und organisatorische 
Probleme ergeben, beabsichtigen einige Kirchengemein­
den, sich bei der Erfüllung der auf sie zukommenden 
Aufgaben von. ,,Beiräten für den Kirchlichen Unter­
richt" unterstützen zu lassen. Um zur Einrichtung sol­
cher Beiräte zu ermutigen und gleichzeitig eine gewisse 
Übereinstimmung zwischen den Gemeinden in unserer 
Kirche herbeizuführen, empfiehlt die Kirchenleitung, 
entsprechend dem Beschluß der Landessynode vom 21./ 
22. Mai 1971, den Propsteivorständen und Kirchen­
vorständen für die Einrichtung solcher Beiräte die fol­
genden Richtlinien zur Beachtung: , 

1. 

Die Aufgaben des Beirats 

(1) Der Beirat berät im Rahmen der landeskirchlichen 
Ordnungen die den Unterricht durchführenden Pasto-
ren und weiteren Mitarbeiter ,der Gemeip.den. · 

Diese Aufgabe schließt ein, daß der Beirat u. a. be­
denkt: 

- Die geistliche, pädagogische und schulische Situation 
der Jugendlichen 

- die Themen, die im Unterricht behandelt werden 
- die Organisation des kirchlichen Unterrichts 
- die Lehr- und Lernmittel 
- das Lerngut 
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- die Durchführung von kirchlichen Unterrichtsübun­
gen und Gemeindepraktika 

- die Durchführung von Konfirmandennachmittagen, 
Wochenend- und Ferienveransfaltungen 

_.:. die Mitwirkung der Konfirmanden im Gemeinde­
gottesdienst 

- die Vorbereitung von Elternabenden 

(2) Der Beirat für den kirchlichen Unterricht hat als 
Ausschuß des Kirchenvorstandes gemäß Art. 144 RO des 
weiteren die Aufgabe, den Kirchenvorstand zu beraten 
und zu unterstützen. Vorschläge des Beirats sind vom 
Kirchenvorstand zu .erörtern. Zu den Beratungen sind 
die Vorsitzenden der Beiräte und gegebenenfalls wei­
tere Mitglieder einzuladen. Es ist dem Beirat Gelegen­
heit zu geben, zu Beschlüssen des Kirchenvorstandes 
Stellung zu nehmen. 

Der Beirat hat gegenüber den Unterrichtenden keine 
Weisungsbefugnis. Er kann jedoch die Schwierigkeiten, 
die sich bei der Durchführung des Unterrichts ergeben, 
behandeln und gegebenenfalls dem Kircheµvorstand 
Vorschläge zu ihrer Behebung zuleiten. 

Zugleich erfüllt der Beirat die Aufgabe, die Zusam­
menarbeit zwischen den am Unterrichtsgeschehen be­
teiligten Eltern, Jugendlichen und unterrichtenden Mit­
arbeitern zu fördern. Der Beirat erfüllt damit auch die 
Aufgabe einer Elternvertretung. 

2. 

Zusammensetzung des Beirats 

(1) Der umfassenden Aufgabe wegen sollte sich der 
Beirat aus Vertretern der beteiligten Gemeindeglieder 
zusammensetzen. Im einzelnen muß sich die Zusam­
mensetzung nach den in der jeweiligen Gemeinde ge­
gebenen Bedingungen richten. Vorgeschlagen wird, daß 
für den Beirat 

drei Elternvertreter, 
drei Jugendliche, die am Unterricht teilnehmen, 
der Pastor und ein haupt- oder ehrenamtlich am Unter­
richt beteiligter Mitarbeiter der Gemeinde, 
ein Mitglied des Kir~envorstandes und 
ein Vertreter der Gemeindejugend 
gewählt oder berufen werden. 

(2) Wo es die Zahl der am Unterricht teilnehmenden 
Jugendlichen erlaubt, ist es zweckmäßig, für jede 
Gruppe einen Beirat zu bilden. Wird für mehrere 
Gruppen und Jahrgänge ein einziger Beirat gebildet, 
so ist dafür zu sorgen, daß jede Gruppe und jeder 
Jahrgang im Beirat durch Vertreter der Eltern bzw. der 
Jugend.liehen vertreten werden. 

(3) Die Vertreter der Eltern sollten anläßlich einer 
vom unterrichtenden Pastor einzuberufenen Elternver­
sammlung gewählt werden. 

Die Vertreter der Jugendlichen, die am Unterricht 
teilnehmen, sollten von diesen gewählt werden. Die· 
Wahl der Vertreter der Eltern und der Jugend.liehen 
wird durch den Kirchenvorstand bestätigt. 

Der Kirchenvorstand wählt seine Vertreter. Er ist für 
die Wahl bzw. die Berufung der Vertreter der Ge­
meindejugend und der unterrichtenden Mitarbeiter ver­
antwortlich. 

(4) lJer Beirat sollte jeweils im Laufe der ersten 
beiden Monate gebildet werden, während dessen einer 
neuen Jahrgangsgruppe der kirchliche Unterricht erteilt 
wird. Seine Amtszeit endet mit der Konfirmation der 
am Unterricht teilnehmenden Jugendlichen. 

3. 

Geschäftsordnung 

(1) Der Beirat gibt sich seine Geschäftsordnung selbst. 
Dabei sollte jedoch beachtet werden: 

Es sollte dafür gesorgt werden, daß der Beirat zur 
Beratung so oft zusammenkommt, daß er die Konfir­
mandenarbeit in ihrer Entwicklung begleiten und un­

. terstützen kann. 

Zum Vorsitzenden sollte ein Vertreter der Eltern 
gewählt werden; außerdem ist der Stellvertreter des 
Vorsitzenden und ein Schriftführer zu bestimmen. 

Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist: Beschlüsse werden 
mit einfacher Mehrheit gefaßt. 

An Abstimmungen nehmen alle Mitglieder des Bei­
rates mit gleicher Stimmberechtigung teil. Einmütigkeit 
ist anzustreben. 

(2) Kann sich der Beirat über die Geschäftsordnung 
nicht einigen, setzt der Kirc..'ienvorstand sie fest. 

c) P e r s o n a1 r e c h t 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern über die ·Rechtsverhältnisse der seminaristisch 

ausgebildeten Missionare (Missionargesetz). 

Vom 13. November 1971 

(Nachdruck aus KABl. 1971, S. 305) 

I. Gegenstand des Gesetzes 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz regelt die Rechtsverhältnisse der 
Missionare, die seminaristisch ausgebildet und von der 
Evang.-Luth. Kirche in Bayern zum Dienst auf einem 
Arbeitsfeld der Äußeren Mission oder in einer dort be­
stehenden Kirche ausgesandt werden. 

(2) Die Ordnungen der Kirche, in die ein Missionar 
ausgesandt wird, werden durch dies~s Gesetz nicht be­
rührt. 

II. Ausbildung 

§ 2 

(1) Die Missionare werden am Evang.-Luth. Missions­
und Diasporaseminar in Neuendettelsau ausgebildet. 
Die Ausbildung schließt mit der theologischen Aufnah­
meprüfung für Missionsvikare. Das Bestehen der Prü­
fung gibt keinen Anspruch auf Übernahme als Missions­
vikar. 

(2) Das Nähere wird in einer Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung geregelt, die der Landeskirchenrat er­
läßt. 

III. Vorbereitungsdienst 

§ 3 

(1) Kandidaten, die die theologische Aufnahmeprü­
fung für Missionsvikare bestanden haben, können mit 
Zustimmung des Missionswerkes als Missionsvikare in 



Band IV Stück 1 AMTSBLATT 41 

den Dienst der Evang.-Luth. Kirche in Bayern über­
nommen werden, wenn sie die entsprechenden persön­
lichen insbesondere auch gesundheitlichen Vorausset­
zungen für den Dienst eines Missionars mitbringen. 

(2) Ausnahmsweise können als Missionsvikare auch 
Bewerber übernommen werden, die anderwärts eine 
entsprechende Prüfung abgelegt haben und die sonsti­
gen Voraussetzungen erfüllen. 

§ 4 

(1) Der Missionsvikar tritt mit seiner übernahme in 
ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zur Evang.­
Luth. Kirche in Bayern, Er steht bis zu seiner Aussen­
dung im Vorbereitungsdienst. 

(2) Auf das Dienstverhältnis finden die für Predigt­
amtskandidaten geltenden Bestimmungen entspre­
chende Anwendung, soweit sich nicht aus diesem Gesetz 
etwas anderes ergibt oder durch Verordnung besondere 
Regelungen getroffen werden, die der Besonderheit des 
missionarischen Dienstes Rechnung tragen. 

(3) Unmittelbarer Vorgesetzter des MissionsvikarS 
ist der Vorsitzende des Kollegiums des Missionswerkes 
unbeschadet des § 6 Abs. 2 dieses Gesetzes und des § 13 
des Kandidatengesetzes. 

§ 5 

(1) Der Vorbereitungsdienst dient der Einarbeitung 
in den Arbeitsfeldern des Gemeindedienstes und der 
Weiterbildung des Missionsvikars. Er dauert mindestens 
sechs Monate und umfaßt praktische Tätigkeit im Ge­
meindedienst, ·schuldienst oder allgemeinkirchlichen 
Dienst sowie die Teilnahme an Fortbildungsveranstal­
tungen. Im Einzelfall können im Rahmen der dienst­
lichen Möglichkeiten weiterführende oder spezialisie­
rende Studien vorgesehen werden. 

(2) Die Verantwortung für die Gestaltung des Vorbe­
reitungsdienstes liegt beim Kollegium des Missionswer­
kes. 

§ 6 

(1) Der Landeskirchenrat überträgt dem Missions­
vikar auf Antrag des Missionswerkes ein Vikariat (§ 5 
Abs. 1 Satz 2). 

(2) Während des Vikariates ist. unmittelbarer Vorge­
setzter der Pfarrer, dem der Missionsvikar zugewiesen 
ist. Beim Auftreten größerer Schwierigkeiten tritt der 
Dekan mit dem Missionswerk in Verbindung. 

§ 7 

Der Missionsvikar wird nach Bewährung im Vikariat 
auf seinen Antrag vor der Aussendung ordiniert. Der 
Antrag muß vom Kollegium des Missionswerkes befür­
wortet sein. 

§ 8 

Der Missionsvikar kann nach zweijährigen Vorberei­
tungsdienst auf seinen Antrag und mit Zustimmung des 
Kollegiums des Missionswerkes zur theologischen An­
stellungsprüfung für Pfarrer zugelassen werden. für 
die Verleihung der Anstellungsfähigkeit gilt§ 18. 

§ 9 

Über den Vorbereitungsdienst der Missionsvikare 
können durch Verordnung weitere Bestimmungen ge­
troffen werden. 

IV. Probedienst 

§ 10 

(1) Der ordinierte Missionsvikar wird von der Evang.­
Luth. Kirche in Bayern durch das Missionswerk ausge­
sandt. 

(2) Die Aussendung wird vom Landesbischof oder 
einem von ihm Beauftragten in einem Gottesdienst 
vollzogen. 

§ 11 

(1) Mit der Aussendung tritt der Missionsvikar in das 
Dienstverhältnis eines Missionars im Probedienst. 

(2) Auf das Dienstverhältnis finden die für Pfarr­
amtskandidaten geltenden Bestimmungen entsprechen­
de Anwendung, soweit sich nicht aus diesem Gesetz 
etwas anderes ergibt oder durch Verordnung Regelun­
gen getroffen werden, die der Besonderheit missiona­
rischen Dienstes Rechnung tragen. 

§ 12 

(1) Unmittelbarer Vorgesetzter des Missionars im 
Probedienst ist der Vorsitzende des Kollegiums des 
Missionswerkes. 

(2) Die Dienstbezüge der Missionare im Probedienst 
werden durch Verordnung geregelt. 

(3) Missionaren im Probedienst steht Unfallfürsorge 
wie Missionaren zu. 

V. Dienstverhältnis des Missionars 

§ 13 

(1). Auf Vorschlag des Kollegiums des Missionswerkes 
beruft der Landeskirchenrat den Missionar im Probe­
dienst nach mindestens einjähriger Einarbeitung auf 
einem Arbeitsfeld der Weltmission oder im Dienst einer 
Kirche in übersee zum Missionar. 

(2) über die Berufung erhält der Missionar eine 
Urkunde. Die Berufung wird zu dem in der Urkunde 
angegebenen Zeitpunkt rechtswirksam. 

§ 14 

Auf das Dienstverhältnis eines Missionars finden 
die für Pfarrer geltenden Bestimmungen entsprechende 
Anwendung, soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt oder durch Verordnung Regelungenge­
troffen werden, die der Besonderheit missionarischen. 
Dienstes Rechnung' tragen. 

§ 15 

(1) Unmittelbarer Vorgesetzter des Missionars ist der 
Vorsitzende des Kollegiums des Missionswerkes. 

(2) Die Dienstbezüge der Missionare werden durch 
Verordnung geregelt. 

§ 16 

(1) Dem Missionar steht Alters- und Hinterbliebe­
nenversorgung zu, wenn er das siebenundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Bezieht der Missionar im Zeitpunkt des Versor­
gungsfalles kein Grundgehalt nach einer Besoldungs­
gruppe des Pfarrbesoldungsgesetzes, so werden der Be­
rechnung der Versorgungsbezüge als ruhegehaltsfähige 
Dienstbezüge die Dienstbezüge zugrunde gelegt, die ihm 
im Zeitpunkt des Versorgungsfalles nach Besoldungs­
gruppe II b zustünden. Tritt der Versorgungsfall nach 
der Aussendung und acht Jahre nach Ablegung der 
theologischen Aufnahmeprüfung für Missionsvikare 
ein, so werden Dienstbezüge nach Besoldungsgruppe 
III b zugrunde gelegt. 

VI. Anstellungsprüfung und Verleihung 
der Anstellungsfähigkeit nach dem Pfarrergesetz 

§ 17 

(1) Der Missionar kann nach einer Dienstperiode in 
Übersee zur theologischen Anstellungsprüfung für 
Pfarrer zugelassen werden. 
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(2) Auf Antrag des Missionswerkes gewährt der Lan­
deskirchenrat zu diesem Zwecke eine angemessene Vor­
bereitungszeit, die ganz oder zum Teil mit einem Dienst­
auftrag verbunden werden kann. 

. (3) Hat der Missionar das vierzigste Lebensjahr über­
schritten, so kann der Landeskirchenrat genehmigen, 
daß er die Anstellungsprüfung in der Form eines Kollo­
qiums ablegt. Das Nähere regelt der Landeskirchenrat. 

§ 18 

(1) Die Anstellungsfähigkeit nach dem Pfarrerge­
setz kann dem Missionar, der die Anstellungsprüfung 
bestanden hat, verliehen werden, wenn er nach einer 
angemessenen Dienstzeit in der Mission mit Zustim­
mung des Missionswerkes endgültig in die Heimat zu­
rückkehrt. 

(2) Stimmt das Missionswerk einer vorzeitigen end­
gültigen Rückkehr des Missionars zu, so kann die An­
stellungsfähigkeit frühestens acht .Jahre nach Able­
gung der theologiscl1e11 Aufnahmeprüfung für Missions­
vikare verliehen werden. 

VII. Schlußbestimmungen 

§ 19 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verordnungen werden vom Landeskirchenrat nach An­
hörung des Landesausschusses für Weltmission und 
ökumenische Arbeit mit Zustimmung des Landessyn­
odalausschusses erlassen. Ausführungsbestimmungen 
erläßt der Landeskirchenrat. 

§ 20 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1972 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt das Kirchengesetz über die Rechtsverhält­
nisse der seminaristisch ausgebildeten Missionare (Mis­
sionarsgesetz) vom 10. November 1965 (KABI. S.' 180) 
außer Kraft. 

M ü n c h e n , den 13. November 1971 

Der Landesbischof 

D. D i e t z f e 1 b i n g er D D 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern zur Änderung des Kandidatengesetzes und des 

Theologinnengesetzes. 

Vom 13. November 1971 

(Nachdruck aus KABI. 1971, S. 310) 

§ 1 

Das Kirchengesetz über das Dienstverhältnis der 
Predigtamts- und Pfarramtskandidaten (Kandidatenge­
setz) vom 8. März 1967 (KABI. S. 69) in der Fassung des 
Kirchengesetzes über das Dienstverhältnis der Theo­
loginnen (Theologinnengesetz) vom 14. November 1970 
(KABl. S. 240) wird wie folgt geändert: 
1. § 18 des Kandidatengesetzes erhält folgenden Wort­

laut: 
,,§ 18 

(1) Predigtamts- und Pfarramtskandidaten können 
auf Antrag ohne Anspruch auf Dienstbezüge zu weite­
ren Studien oder zum Dienst in einem kirchlichen Werk, 
bei einer theologischen Aus};lildungsstätte, als Religions­
lehrer bei einem nichtkirchlichen Schulträger oder in 
einer anderen ähnlichen Einrichtung beurlaubt werden. 

(2) Die Beurlaubung ist davon abhängig, daß die 
dienstlichen Verhältnisse sie zulassen und daß es sich 
um Studien oder Dienste handelt, die vom Landeskir­
chenrat anerkannt werden. Sie darf bei Predigtamts-

kandidaten nur ausgesprochen werden, wenn auch die 
Erfordernisse des Vorbereitungsdienstes in angemesse­
ner Weise erfüllt werden. 

(3) Die Zeit der Beurlaubung wird als Dienstzeit an­
gerechnet. Die . kirchlichen Anwartschaften bleiben be­
stehen. 

(4) Eine Beurlaubung ist auch dann möglich, wenn 
die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen. Die 
Zeit einer solchen Beurlaubung wird auf die Dienstzeit 
nicht angerechnet; die kirchlichen Anwartschaften er­
löschen." 

2. § 21 des Kandidatengesetzes erhält folgende Fa­
sung: 

,,§ 21 

(1) Predigtamts- und Pfarramtskandidaten können 
auf Antrag aus dem Dienst entlassen werden. 

(2) Das Dienstverhältnis eines Predigtamts- oder 
Pfarramtskandidaten kann vom Landeskirchenrat au::i 
einem wichtigen Grund gelöst werden. Bei ordinierten 
Kandidaten ist ein wichtiger Grund nur gegeben, wenn 
Voraussetzungen vorliegen, unter denen ein Pfarrer in 
den Warte- oder Ruhestand versetzt oder aus dem Dienst 
entfernt werden könnte. Predigtamts- und Pfarramts­
kandidaten scheiden aus dem Dienst aus, wenn die 
Voraussetzungen des § 97 Abs·. 1 des Pfarrergesetzes 
vorliegen. 

(3) Der Kandidat erhält über seine Entlassung eine 
Urkunde, die den Zeitpunkt bestimmt, zu dem die Ent­
lassung wirksam wird. Ein Pfarramtskandidat, der als 
solcher mindestens ein .Jahr tätig war, kann ohne seine 
Zustimmung nur zum Kalendervierteljahr unter Ein­
haltung einer Frist von 6 Wochen entlassen werden. 
Wird ein Pfarramtskandidat nicht auf seinen Antrag 
entlassen, erhält er Übergangsgeld in entsprechender 
Anwendung der für Beamte des Freistaates Bayern 
geltenden Bestimmungen. 

(4) Eine Entscheidung nach Abs. 2 oder nach Abs. 3 
Satz 2 kann der Kandidat durch die Schlichtungsstelle 
nach § 67 des Pfarrergesetzes nachprüfen lassen. 

(5) Wenn ein ordinierter Kandidat bei der Beendi­
gung des Dienstverhältnisses in einen vom Landeskir­
chenrat anerkannten, dem Wesen des geistlichen Amtes 
entsprechenden Dienst übergeht, können ihm die Rechte 
aus der Ordination belassen werden. Andernfalls hat 
er die Ordinationsurkunde zurückzugeben. 

(6) Die Rechte aus der Ordination können einen ordi­
nierten Kandidaten bei Beendigung .des Dienstverhält­
nisses auch dann belassen werden, wenn er zu einem 
Dienst gern. § 1 des Beauftragungsgesetzes bereit ist. 
Für die Beauftragung und den Dienst.gelten § 4 Abs. 1, 
2 und 5, §§ 6 und 7 des Beauftragungsgesetzes. Wird in 
angemessener Frist kein Auftrag erteilt oder ist ein Auf­
trag beendet, ohne daß in angemessener Frist ein neuer 
erteilt wird, gilt Absatz 5." · 

§ 2 

An § 30 Abs. 4 des Kirchengesetzes über das Dienst­
verhältnis der Theologinnen (Theologinnengesetz) vom 
14. November 1970 (KABI. S. 240) werden folgende 
Worte angefügt: 

,,für Pfarrvikarinnen auf Probe § 18 Abs. 4 des Kandi­
datengesetzes." 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

M ü n c h e n , den 13. November 1971 

Der Landesbischof 

D. D i e t z f e 1 b i n g e r D D 

• 

f-
1 
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Drittes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset­
zes über das Amt der Pfarrdiakone in der Evangelisch­

lutherischen Landeskirche in Braunschweig. 

Vom 10. Dezember 1971 

(Nachdruck aus LKABL 1971 S. 129) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

1) Die Bezeichnung gilt für Beamte der unter der 
Aufsicht der Landeskirche stehenden kirchlichen Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts. 

2) Von der 9. Dienstaltersstufe an nach BesGr. A 14. 
3) Erhält eine .Amtszulage von 1'50,- DM monatlich, 

soweit Stellvertreter des ·Landesbischofs. 

§ 1 

iDas Kirchengesetz über das Amt der Pfarrdiakone in 
der Braunschweigischen evangelisch-lutherischen Lan­
deskirche vom 6. April 1960 in der Fassung vom 15. Juni 
1967 (Amtsbl. 1967, S. 25) wird wie folgt geändert: 

a) § 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Die Pfarrdiakone stehen im Angestelltenverhält­
nis. Sie erhalten während der ·Probezeit (§ 5) eine 
Grundvergütung nach der Vergütungsgruppe IV b 
des Bundesangestelltentarifvertrages in der für die 
Angestellten des Landes Niedersachsen jeweils gel­
tenden Fassung. 

Nach Ablauf der Probezeit erhalten sie eine Grund­
vergütung nach der Vergütungsgruppe IVa des 
gleichen Tarifvertrages. 

Nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
IV a, frühestens jedoch nach Vollendung des 40. Le-

bensjahres wird ein Grundgehalt nach Vergütungs­
gruppe III und nach weiteren 8 Jahren ein Grundge­
halt nach Vergütungsgruppe II a des gleichen Tarif­
vertrages gezahlt." 

b) § 9 erhält folgende Fassung: 

,,Die Pfarrdiakone erhalten eine zusätzliche Alters­
versorgung nach den Bestimmungen des !Kirchen­
gesetzes über die zusätzliche Versorgung der nicht­
beamteten 1Mitarbeiter in der Landeskirche vom 
10. Dezember 1968 (lAmtsbl. 1969 S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

Die Pfarrdiakone, die im Zeitpunkt des lnkraft­
tretens des obengenannten Kirchengesetzes beschäf­
tigt waren und die Beibehaltung der bis dahin gel­
tenden Zusatzversorgung aus Haushaltsmitteln frist­
gerecht beantragt haben, erhalten eine zusätzliche 
Altersversorgung nach den Richtlinien zur Regelung 
der .Altersversorgung der im Landeskirchenamt be­
schäftigten hauptamtlichen Angestellten vom 5. Juli 
1955 (Amtsbl. 1955, S. 28) in der jeweils geltenden 
Fassung." 

§ 2 

,Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1972 
in Kraft. 

W o 1 f e n b ü t t e 1, den 10. 1Dezember 1971 

Evangelisch-lutherische Landeskirche 
in Braunschweig 

Kirchenregierung 

Dr. Heintze 

VII. Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

c) Au s d e n G li e d ki r c h e n 

aa) Verfassungs- und Organisationsrecht 

Kirchengesetz zur Änderung von Bestimmungen der 
Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Sachsens vom 13. Dezember 1950. 

Vom 15. November 1971 

(Nachdruck aus ABI. 1971 S. A 81) 

•Die Evangelisch-Lutherische Landessynode Sachsens 
hat folgende Änderungen der Verfassung der Evange­
lisch-'Lutherischen Landeskirche Sachsens vom 13. De­
zember 1950 (Amtsblatt Seite A 99 unter II Nr. 63) mit 
der nach § 49 Absatz 1 der Verfassung erforderlichen 
Mehrheit beschlossen: 

§ 1 

Die nachgenannten !Bestimmungen der Verfassung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 
vom 13. Dezember 1950 erhalten folgende Fassup.g: 

1. § 1 Absatz 2.: (2) Die Zugehörigkeit außerhalb 
dieses Gebietes liegender Kirchgemeinden, Orte und 
Ortsteile zur sächsischen Landeskirche und die Zuge­
hörigkeit innerhalb dieses Gebietes liegender Kirchge­
meinden, Orte und Ortsteile zu evangelischen Nachbar­
kirchen bleibt bis zu anderweitiger Regelung bestehen. 

2. § 2. Absatz 2. Satz 1: (2.) Sie wahrt und fördert die 
im Kampf um das Bekenntnis geschenkte und auf der 
Bekenntnissynode von Barmen bezeugte Gemeinschaft 
mit den anderen deutschen evangelischen Kirchen. 
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3. § 4 Absatz 1 Satz 2: .Als Glieder einer Kirchge­
meinde der Landeskirche gelten auch zugezogene Glie­
der einer anderen evangelischen Kirche, solange sie 
nicht erklärt haben, der Landeskirche nicht angehören 
zu wollen. 

4. § 8 Absatz 2: (2) 'Die,se treiben in Gehorsam 
gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn insbesondere 
die Werke der Inneren und Äußeren Mission und tra­
gen das Werk „Innere Mission und Hilfswerk der 
Evangelischen (Kirchen in der Deutschen Demokrati­
schen Republik" in ihrem Bereich. 

.5, § 29 Absatz 2: (2) Die Wahl wird durch die Kir­
chenleitung in Fühlungnahme mit der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche , in der Deutschen 
Demokratischen :ij.epublik und dem Bund der Evangeli­
schen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik vorbereitet. · 

fl. § 33 Absatz 2 Satz 2: Bei der Vorbereitung seiner 
Wahl nimmt die .Kirchenleitung mit der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in der 'Deutschen De­
mokratischen Republik Fühlung. 

7. § 44: Der Geldbedarf der Landeskirche ergibt sich 
aus dem Aufwand, der erforderlich ist 

1. zur Erfüllung der Aufgaben, die der Landeskirche 
als solcher obliegen, 

2. zur Unterhaltung und Geschäftsführung der landes­
kirchlichen Organe und Behörden, 

3. zur Förderung der kirchlichen Werke und Arbeits­
gemeinschaften für den Bereich der Landeskirche, 

4. zur Förderung allgemeiner kirchlicher Anliegen 
und 

5. zur :Abgeltung von Auflagen, die der Landeskirche 
durch die Zugehörigkeit zur Vereinigten Evange­
lisch-Lutherischen Kirche in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, zum Bund der ·Evangelischen 
"Kirchen in der :Deutschen Demokratischen Republik, 
zum Lutherischen Weltbund, zum Ökumenischen 
Rat der Kirchen sowie zu anderen kirchlichen Ver­
einigungen entstehen. 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt mit sofortiger Wirkung in 
Kraft. 

Dresden, am 15. November 1971 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

In Vertretung: 
Dr. J o h an n e s 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Sachsens zur Änderung des Kirchengesetzes über 
Berufung zu pfarramtlichem Dienst und öffentlicher 

Wortverkündigung vom 5. Juni 1950. 

Vom 16. November 1971 

(Nachdruck aus ABI. S. A 82) 

Die Evangelisch-<Lutherische Landessynode Sachsens 
hat mit der nach § 49 Absatz 1 der Verfassung der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens erfor­
derlichen Mehrheit die folgenden Änderungen des Kir-

chengesetzes über Berufung zu pfarramtlichem fDienst 
.und öffentlicher Wortverkündigung vom 5. Juni 1950 
(Amtsblatt Seite A 46 und II Nr. 33) beschlossen: 

1. § 1 Absatz 1 wird durch folgende zwei Sätze er­
gänzt: Entsprechendes gilt auch für Frauen, die in 
kirchlicher Arbeit stehen. Diese können auch zu neben­
amtlicher oder vorübergehend zu hauptamtlicher Ver­
waltung einer Pfarrvikarinnen- oder einer Pastorinnen­
stelle widerruflich berufen und, soweit es sich nicht um 
eine Pfarrvikarinnenstelle handelt, für diesen Dienst 
ordiniert werden. 

2. Die ersten drei Absätze von § 2 erhalten folgende 
Fassung: 

(1) Die nach § 1 Berufenen werden nicht Inhaber der 
von ihnen ·verwalteten Stellen. Männer führen die 
Amtsbezeichnung ,,'Pfarrverwalter" oder, wenn sie Dia­
kone sind, ,,Pfarrdiakon". Frauen führen die Amtsbe­
zeichnung ,,.Pfarrverwalterin". 

(2) ,pfarrdiakone und Pfarrverwalter -tragen die 
Amtstracht der .Pfarrer, Pfarrverwalterinnen die­
jenige der Theologinnen. 

(3) Die Anstellungsverhältnisse der \Pfarrdiakone, 
Pfarrverwalter und Pfarrverwalterinnen ordnet das 
Landeskirchenamt. Es trifft die für ihre Weiterbildung 
erforderlichen Maßnahmen. 

3. Die ersten drei Absätze von § 3 erhalten folgende 
Fassung: 

(1) Das Landeskirchenamt kann Männer und Frauen, 
die sich in langjähriger kirchlicher Arbeit bewährt 
haben, ohne in der vorgeschriebenen Weise theologisch 
vorgebildet zu sein, in den nichtständigen pfarramt­
lichen Dienst der Landeskirche übernehmen und ordi­
nieren. 

(2) Sie müss.en 

a) das 35. Lebensjahr vollendet und 

b) ihre Befähigung durch eine Prüfung vor dem Lan­
deskirchenamt nachgewiesen haben. 

(3) Sie führen als Männer die Amtsbezeichnung 
,,Pfarrverwalter", als Frauen die Amtsbezeichnung 
,,Pfarrverwalterin". 

4. § 3 !Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

(5) Nach mindestens dreijähriger '.Bewährung im 
nichtständigen pfarramtlichen Dienst ist für Männer 
die Übernahme als Pfarrer in das ständige geistliche 
Amt möglich, für Frauen die Obernahme als Pastorin 
oder als [Pfarrvikarin. 

5. § 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Das Landeskirchenamt kann in kirchlicher Arbeit 
bewährten Männern und Frauen widerruflich einen 
Predigtauftrag erteilen. 

6. Als § 6 wird neu hinzugefügt: 

Das Landeskirchenamt wird zur Bewilligung von 
Ausnahmen ermächtigt. 

7. Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft. Im Dienst befindliche Pfarrverweser tragen von 
diesem Tage an die Amtsbezeichnung ,,Pfarrverwalter". 
Im Dienst befindliche .Pastoren behalten die Amtsbe­
zeichnung ,,Pastor". Erforderliche Ausführungsbestim­
mungen erläßt das Landeskirchenamt. 

8. Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, das Kir­
chengesetz über Berufung zu pfarramtlichem Dienst 
und öffentlicher Wortverkündigung vom 5, Juni 1950 
unter Berücksichtigung der sich aus den Ziffern 1 bis 6 
dieses Kirchengesetzes und den sonstigen seit dem 
5. Juni 19'50 in Kraft getretenen Bestimmungen er-

• 
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gebenden Änderungen in neuer Fassung zu veröffent­
lichen. 

1Dresden, am 16. November 1971 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

In Vertretung: 
Dr. J o h a n n e s 

Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Sachsens betr. Änderung des Kirchengesetzes zur 
Förderung des Gemeindeaufbaus vom 21. November 

1967. 

Vom 15. November 1971 

(Nachdruck aus ABI. 1971 S. A 82) 

Die Evangelisch-Lutherische Landessynode Sachsens 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 

.Ziffer V des Kirchengesetzes zur Förderung des Ge­
meindeaufbaus vom 21. November 1967 (Amtsblatt 
Seite A 76 unter II Nr. 25) wird, wie folgt, geändert: 

§ 10 erhält folgenden dritten und vierten Absatz: 

(3) !Die ,Anrufung der Kirchenleitung hat innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung 
schriftlich zu erfolgen. -Durch ,Einreichung des Schrift­
satzes beim Landeskirchenamt wird die Frist gewahrt. 

(4) Greift die Entscheid,ung des Landeskirchenamtes 
in ein Beschäftigungsverhältnis ein, so ist der betroffene 
Beschäftigte über die Möglichkeit der Anrufung der 
Kirchenleitung und über die im Absatz 3 vorgesehene 
Form und Frist in der Entscheidung des Landeskirchen­
amtes zu belehren. 

§ 2 

•Dieses !Kirchengesetz tritt mit sofortiger Wirkung in 
Kraft. · 

J) r es den, am 15. November 1971 

Die ·Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 

In Vertretung: 
Dr. Johannes 

bb) Gemeindedienst 

Änderung der Dimissorialebestimmungen der Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Meck_lenburgs. 

Vom 6. September 1971 

(Nachdruck aus KABl. 1971 Nr. 41, S. 54) 

Abschnitt III Absatz 7 der Dimissorialebestimmungen 
vom 14. April 1964 - Kirchliches Amtsblatt Nr. 7, 
Seite 40 - erhält folgende Fassung: 

,,Für die kirchliche Bestattung ist nach der Handrei­
chung zur Lebensordnung in der Fassung des Kirchen­
gesetzes vom 30. November 1969 unter den Erläuterun­
gen zu Abschnitt VIII Ziffer 3 der Pastor des Bestat-

tungsortes oder des Wohnortes des Verstorbenen zu­
ständig. Wird der Pastor des Bestattungsortes in An­
spruch genommen, hat er bei dem Pastor des Wohn­
sitzes festzustellen, ob kirchliches Geleit gewährt wer­
den kann. 

Besteht an dem Bestattungsort ein zentraler Fried­
hof, an welchen die Gemeinde des Wohnsitzes als den 
für sie eingerichteten Bestattungsplatz gewiesen ist, so 
bedarf der Pastor des Wohnsitzes keiner Zustimmung 
des für den Ort des zentralen Friedhof zuständigen 
Pastors, wenn er die kirchliche Bestattung auf dem 
zentralen Friedhof vornehmen will. Sind in einer Kirch­
gemeinde mehrere Pastoren tätig, so entscheidet die 
Ordnung der Kirchgemeinde über die Zuständigkeit für 
die Bestattung." 

Dem Abschnitt IV Absatz 2 der Dimissorialebestim­
mungen wird folgender Satz hinzugefügt: 

„Bei Amtshandlungen auf zentralen kommunalen 
Friedhöfen werden die. kirchlichen Gebühren in der 
Treuhandkasse der letzten Wohnsitzgemeinde des Ver­
storbenen in Einnahme gestellt." 

S c h w er i n , den 6. September 1971 

Der Oberkirchenrat 

H. Timm 

· cc) Personalrecht 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Dienst der 
Theologinnen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Thüringen vom 4. Mai 1969. 

Vom 5. Dezember 1971 

(Nachdruck aus ABI. 1972, S. 6) 

Die Synode der Evangelisch~Lutherischen Kirche in 
Thüringen hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

·§ 12 des Gesetzes über den Dienst der Theologinnen 
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen 
voni 4. Mai 1969 (Amtsblatt Seite 96) wird wie folgt ge-
ändert: , 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält die Bezeichnung Absatz 2 und wird 
wie folgt gefaßt: · 

„Die Pastorin kann im Dienst verbleiben, wenn der 
Landeskirchenrat zu der überzeugung kommt, daß 
sie auch nach ihrer Eheschließung in der Lage ist, 
den von ihr zu fordernden Dienst vollständig und 
ordnungsgemäß zu tun. Sie kann auch ohne ihren 
•Antrag entlassen werden, wenn der Landeskirchen­
rat den Eindruck gewinnt, daß sie nach der Ehe­
schließung ihrem Dienst nicht mehr in dem zu er­
wartenden Maße gerecht werden kann. Vor einer 
Entlassung sind die :Pastorin, der Superintendent, 
bei Pastorinnen in Gemeindepfarrstellen der Ge­
meindekirchenrat und bei Pastorinnen in Planstel­
len für den Dienst im Bereich einer oder mehrerer 
Kirchgemeinden (§ 5 ·Abs. 1) sind die Gemeinde­
kirchenräte zu hören. Das Recht der Pastorin gemäß 
§ 67 des Pfarrergesetzes in Verbindung mit IV Zif­
fer 5 des vorläufigen Gesetzes über die Anwendung 
des Pfarrergesetzes vom 8. April 1964 (Amtsblatt 
S. 119) bleibt unberührt." 
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e) § 12 ,Absatz 4 erhält die Bezeichnung Absatz 3. 

iDer l:lrste Satz des bisherigen Absatzes 4 wird ge­
strichen. 

§ 2 

In § 13 des :Gesetzes wird hinter der Zitierung des 
§ 12 der Hinweis „Absatz 2" gestrichen. 

§ 3 

Das Gesetz tritt mit sofortiger Wirkung in !Kraft. 

Eise n a e h , den 5. Dezember 1971 

Die Synode 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Thüringen 

D. Br.aeeklein 
Landesbischof 

Dr. Lotz 
Präsident 

Dienstanweisung der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Thüringen für Gemeinde-Assistentinnen. 

Vom 18. Januar 1972 

(Nachdruck: aus ABI. 1972 S. 21) 

Der Landeskirchenrat hat gemäß § 82 der Verfas­
sung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen . 
folgende Rahmendienstanweisung für Gemeindeassi­
stentinnen als 

Verordnung 

beschlossen: 

§ 1 

In Kirchgemeinden, deren Pfarrstelle vakant ist und 
voraussichtlich für längere Zeit vakant bleiben wird, 
können zur Betreuung der Gemeindeglieder besonders 
geeignete Gemeindehelferinnen mit Genehmigung des . 
Landeskirchenrates eingesetzt werden. 

Die zur Betreuung einer solchen Kirchgemeinde ein­
gesetzte Gemeindehelferin führt die Dienstbezeichnung 
,, Gemeindeassistentin". 

§ 2 

Die vakante Kirchgemeinde wird grundsätzlich durch 
den mit der Verwaltung beauftragten Vakanzverwalter 
versorgt, der auch.den Vorsitz im Gemeindekirchenrat 
führt. 

Die Gemeindeassistentin unterstützt ihn in dieser 
Arbeit. Sie festigt die Verbindung zwischen Gemeinde 
und Vakanzverwalter. Sie unterrichtet den Vakanzver­
walter laufend über alle wichtigen Vorgänge des kirch­
gemeindlichen Lebens und tut ihren Dienst nach Ab­
sprache und im Einvernehmen mit dem Vakanzverwal-
ter. · 

An den Sitzungen des Gemeindekirchenrates nimmt 
die Gemeindeassistentin mit beratender Stimme teil. 

§ 3 

Wenn der Vakanzverwalter keinen Predigt- oder 
Sakramentsgottesdienst angesetzt hat, hält die Ge­
meindeassistentin Lesegottesdienst, den sie selbst vor­
bereitet. Die Gemeindeassistentin soll im Höchstfalle 
vierzehntägig zu solchem Gottesdienst eingesetzt wer­
den. 

Hat die Gemeindeassistentin auf Grund besonderer 
Ausbildung, etwa des kirchlichen Fernunterrichts, vom 

Landeskirchenrat die Erlaubnis, Gottesdienste mit freier 
Wortverkündigung durchzuführen, so soll sie gleichfalls 
nicht öfter als vierzehntägig den Hauptgottesdienst 
halten. 

Kindergottesdienst soll von der Gemeindeassistentin 
sonntäglich durchgeführt werden. Bei den Gottesdien­
sten kann die Gemeindeassistentin die vom Landeskir­
chenrat zugelassene Lektorenkleidung tragen. 

§ 4 

Die Katechetik in den vakanten Kirchgemeinden ein­
schließlich der Unterweisung der Vorkonfirmanden ge­
hört zu den Dienstpflichten der Gemeindeassistentin. 
Den Konfirmandenunterricht mit der abschließenden 
Vorstellung führt der Vakanzverwalter durch. 

§ 5 

Von der Gemeindeassistentin wird e;rwartet, daß sie 
die Arbeit mit der J'un~cn Gemeinde und die Mütter­
und Frauenarbeit übernimmt. Es sollen ihr jedoch nicht 
mehr als zwei Abendveranstaltungen wöchentlich zuge­
mutet werden. 

§ 6 

Zu den besonderen und vordringlichen Aufgaben ge­
hört der B.esuchsdienst und die nachgehende Seelsorge. 
Die Gemeindeassistentin soll die Gemeindeglieder. in 
den Häusern aufsuchen und ihnen seelsorgerlich mit 
Rat, Trost und Hilfe beistehen. Der Gemeindeassistentin 
ist ein geeignetes Amtszimmer, in dem sie seelsorger­
liche Gespräche führen kann, zur Verfügung zu stellen. 

über das Beichtgeheimnis ist die Gemeindeassistentin 
durch den Superintendenten zu belehren, und sie ist 
durch Handschlag auf unverbrüchliche Wahrung des 
Beichtgeheimnisses und Verschwiegenheit über alle 
Dinge, die ihr in Ausübung ihrer Seelsorge anvertraut 
oder bekannt geworden sind, zu verpflichten. Ober 
diese Verpflichtung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 

§ 7 

Für Kasualien ist der Vakanzverwalter zuständig. 
· Vorbereitende Gespräche mit den Gemeindegliedern 
(Taufgespräche mit Eltern und Paten, Traugespräche) 
können vom Vakanzverwalter der Gemeindeassistentin 
übertragen werden. 

§ 8 

Die Verantwortung für die ordnungsgemäße Verwal­
tungsarbeit in der vakanten Kirchgemeinde trägt der 
Vaka:Q.zverwalter. Die Gemeindeassistentin arbeitet 
nach seiner Anleitung und soll ihn in der technischen 
Durchführung der Verwaltung weitgehend entlasten. Die 
Gemeindeassistentin kann Arbeitsbesprechungen mit 
den Mitarbeitern der Gemeinde und den Mitgliedern 
des Gemeindekirchenrats durchführen. 

Unterschriftsberechtigt für schriftliche Willenserklä­
rungen, die die Kirchgemeinde verpflichten (§ 12 Abs. 4 
der Verfassung der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen), 
und für die Ausfertigung von Urkunden ist nur der 
Vakanzverwalter. 

Laufenden vorbereitenden Schriftwechsel sowie die 
Ausfertigung von Kirchenbuchauszügen kann die Ge­
meindeassistentin in seinem Auftrag (,,i. A. ") unter­
zeichnen. 

§ 9 

Die Gemeindeassistentin wird von der Kirchgemeinde 
mit Genehmigung des Landeskirchenrates angestellt. 

• 

! 

f-
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Die Besoldung der als Gemeindeassistentinnen einge­
setzten Gemeindehelferinnen erfolgt nach der Vergü­
tungsordnung für die Angestellten der landeskirchlichen 
Verwaltung vom 26. Mai 1970 (Amtsblatt 1970, S. 97) 
mit der Maßgabe, daß Gemeindehelferinnen, die als 
Gemeindeassistentinnen eingesetzt werden, eine mo-· 
natliche Stellenzulage von 50,- erhalten. 

Bedürfnisse die Aufgaben der Gemeindeassistentin in 
der vakanten Pfarrstelle festzulegen sind. 

§ 10 

Die vorstehenden Rahmenbestimmungen sind für alle 
Gemeindeassistentinnen verbindlich. 

Eisen a c h , den 18. Januar 1972 

Der Landeskirchenrat 

Mit jeder Gemeindeassistentin ist ein Dienstvertrag 
abzuschließen, in dem nach Maßgabe der konkreten 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Thüringen 

D. Braecklein 

Am Mittwoch, den 15. März 1972, hat es Gott dem Herrn über Leben und 
Tod gefallen, 

Vizepräsident i. R. 

D. Dr. Walter Zimmermann DD 
Stiftspropst zu Altenburg 

Träger des Großen Bundesverdienstkreuzes 

durch einen plötzlichen Tod aus dieser Zeitlichkeit abzuberufen. 24 Jahre 
lang hat er zunächst als Oberkirchenrat, dann als Vizepräsident im Luthe­
rischen Kirchenamt, Berlin-Schlachtensee, zum Aufbau der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands beigetragen. Durch seine 
Tätigkeiten in vielen gesamtkirchlichen Werken und Kuratorien hat 
D. Dr. Zimmermann sich während seiner Amtszeit für die gesamte Kirche 
verantwortlich gefühlt und unermüdlich eingesetzt. 

Wir werden sein Andenken in Dankbarkeit bewahren. 

Hannover, im März 1972 

Der Leitende Bischof 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

D. Wöl ber 

Der Präsident der Generalsynode 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

Buhbe 

Der Präsident 
des Lutherischen Kirchenamtes 

Schnell 
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